Der Vorsitzende des Regionalrates

des Regierungsbezirkes Koln

Bezirksregierung Koéln, Geschéaftsstelle des Regionalrates und des Braunkohlenausschusses, 50606 Kéln

An die Mitglieder
des Regionalrates
des Regierungsbezirks Koln

Aktualisierte Tagesordnung

3. Sitzung des Regionalrates des Regierungsbezirks Kéln am
13. Mérz 2015

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur 3. Sitzung des Regionalrates des

Regierungsbezirks Kéln am

Freitag, den 13. Marz 2015, 10 £ Uhr

lade ich Sie in das Dienstgebaude der Bezirksregierung Kalin,
Plenarsaal, H 200 (2. Etage)
Zeughausstral3e 2 - 10, 50667 Koln ein.

Hinweis:

Samtliche Unterlagen dieser Sitzung finden Sie auch auf den Internet-

seiten der Bezirksregierung Koéln unter folgender Adresse:

http://www.bezreg-
koeln.nrw.de/brk _internet/gremien/regionalrat/sitzungen_regionalrat/index.html

oder dem BSCW-Server https://www.bscw.nrw.de/
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Fur die Sitzung schlage ich folgende Tagesordnung vor:

TOP 1 Feststellung der Tagesordnung

TOP 2 Benennung eines stimmberechtigten Mitglieds des Regi-
onalrates zur Mitunterzeichnung der Niederschrift der 3.
RR-Sitzung am 13. Méarz 2015

TOP 3 Genehmigung der Niederschrift Uber das wesentliche
Ergebnis der 2. Sitzung des Regionalrates am 28.11.2014
Drucksache Nr.: RR 6/2015

TOP 4 Stellungnahme der Bezirksregierung Kéln zum Regional-
plan Dusseldorf
Drucksache Nr.: RR 8/2015

TOP 5 16. Umwandlung eines Gewerbe- und Industrieansied-
lungsbereiches (GIB) in einen Allgemeinen Siedlungsbe-
reich (ASB), Stadt Eschweiler
Aufstellungsbeschluss
Drucksache Nr.: RR 7/2015

TOP 6 Fernbusverbindungen
Drucksache Nr.: 12/2015

TOP 7 Auswirkungen der Umorganisation des Landesbetriebes
StralRen NRW
Drucksache Nr.: 13/2015

TOP 8 Anfragen
a) Anfrage der CDU Fraktion zum Neuen Quarzkies Tage-

bau in Swisttal-Straffeld
Drucksache Nr.: RR 4/2015
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b) Anfrage der CDU Fraktion zu den Problemen im Kadlner e 3von4

Dieselnetz
Drucksache Nr.: RR 11/2015

c) Anfrage der Fraktion DIE LINKE zum Sachstand Legi-
onellenausbruch im Kreis Diren sowie Kenntnisstand
Uber Kraftwerke
Drucksache Nr.: RR 14/2015

d) Anfrage der Fraktion DIE LINKE zum Unfall im Atom-
kraftwerk Thiange am 30.11.2014
Drucksache Nr.: RR 15/2015

e) Anfrage der CDU-Fraktion zum Ausbau Godorfer Hafen
Drucksache Nr.: RR 26/2015

TOP9  Wahl/Berufung/Umbesetzung von stimmberechtigten und
beratenden Mitgliedern
Drucksache Nr.: RR 25/2015

TOP 10 Mitteilungen
a) der Bezirksregierung
1) Fragen der Fraktion DIE LINKEN aus der letzten
Sitzung des Regionalrates zum RRX
Drucksache Nr.: RR 23/2015
2) Fragen der Fraktion DIE LINKEN aus der letzten
Sitzung des Regionalrates zu den Kampfmitteln im

Hambacher Forst
Drucksache Nr.: RR 24/2015

b) des Vorsitzenden

Mit freundlichen GriRRen

gez. Rainer Deppe
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Der Vorsitzende des Regionalrates

des Regierungsbezirkes Koln

Mitteilung der Geschéftsstelle:

Die Vorberatungen der Fraktionen finden wie folgt statt:

CDhU = Freitag, den 13.03.2015, 9 % Uhr, Raum H 448+ (3593)
SPD = Freitag, den 13.03.2015, 8 0 Uhr, Raum G 101* (2412)
DIE GRUNEN = Freitag, den 13.03.2015, 9 % yUhr, Raum G 102* (2411)
FDP = Freitag, den 13.03.2015, 9 Q0 Uhr, Raum H 443** (3589)
DIE LINKE = Freitag, den 13.03.2015, 9 D Uhr, Raum H 444** (3590)

* ZeughausstralRe 2-10 (Dienstgebdude Gartentrakt, 1. Etage)

** Zeughausstrale 2-10 (Dienstgebaude Haupthaus, 4. Etage)
Hinweis:

Wir empfehlen die Nutzung des offentlichen Nahverkehrs, da das
Dienstgebaude der Bezirksregierung Kdln sehr gut erreichbar ist mit:

—> DB bis Kdln Hbf
—> U-Bahn Linien 5, 16 und 18 bis Appellhofplatz

AulRerdem stehen lhnen im Innenstadtbereich zahlreiche Parkhauser
sowie Tiefgaragen zur Verfigung (das nachstgelegene Parkhaus zur
Bezirksregierung Koln ist das Parkhaus DuMont-Carré in der Breite
Stral3e 80-90).

Weitere Details zur Anfahrt kbnnen auch der Internetseite der Bezirks-
regierung Koln entnommen werden.

http://www.bezreqg-koeln.nrw.de/brk internet/kontakt/index.html

Datum: 05.03.2015
Seite 4 von 4
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Bezirksregierung Kaoln

Regionalrat
Sachgebiet:

Ergebnisprotokoll der 2. Sitzung

Drucksache Nr.: 6/2015 RR

4. Sitzungsperiode

Ko6ln, den 11.02.2015

Vorlage fur die
3. Sitzung des Regionalrates
am 13. Marz 2015

TOP 3: Genehmigung der Niederschrift tiber das wesentliche Ergebnis
der 2. Sitzung des Regionalrates des Regierungsbezirkes Koéln
am 28. November 2014

Rechtsgrundlage: 8 17 Geschéaftsordnung des Regionalrates (GO)
Berichterstatterin: Frau Miller, Dezernat 32, Tel.: 0221 / 147 - 2386

Inhalt: — Niederschrift
— Anwesenheitsliste

Anlagen: Anlage 1 zu TOP 4 ,Flachenpool NRW — Ein Instrument zur Mo-
bilisierung von Brachflachen in den Stadten und Gemeinden”

Anlage 2 ,Vorlage 16/2317 (Neudruck) des Landtags‘ zu
TOP 15 a) (2) ,Entwurf des Landesstralenbauprogramms 2015
(UA 1)

Beschlussvorschlaqg:

Der Regionalrat K6ln genehmigt die Niederschrift.

Ruckfragen richten Sie bitte an die Geschaftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386




Sachgebiet: Drucksache Seite

Protokoll der 2. RR-Sitzung 6/2015 RR 2

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Koln

Niederschrift

Uber das wesentliche Ergebnis der 2. Sitzung des Regionalrats am Freitag,
28. November 2014, 10:05 Uhr bis 11:50 Uhr, im Plenarsaal der Bezirksregierung
Kdln

Vorsitzender:

Rainer Deppe (CDU)

Teilnehmer:

siehe beigeflgte Anwesenheitsliste

Vor Eintritt in die Tagesordnung

Vorsitzender Rainer Deppe ertffnet die 2. Sitzung um 10.05 Uhr, heildt die Anwe-
senden herzlich willkommen und stellt den neuen Pressesprecher der Bezirksregie-
rung Herrn Dr. Klein sowie den neuen Personlichen Referenten Herrn Blschgens
vor.

Zunachst werde Herr Dr. Krickel den Regionalrat Gber die Nutzung von WLAN in die-
sem Saal informieren.

Dr. Bernd Krickel (Bezirksregierung Koln) macht den Regionalrat mit der techni-
schen Neuerung, im Plenarsaal WLAN bereitzustellen, bekannt. In der Vergangen-
heit habe man zur Umsetzung des papierlosen Sitzungsdienstes eine Austausch-
plattform ins Leben gerufen, den sogenannten BSCW-Server. Auf dieser Austausch-
plattform seien die Dokumente schon im Vorfeld bereitgestellt worden. Nun gehe es
darum, mit WLAN auch aus dem Plenarsaal darauf zuzugreifen.

Vorhin habe man am Eingang entsprechende Faltblatter mit den Zugangsdaten aus-
geteilt. Die Nutzung von WLAN erfordere, sich erstmalig mit dem eigenen mobilen
Gerat anzumelden. Nach der Auswahl von WLAN sei die Nutzerkennung einzuge-
ben, die das Geréat auch fur die nachsten Sitzungen behalte. Mit dem Zugang zu
WLAN habe man auch Zugriff auf den BSCW-Server.

Um das Internet zu nutzen, werde eine weitere Kennung benétigt, wie man es von
Hotels oder von Kongressveranstaltungen kenne. Auch dazu werde ein Ticket mit
einer Nutzerkennung und dem entsprechenden Passwort ausgeteilt. Nach der Ein-
gabe sei das Internet komplett zuganglich.
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Vorsitzender Rainer Deppe meint, nach der Sitzung wisse man, ob die Generalpro-
be erfolgreich gewesen sei.

Der Regionalrat sei form- und fristgerecht geladen worden und offensichtlich be-
schlussfahig.

TOP 1 Feststellung der Tagesordnung

Vorsitzender Rainer Deppe fuhrt aus, die Tagesordnung sei mit der Einladung vom
17.11.2014 bekannt gegeben worden. Heute liege eine aktualisierte Tagesordnung
mit Datum vom 26.11.2014 vor.

Da keine Einwendungen vorgebracht wirden, sei Tagesordnung in aktualisierter
Form festgestellt.

TOP 2 Benennung eines stimmberechtigten Mitglieds des Regionalrats
zur Mitunterzeichnung der Niederschrift der 2. Sitzung des Regio-
nalrats am 28. November 2014

Vorsitzender Rainer Deppe halt fest, zur Mitunterzeichnung der Niederschrift werde
Thorsten Konzelmann, SPD, benannt.

TOP 3 Genehmigung der Niederschrift Uber das wesentliche Ergebnis der
1. Sitzung (Neukonstituierung) des Regionalrates des Regierungs-
bezirks Kéln am 19.09.2014
Drucksache Nr. RR 76/2014

Rudiger Bornhold (FW) bittet, auf S. 12 der Niederschrift unter TOP 8.3 ,Bildung
der Kommissionen des Regionalrates Kdln“ bei der Besetzung der Verkehrskommis-
sion eine Anderung vorzunehmen. Fiir die Freien Wahler sei dort Riidiger Bornhold
aufgefuhrt. Man habe jedoch Joachim Orth benannt, der auch bisher Mitglied gewe-
sen sei.

Der Regionalrat genehmigt die Niederschrift mit dieser Anderung.

TOP 4 Flachenpool NRW — Ein Instrument zur Mobilisierung von Brach-
flachen in den Stadten und Gemeinden

Thomas Lennertz (BahnflachenEntwicklungsGesellschaft NRW mbH) stellt den
Flachenpool NRW anhand von Anlage 1 vor:

Ich méchte Ihnen Aktuelles zum Flachenpool NRW berichten. Ich war mit Herrn
Meiers von NRW.URBAN — wir betreuen dieses Instrument gemeinsam — vor
ca. drei Jahren schon einmal bei Ihnen. Damals ging es um die Pilotphase; heu-
te sind wir im Regelbetrieb.
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Unsere These ist (siehe Anlage 1, S. 2): Brachflachen sind kein Problem fir die
Stadtentwicklung. Sie sind ungenutztes Potenzial. — Es wird viel zu oft sehr ne-
gativ Uber die Brachflachen gesprochen — als einziges Problem. Aber fur viele
Stadte ist die Entwicklung Uber diese Flachen eine grof3e Chance.

Ich brauche Ihnen wohl die Zielsetzung (siehe Anlage 1, S. 3) nicht zu erklaren.
Es geht auch darum, die Brachflachen zu nutzen, um den Flachenverbrauch zu
reduzieren.

Aber es geht auch darum, mit den Brachflachen die Infrastrukturfolgekosten fir
sinnvolle stadtebauliche Entwicklungen zu reduzieren und manchmal Problem-
flachen anzugehen, die das Stadtbild sehr negativ pragen.

Was sind die vier Kernelemente dieses Verfahrens (siehe Anlage 1, S. 4), das
jetzt fest verankert ist?

Dialog

Wir wollen tGber das Verfahren einen Dialog initiieren. Denn viele Eigentimer
sprechen nicht immer mit den Kommunen, haben Vorbehalte, und die Kommu-
nen haben immer weniger Personal, um sich um diese Flachen zu kiimmern.
Insbesondere die kleinen und mittleren Kommunen haben gar nicht die Mog-
lichkeiten.

Sachaufklarung

Wir wollen durch unsere Erfahrung auf Brachflachen Sachaufklarung betreiben,
weil viele Eigentimer glauben, ihre Flachen nicht entwickeln zu kénnen. Oder —
umgekehrt — sie glauben fest, sie entwickeln zu kénnen, weil schon mal Pro-
jektentwickler vorbeigekommen sind und ihnen bestimmte Plane zum Beispiel
mit einem Aldi gezeigt haben, sodass bestimmte Preise im Kopf sind, und dann
funktioniert das nicht.

Wir wollen Sachaufklarung betreiben und ermitteln neutral — ohne Eigeninteres-
sen — Abbruchkosten, Erschliel3ungskosten, Umnutzungskosten, um den Eigen-
tumer zu beraten, wie man diese Flache heben kann.

Perspektive

Naturlich geht es um Perspektiven und Planungssicherheit. Denn auch die
Kommunen mussen wissen, ob man diese Flachen entwickeln kann.

Umsetzung

Wir haben aber nicht das Ziel, bunte Plane als Erfolg zu haben, sondern wollen
die Umsetzung der Flachenentwicklung erreichen. Deshalb geht unser Instru-
ment etwas weiter.

Wir haben drei Akteure (siehe Anlage 1, S.5): Kommunen, Eigentimer,
Land NRW.

Das Land NRW gibt das Geld. Mittlerweile ist fur uns ein eigener Titel fest im
Haushalt etatisiert, sodass wir unsere Leistungen anbieten kdnnen.
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Die Finanzierung erfolgt nicht allein durch Landesmittel; denn Kommunen und
Eigentiimer erbringen einen kleinen, aber doch wichtigen Eigenanteil.

Wir wollen die Flachen, die die Kommunen melden, in den Fokus nehmen, wo-
bei die Kommune der Wiedernutzung von Brachflachen den Vorrang vor der In-
anspruchnahme von Freiraum einraumen muss.

Als dritter Akteur steht fir uns der Eigentimer im Mittelpunkt des Verfahrens.
Vor drei Jahren hatte ich Ihnen auf einer Abbildung gezeigt, wie wir Eigentimer
klassifizieren. Wir hatten viele kleinere, mittelstandsorientierte Unternehmen,
die ihre Flachen aufgegeben haben. Heute — schon drei Jahre spéater — ist das,
was Sie aus der Tagesschau und vielleicht aus vielen anderen Entwicklungen
kennen, schon Alltag: Sie finden Eigentimer, die in Katar oder im Irak sitzen,
Fonds oder Flachen erworben haben und die Sie nie gesehen haben. Die Su-
che nach Kapitalanlegemdglichkeiten fuhrt dazu, dass plotzlich Eigentimer da
sind, mit denen die Kommunikation besonders schwerfallt. Auch deshalb mus-
sen wir neue Wege finden, die Eigentimer zu erreichen.

Unter Brachflachen verstehen wir jede Flache, die ihre Nutzung verloren hat,
untergenutzt ist oder bei der die Nutzung nicht standortadaquat ist (siehe Anla-
ge 1, S. 6). Von den Kommunen wurden bereits viele Standorte gemeldet.

Wir decken die gesamte Bandbreite ab (siehe Anlage 1, S. 7), schlie3en nichts
aus und sind fur vieles offen:

- von der Gewerbebrache bis zum leerstehenden Wohnquatrtier

- von der innerstadtischen Handelsbrache bis zum aufgelassenen grof3en
Standort im Aul3enbereich

Wir haben schon mehrere Handelsstandorte, die aufgegeben wurden,
und haben in der Vergangenheit Kooperationsvereinbarungen mit der
BImA und anderen gréf3eren Unternehmen geschlossen, die wir mitneh-
men wollen.

- von dem Eigentimer mit hoher Immobilienkompetenz bis zum Insolvenz-
standort

Aber im Kern geht es um den Eigentimer, der keine eigenen Kompetenzen hat,
Flachen zu entwickeln.

Die Ziele des Flachenpools NRW sind klar (siehe Anlage 1, S. 8):

Wir wollen die Flachen in Wiedernutzung bringen.

Wohnen ist ein wichtiger Baustein fur uns.

Auch offentlich geférderter Wohnungsbau ist im Fokus.

Wir haben jedoch auch viele Standorte, bei denen eine gewerbliche Reaktivie-
rung ganz normal sein durfte, weil die Umgebung so gepragt ist. Insofern haben

wir auch gewerbliche Nutzungen mit im Blick.

Wir wollen auch die Infrastruktur(folge)kosten reduzieren.
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Wir wollen mittelfristig erreichen, dass die Kommunen genau wissen, welche
Flachen sie entwickeln kbnnen. Wir ermitteln also auch neutral, welche Flachen
sich in den nachsten zehn bis 15 Jahren nicht reaktivieren lassen und nennen
die Grinde dafir. Somit kbnnen sich auch fur die Regionalplanung Erkenntnis-
se ergeben.

Das Verfahren will ich nur grob darstellen (siehe Anlage 1, S. 9), weil dazu Ma-
terial vorliegt, das wir Ihnen gerne zur Verfiigung stellen konnen.

Das Verfahren ist in drei Teile gegliedert:

Mitwirkung erreichen

Das heil3t, wir gehen, wenn sich die Kommunen beworben haben und ausge-
wahlt worden sind, auf Kommune und Eigentimer zu. Wir sprechen mit allen
Eigentiimern, was mitunter sehr schwierig ist, weil die Zahl der Eigentimer pro
Standort in der Regel zwischen funf und zehn liegt, manchmal aber auch tber
hundert. Wir versuchen, Wege zu finden, mit allen Eigentiimern Kontakt aufzu-
nehmen und die Kooperation zu vereinbaren.

Aufklarung betreiben

Wir gleichen Nutzungsziele ab und machen Interessenklarung. Wir finden her-
aus, was die Kommune fir ein Bild von der Flache hat und was sich der Eigen-
tumer vorstellt. Wir vermitteln das Ganze und machen auch einen Abgleich zwi-
schen den Brachflachenstandorten, was immer wichtiger wird. Denn es geht
nicht mehr nur um die Konkurrenz aus dem Bereich der Brachflache — das ist in
vielen Kommunen nicht der Fall —, sondern auch um die Konkurrenz zwischen
den Brachen. Der Eigentumer traumt von Nutzungen, die seine Flachen heben,
aber ein anderer Eigentiimer hat sie auch schon verplant, und manche Nutzun-
gen kann man von der Nachfrageseite her nicht so oft platzieren.

Wir klaren uber die Entwicklungsperspektiven der Standorte auf. Das heifl3t, wir
rechnen und ermitteln die Wirtschaftlichkeit im Abgleich mit den Nutzungen, die
an der Stelle zwischen Kommune und Eigentimer vermittelt wurden.

Umsetzung regeln

Wir haben einen grof3en Blumenstraul3 von Mdglichkeiten, wie wir die Umset-
zung regeln. Das kann sehr weit gehen.

Ich habe ein Beispiel aus einer kleinen Gemeinde im Munsterland — Nordwal-
de — mitgebracht (siehe Anlage 1, S. 10 und S. 16). Eine ehemalige Erben-
gemeinschaft, mittlerweile teilweise in der Schweiz sitzend, hat jahrelang ver-
sucht, die Flache zu nutzen. Wir haben den Dialog aufgenommen und erreicht,
in der Innenstadt eine Wohnnutzung zu etablieren.

Es war wichtig, den Eigentimern klarzumachen, dass die bei den Erben kursie-
renden Zahlen, in keinem Bezug zur Realitdt stehen: weder von der Lage im
Raum noch von den Aufwendungen. Die Flache war zu 100 % mit nicht wieder
nutzbaren Gebauden der Textilindustrie bebaut, sodass es zwar nicht um Bo-
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denbelastung, aber um Abbruchkosten ging. Uber Kostenschatzungen haben
wir deutlich machen kdnnen, dass nur ein einziger Erwerbspreis vertretbar sein
konnte. Wir haben das Vertrauen der Eigentimer gewonnen und fir sie von der
Prospektierung der Flache Uber die Investorensuche bis zu den Eckpunkten
des Kaufvertrags alles vermittelt — gegen 100-prozentige Finanzierung durch
die Eigentimer und nicht mehr durch die 6ffentliche Hand. So haben wir er-
reicht, dass die Flache binnen zwei Jahren in die Umnutzung gekommen ist.

Der Vorteil fur die Kommune ist (siehe auch Anlage 1, S. 17), dass wir uns als
Bindeglied zwischen Eigentimer und ihr verstehen und versuchen, den Kom-
munen durch fundierte Sachaufklarung tGber die Flachen deutlich zu machen,
wo welche Nutzungen einfach nicht tragfahig sind. Das passiert an vielen Stel-
len. Wir haben es gerade im Bergischen Land und an vielen anderen Stellen mit
sehr vielen Flachen zu tun, die topografisch bewegt und teilweise zu 90 oder
100 % bebaut sind. Diese Bausubstanz nutzt heute keiner mehr. Die Frage der
Abbruchkosten, der Teilabrisse, der Aufwendungen wird immer wichtiger. Wir
ermitteln die Kosten neutral Uber stdndige Ausschreibungsergebnisse — unter
anderem auch im Grundstiicksfonds — und gleichen sie mit der Nachfrageseite
in der Kommune ab. So bieten wir der Kommune die Mdglichkeit, ihre Reakti-
vierungschancen zu erhéhen, weil sie genau lber die Reaktivierungsperspekti-
ve eines Standorts — Ja oder Nein — Bescheid weil3.

Wir machen das schriftlich Uber eine Konsensvereinbarung (siehe Anlage 1,
S. 11) — wie bei der BEG im Rahmen der Bahnflachenentwicklung mit tber
120 unterschriebenen Vereinbarungen —, bei der es zum Beispiel um folgende
Punkte geht:

Den Punkt ,Vorrang der Entwicklung von Brachflachen vor dem Freiraum* kon-
nen viele Kommunen problemlos unterschreiben, weil sie keine oder immer we-
niger Potenziale im Freiraum haben.

Es geht auch darum, die Mitwirkungsbereitschaft zuzusichern. Die Formulierun-
gen der Konsensvereinbarung sind mit den kommunalen Spitzenverbanden ab-
gestimmt.

Vorteile fur Eigentimer (siehe Anlage 1, S. 12)

Wichtig ist, der Eigentimer vereinbart mit uns schriftlich die Mitfinanzierung an
dem Prozess (siehe Anlage 1, S. 13: Vertragliche Bindung Eigentimer — Ko-
operationsvereinbarung). Die Konsensfindung am Anfang ist fur ihn kostenneut-
ral. FUr einen Teil der Sachaufklarung muss er die Kosten tragen. In der Bin-
dungsphase reden wir Uber eine fast vollstandige Finanzierung durch den Ei-
gentumer. Der Anteil des Eigentiimers wachst also. Zu jedem Verfahrensschritt
erhalt er eine aktualisierte Vereinbarung mit den Zahlen.

Der Eigentimer unterschreibt eine Kooperationsvereinbarung und die Kommu-
ne unterzeichnet eine Konsensvereinbarung. Beide sind durch ein Vertragswerk
gebunden. Bei dem Eigentumer ermitteln wir einzelfallbezogen die Kosten fir
den Prozess.
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Bei den Kommunen haben wir einen festen pauschalen Eigenanteil (siehe An-
lage 1, S. 11). Bei bis zu vier Standorten betréagt er 8.000 €, damit eine Chance
besteht, den Betrag im Haushalt zu platzieren. Je mehr Standorte es werden,
umso teurer wird es. Das ist ein einmaliger Betrag ohne Nachschusspflicht — es
sei denn die Kommune ist selber Grundstickseigentimer, was wir bei Sport-
platzen und anderen Einrichtungen immer ofter erleben. Dann wirkt sie auch als
Eigentimer in einer Kooperationsvereinbarung mit.

Ich will nur ein kurzes Schlaglicht auf die Pilotphase in zehn Kommunen — zwei
sind aus dem Regierungsbezirk Kéln — werfen (siehe Anlage 1, S. 14).

Das Ergebnis, an dem wir zweieinhalb Jahre gearbeitet haben, sieht so aus
(siehe Anlage 1, S. 15):

Bei 59 ha wurde in dieser Zeit mit der Umsetzung begonnen; sie wurden also
umgenutzt.

Bei 51 ha war klar, welche Nutzungen dorthin kommen und ob sie sich rechnen.
Das haben wir geklart, und das ist dann auch politisch beschlossen worden.

Es gibt auch Standorte, fur die bis heute keine Klarung méglich war.

Man muss offen sagen, es gibt Standorte, bei denen keine Kommunikation
maoglich ist.

Oder: Es gibt Haltungen bei den Eigentiimern, die eine Reaktivierung nicht zu-
lassen.

Das wird sehr einzelfallbezogen ermittelt und gegentber der Kommune sehr
transparent gemacht. Das ist wichtig, bevor an den Stellen in den Planungspro-
zessen — auch im Regionalplan — Flachen ausgewiesen werden, in der Hoff-
nung, sie werden entwickelt, obwohl, zum Beispiel durch Erbvertrage, Struktu-
ren vorliegen, die verhindern, die Flache jemals zu entwickeln. Da haben wir
sehr kuriose Erfahrungen machen diirfen.

Jetzt sind wir im Regelbetrieb und haben einen Aufruf gestartet (siehe Anla-
ge 1, S. 18) — sehr kurzfristig, weil die plotzlich Mittel im Haushalt etatisiert wa-
ren. Obwohl wir damals noch in der Phase der Wahlen waren, sodass Politik
und Verwaltungen noch nicht so handlungsfahig waren, haben sich 39 Kommu-
nen beworben: mit 169 Standorten, 707 ha Flache und 909 Eigentimern, die
aufzusuchen sind, um mit ihnen zu sprechen.

Die Auswahl der Kommunen erfolgt mit einem Beirat, der Kriterien fur das Aus-
wahlverfahren aufgestellt hat (siehe Anlage 1, S. 19). Dabei geht es zum einen
um strukturelle Rahmenbedingungen, insbesondere stadtebauliche Relevanz.
Wir haben auch interkommunale Bewerbungen, die wir besonders bertcksichti-
gen wollen.

Zum andern geht es um standortbezogene Rahmenbedingungen: Welche
Standorte sind das? Ist das Instrument fir die Flache das richtige? Gibt es be-
sondere Dringlichkeiten?
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Auf der Folie (siehe Anlage 1, S. 20) sehen Sie die 20 Kommunen, die beim
1. Aufrufverfahren fur die Teilnahme am Flachenpool NRW ausgewéhlt worden
sind. Davon liegen funf im Regierungsbezirk Kéln — Bornheim, Kerpen, Lever-
kusen, Marienheide und Wesseling — und haben schon entsprechende Kon-
sensvereinbarungen geschlossen. Wir hatten in der Vergangenheit bereits die
beiden Pilotkommunen Bergheim und Troisdorf in den Verfahren.

Wie gesagt, der Beirat wahlt die Kommunen mit aus (siehe auch Anlage 1,
S. 21) und schlagt sie dem Minister vor.

Der Beirat empfiehlt auch, den Instrumentenkasten zu erweitern und wird bei
Fragestellungen grundsatzlicher Art eingebunden, wie zum Beispiel bei der Ty-
pologie der Flache: Ist sie fur das Flachenpoolinstrument geeignet?

Im Beirat ist die gesamte Bandbreite der unterschiedlichen Interessen vertreten
(siehe Anlage 1, S. 22), insbesondere die kommunalen Spitzenverbande, aber
auch kommunale Vertreter sollen bei der Auswahl mitwirken und ihre Erfahrun-
gen einbringen.

Worum geht es? Wir haben die unterschiedlichsten Flachentypen (siehe Anla-
ge 1, S. 23 1.). Ich will Ihnen die beiden haufigsten erlautern.

Teilgenutzte Flachen: Ein Teil der Flache ist in der Nutzung, und ein grof3er Teil
der Flache liegt als Reserveflache, wird nicht genutzt oder ist von jeher nicht in
Nutzung gekommen.

Das qilt fur relativ viele gewerblich gepragte Standorte (siehe Anlage 1, S. 23:
Flachentyp: Teilgenutzte Industriebrache).

Wir haben aber auch untergenutzte, innerstadtische Lagen, wie etwa dieser Fall
(siehe Anlage 1, S. 24: Flachentyp: Untergenutzte, innerstadtische Gemenge-
lage), der auf dem Luftbild von der Struktur her sehr gut aussieht, aber in gro-
Ren Teilen auch Leerstand hat und aufgrund der Lage der Flache Unternutzun-
gen kennt.

Man muss daran arbeiten, auch solche Fldchen zu aktivieren, die von den
Kommunen in groRerer Zahl benannt wurden.

Funf aktuelle Beispiele von Flachen, die gerade in den Regelbetrieb aufge-
nommen worden sind (siehe Anlage 1, S. 25 — 29):

Leverkusen — Eumuco-Areal (siehe Anlage 1, S. 25): Sie sehen ein Verwal-
tungsgeb&aude. Auf den Flachen stehen oft Gebaude, bei denen jeder wegen ih-
res Alters und Herstellungsaufwands sagt: Die kann man doch nicht abbre-
chen. — Aber es ist leider so, dass sich viele Flachen — auch bei den Hallen —
aufgrund der Umgebungsnutzung nicht reaktivieren lassen. Es rechnet sich
nicht, diese Flachen anzuschieben.

Wir machen aber diese Ermittlung und versuchen, die Flache zum Beispiel Uber
Zwischennutzung zu heben. Teilweise — das ist die wichtige Botschaft — gehen
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wir in einer anderen Position zu den Eigentiimern, als es der Kommune maoglich
ist. Denn wir haben uns zur Vertraulichkeit verpflichtet, um Folgendes heraus-
zufinden: Was hat der Eigentimer an Erkenntnissen zu seinem Grundstick,
auch zur Bodenbelastung? Weil3 er, was unter den Produktionsflachen liegt?
Well3 er fur den Fall des Abbruchs, wie seine Wande aus den Produktionspro-
zessen belastet sind? Oft entdecken wir, dass Eigentimer nicht informiert sind.
Wenn sie Gutachten in Auftrag gegeben haben, bekommen wir diese, ohne
verpflichtet zu sein, sie an die Ordnungsbehdrden weiterzugeben.

Bornheim — Kallenberg (siehe Anlage 1, S. 26): Es gibt aber auch Flachen wie
diese, die, umschlossen von Bebauung, im Siedlungszusammenhang liegt und
seit langer Zeit auf eine Nutzung wartet, aber tber 100 Eigentimer mit unter-
schiedlichen Interessen hat. Wir haben uns der Sache angenommen und ver-
suchen, 114 Eigentimer dazu zu bringen, sich freiwillig zu einer Entwicklung
der Flache, sei es in Teilen oder ganz, zu vereinbaren. Das uUberfordert die Ka-
pazitaten der Kommune deutlich.

Kleve — Ehemalige Spedition (siehe Anlage 1, S. 27): Auf dem linken Bild se-
hen Sie die Innenstadt von Kleve mit einem Kreisverkehr am rechten unteren
Bildrand. Dort ist die neue Fachhochschule entstanden, die schon in Betrieb ist.
Das heifl3t, plotzlich gewinnt so eine Flache eine unheimliche Lagegunst, aber:
46 Eigentumer, eine relativ dichte Bebauung mit zum Teil vollkommener Um-
nutzung durch eine Spedition und entstandene Grinflachen. Es ist wichtig, hier
ein Konzept zu vermitteln. Das gelingt jedoch nur, wenn man sich in die neutra-
le Position begibt und keine Eigeninteressen hat, also auch an der Projektent-
wicklung kein Geld verdienen will. Wir haben ausdriicklich keine Eigeninteres-
sen; wir wollen nur neutral beraten.

Krefeld — Ritzhitte, Untergath (siehe Anlage 1, S. 28): Es handelt sich um eine
ehemalige Lackfabrik. Der Zuschnitt der Flache ist nicht optimal. Die zentrale
Frage ist: Was weil3 der Eigentimer tber seine Flache? Was hat er unternom-
men? Denn die Vornutzung zeigt: Hier gibt es besondere Herausforderungen.

Wouppertal — Vohwinkel (siehe Anlage 1, S. 29): Das sieht auf dem Luftbild
ganz spannend aus. Das ist eine Flache, die mal der Deutschen Bahn AG ge-
hort hat — erworben von zwei Kaufern, die nicht miteinander reden. Da gibt es
seit Jahren Stillstand, und wir versuchen, die Flachenentwicklung voranzubrin-
gen.

Das war ein Blick auf das 1. Aufrufverfahren.

Die wichtige Botschaft ist, wir haben zurzeit ein 2. Aufrufverfahren laufen (siehe
Anlage 1, S. 30). Es ist am 18.09.2014 im Ausschuss des Landtags gestartet
worden.

Das Rickfragenkolloquium war gestern.

Die Bewerbungsfrist lauft bis zum 15. Dezember 2014. Sollten Sie Kommunen

kennen, die noch Interesse haben, am Verfahren teilzunehmen, melden Sie
sich kurzfristig bei uns! Wir beraten die Kommunen gerne.
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Trotz der formalen Bewerbungsfrist 15.12.2014, ist es mdglich, bis Januar 2015
Unterlagen nachzuliefern. Wichtig fur Sie: Es bedarf lediglich eines Beschlusses
des Verwaltungsvorstands, dieses Instrument nutzen zu wollen: kein Ratsbe-
schluss, kein Ausschussbeschluss. Den brauchen wir erst, wenn wir mit der Ar-
beit beginnen. Einen solchen Beschluss wirden wir aber selber in den Raten
bzw. in den Ausschissen begleiten wollen. Das ist in der kurzen Zeit nicht zu
schaffen.

Die Auswahl der nachsten Kommunen wird im Februar 2015 erfolgen.

Die Findungsphase, in der wir auf die Kommunen zugehen und mit der Arbeit
anfangen, wird im Marz 2015 beginnen.

Mit dem Land ist abgestimmt, dass wir mittelfristig 60 bis 65 Kommunen in der
Legislaturperiode bearbeiten sollen, sofern es den Bedarf gibt. Die jetzigen Be-
werbungen zeigen allerdings, dass der Bedarf da ist. Beim letzten Mal konnten
wir viele Kommunen nicht aufnehmen, und jetzt gibt es eine neue Bewerbung.
Wie gesagt, Ziel ist, dass jeder zum Zuge kommen soll, wenn seine Flache zum
Instrument passt. Daran wollen wir arbeiten.

Schlusssatz (siehe Anlage 1, S. 31): Immobilien kdnnen sich nicht bewegen,
Kommunen und Eigentiimer schon. Wir im Flachenpool NRW wollen gerne den
Stillstand Uberwinden.

Manfred Waddey (GRUNE) fragt, wie viele Kommunen sich im 1. Aufrufverfahren
beworben hatten, ohne bericksichtigt worden zu sein.

Thomas Lennertz (BahnflachenEntwicklungsGesellschaft NRW mbH) antwortet,
allen Kommunen, die sich beworben hatten, sei angeboten worden, sich mit einer
Erklarung an den Flachenpool zu wenden, dass sie ihre Bewerbung aufrechterhiel-
ten, wenn sie nicht zum Zuge kamen. Das hatten elf von 19 Kommunen getan. Diese
elf nahmen damit am nachsten Auswahlverfahren teil.

Dass sich acht Kommunen nicht gemeldet hatten, kdnne folgenden Hintergrund ha-
ben: Man fihre mit allen Kommunen Gesprache und klare auch tber andere Instru-
mente auf. Uber NRW.URBAN formuliere man dann ein Angebot zur Beratung, so-
dass sich manche Falle schon auf diesem Wege gelost hatten.

Reinhold Miuller (FDP) bezieht sich auf die Gemeinde Marienheide, die als Star-
kungspakt-Stufe 1-Kommune fur den Flachenpool ausgewahlt worden sei. lhn inte-
ressiere, was geschehe, wenn eine solche Kommune nicht in der Lage sei, ihren Ei-
genanteil zu finanzieren.

Thomas Lennertz (BahnflachenEntwicklungsGesellschaft NRW mbH) erwidert,
das Ministerium fur Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr (MBWSV) habe
das vorgetragene Problem mit dem Finanzministerium diskutiert. — In der Praxis ha-
be man bei der Zahlung des Eigenanteils sehr viel Geduld. Bei Starkungspakt- und
Nothaushaltkommunen habe man in der Vereinbarung mit den Kommunen Instru-
mente gefunden, um den Eigenanteil zu spateren Zeitpunkten in die Haushaltspla-
nung aufzunehmen. Bisher habe man aus diesen Grinden noch keine Kommune
verloren.
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Carla Neisse-Hommelsheim (CDU) méchte wissen, wie grol3 die Flachen in der
Regel seien und ob eine Mindestgro3e existiere, um beim Flachenpool mitzuma-
chen.

Thomas Lennertz (BahnflachenEntwicklungsGesellschaft NRW mbH) entgegnet,
es gebe keine Mindestgrol3e; aber das Instrument sei nicht fir Baulicken geeignet.
Man habe Einzelimmobilien bekommen, bei denen man im 1. Aufrufverfahren im
Zweifel gewesen sei, sie aufzunehmen. Dem Beirat habe man vorgeschlagen, eine
Typologie von Standorten zu benennen, die man nicht bearbeiten werde, weil das
Instrument dafir nicht geeignet sei. In der Regel rede man aber mit jeder Kommune,
die sich bewerbe. Man schaue sich die Flachen an und empfehle, die Bewerbung
aufrechtzuerhalten oder auch mit anderen Standorten ins Rennen zu gehen.

Die GrolRen seien sehr unterschiedlich — in Einzelfallen bis zu 60 ha, aber es fange
bei 1 ha an.

Rudiger Bornhold (FW) bittet um Auskunft, ob die Kommunen angeschrieben oder
sonst wie Uber die Tatigkeit des Flachenpools in Kenntnis gesetzt worden seien.

Thomas Lennertz (BahnflachenEntwicklungsGesellschaft NRW mbH) betont,
das Ministerium habe ebenso wie der Flachenpool mittlerweile jede Kommune zwei-
mal angeschrieben. Im letzten und in diesem Jahr habe man eine grol3e Veranstal-
tung durchgefuhrt. Manchmal wundere man sich schon Uber die Informationsfliisse.
Deswegen habe man sich entschieden, in jeden Regierungsbezirk zu gehen, um die
Tatigkeit vorzustellen. Im Internet sei unter www.nrw-flachenpool.de alles Wissens-
werte zu finden, und man sei auf vielen Veranstaltungen vertreten. Die Arbeit des
Flachenpools durfte eigentlich keiner Kommune entgangen sein. Ob die Information
im richtigen Fachbereich, der Flachen unterbringen wolle, angekommen sei, kdnne
man nicht beurteilen. Man sei aber standig in Kontakt mit Kommunen. Mit der Zeit
werde man jede erreichen.

Bettina Herlitzius (GRUNE) erkundigt sich, wie viele Mitarbeiter fur die langen und
zeitintensiven Verfahren zur Verfligung stiinden.

Thomas Lennertz (BahnflachenEntwicklungsGesellschaft NRW mbH) antwortet,
die BahnflachenEntwicklungsGesellschaft sei mit 20 Mitarbeitern an Bord, aber nicht
voll fur den Flachenpool, bei dem tberwiegend NRW.URBAN zum Einsatz kommen
werde. NRW.URBAN habe den Grundstiicksfonds NRW bearbeitet, bei dem sich die
Aufgaben deutlich reduzierten, sodass genugend Kapazitdten vorhanden seien.

Vorsitzender Rainer Deppe winscht Thomas Lennertz viel Erfolg bei seiner Arbeit.
Die Tour durch die Regierungsbezirke sei ein guter Weg, um die Tatigkeit des Fla-
chenpools weiterzutragen, der sicher einen zusatzlichen Schub bringen werde.
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TOP 5 Wahl/Berufung der Mitglieder der Arbeitsgruppe , Innovationsregi-
on Rheinisches Revier*
Drucksache Nr. RR 78/2014

Vorsitzender Rainer Deppe fuhrt aus, fur die Kommission seien 25 Mitglieder vor-
gesehen: sieben vom Regionalrat Diisseldorf und 18 vom Regionalrat Kaln.

Das Hare/Niemeyer-Verfahren flihre zu einem Losentscheid zwischen den Vertretern
der AfD, der Piraten und der Freien Wéahler. Die Geschéftsstelle habe einen Topf mit
Losen vorbereitet. Er als Vorsitzender habe die Aufgabe, ein Los zu ziehen.

(Der Vorsitzende zieht ein Los.)
Vera Muller (Bezirksregierung Koln) verliest das Ergebnis: Yvonne Plum (Piraten).

Vorsitzender Rainer Deppe beglickwinscht Yvonne Plum. — Die Vorschlage der
Fraktionen lagen vor. Hinzu komme Frau Plum fir die Piraten.

Rolf Beu (GRUNE) schlagt folgende stellvertretenden Mitglieder vor: die (brigen
Mitglieder seiner Fraktion in alphabetischer Reihenfolge und die Geschaftsfihrerin.

Vorsitzender Rainer Deppe weist darauf hin, dass das fiur alle Fraktionen gelte.

Heribert Hundenborn (Bezirksregierung Koéln) macht deutlich, die Organigramme,
die der Sitzungsvorlage beigefligt seien, seien nicht vollstandig und beinhalteten nur
den Regelungsgegenstand der heutigen Sitzung, also die ordentlichen Mitglieder.
Die Vertreter ergaben sich aus der Geschéftsordnung — der Regelung, die Rolf Beu
vorgetragen habe.

Reinhold Miller (FDP) nennt fir die FDP — aulRerhalb der angefiihrten Regelung fur
die Vertretung — Herrn Dr. Werner Pfeil als Vertreter.

Vorsitzender Rainer Deppe verweist auf einen noch offenen Punkt, der eigentlich
erst unter TOP 7 auf der Tagesordnung stehe: die beratenden Mitglieder. Bei der
Arbeitsgruppe Innovationsregion Rheinisches Revier handle es sich um ein separa-
tes Gremium, das man gemeinsam mit dem Regionalrat Disseldorf bilde. Uber die
Zahl der beratenden Mitglieder habe es noch keine Verstandigung gegeben. Einige
Fraktionen héatten ihre beratenden Mitglieder schon benannt und andere noch nicht.

Der Vorsitzende schlagt vor, heute nur tber Wahl bzw. Berufung der ordentlichen
Mitglieder der Arbeitsgruppe IRR zu entscheiden — die Stellvertreter ergdben sich
aus der Geschéftsordnung — und die der beratenden Mitglieder zurlickzustellen, bis
eine Verstandigung zwischen den Fraktionen innerhalb der IRR herbeigefuhrt sei. Er
nehme an, dass die beiden Personen, die eben beim Losentscheid verloren hatten,
zumindest als Gaste teilnehmen konnten.

Vera Miller (Bezirksregierung Koln) ergénzt, sie habe mit ihrem Kollegen Herrn
Kiel3ling von der Bezirksregierung Disseldorf, Kontakt gehalten. Das Thema ,Ar-
beitsgruppe IRR" stehe am 4. Dezember auch auf der Tagesordnung des Regional-
rats Dusseldorf. Vielleicht hatten die Fraktionen die Mdoglichkeit, sich zur Klarung
vorher auszutauschen.
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Vorsitzender Rainer Deppe halt fest, man beschlieRe also heute lber die ordentli-
chen Mitglieder und die Stellvertreter und spéater Uber die beratenden Mitglieder.

Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Der Regionalrat Koln wahlt bzw. beruft — entsprechend der Liste der Wahl-
bzw. Berufungsvorschlage, die der Vorlage Drucksache RR 78/2014 beige-
fagt ist, und dem durchgefuhrten Losentscheid zugunsten der Piraten — fol-
gende Personen als stimmberechtigte Mitglieder in die gemeinsame Arbeits-
gruppe ,Innovationsregion Rheinisches Revier* der Regionalrate Koln und
Dusseldorf:

CDuU: Borning, Ronald; Clemens, Gerhard; Dohmen, Hans-Willi
Jansen, Franz-Michael; Kehren, Dr.Hanno; Neisse-
Hommelsheim, Carla; Weber, Ginter

SPD: Hofken, Heiner; Krings, Hans; Oetjen, Hans-Friedrich; Schli-
ter, Volker; Schmitz, Hans

BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN: Herlitzius, Bettina; Lambertz, Horst; Zentis, Gudrun
FDP: Gobbels, Ulrich

DIE LINKE: Singer, Peter

FW: Bornhold, Rudiger

PIRATEN: Plum, Yvonne

Die stellvertretenden Mitglieder ergeben sich aus der Geschéaftsordnung; au-
Rerhalb dieser Regelung wird von der FDP Dr. Werner Pfeil benannt.

Die Wahl/Berufung der beratenden Mitglieder wird zurlickgestellt, bis inner-
halb der Arbeitsgruppe ,IRR" eine Verstandigung herbeigefihrt ist.

TOP 6 Wahl/Berufung der Mitglieder der Unterkommission Schiene
Drucksache Nr. RR 79/2014

Vorsitzender Rainer Deppe erlautert, der Regionalrat habe in seiner konstituieren-
den Sitzung die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder auf 19 festgelegt. Die Fraktio-
nen hatten ihre Vorschlage eingereicht. Fir das Mitglied, das wieder per Losent-
scheid hatte festgelegt werden mussen, hatten sich die Vertreter der AfD, Piraten
und Freien Wéahler auf Yvonne Plum (Piraten) geeinigt.

Stefan Go6tz (CDU) teilt mit, die CDU habe sowohl bei der Benennung der stimmbe-
rechtigten als auch der beratenden Mitglieder noch internen Beratungsbedarf und
werde die Bekanntgabe der Namen auf die nachste Sitzung vertagen.

Vorsitzender Rainer Deppe stellt fir TOP 6 fest, die CDU-Fraktion habe die in der
Vorlage Drucksache Nr. RR 79/2014 enthaltenen Wahl- bzw. Berufungsvorschlage
zurickgezogen. Das sei kein Problem, weil die Unterkommission erst nach der
nachsten Sitzung des Regionalrats tagen werde.

Rolf Beu (GRUNE) benennt — auRerhalb der Geschaftsordnungsregeln — Frau Ange-
la Kalnins als Stellvertretung.
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Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Der Regionalrat wéahlt bzw. beruft die folgenden verbliebenen Personen — die
CDU-Fraktion hat ihre Vorschlage zuriickgezogen —, aufgefiihrt in der Liste
der Wahl- bzw. Berufungsvorschlage, der Vorlage Drucksache RR 79/2014
beigefligt, als stimmberechtigte Mitglieder in die Unterkommission Schiene
der Verkehrskommission:

SPD: ten Haaf, Ralf, Noack, Horst; Oetjen, Hans-Friedrich; Scha-
per, Dieter; Schmitz, Hans; Timm, Dierk

FDP: Pohlmann, Christian

BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN: Beu, Rolf; Metz, Martin; Waddey, Manfred
DIE LINKE: Hane-Knoll, Beate
PIRATEN: Yvonne Plum

Von den Grinen wird Angela Kalnins als Stellvertretung benannt.

TOP 7 Berufung der beratenden Mitglieder in den Arbeitsgremien des
Regionalrates Kéln
Drucksache Nr. RR 80/2014

Vorsitzender Rainer Deppe halt zu den verschiedenen Arbeitsgremien folgende
Anderungen gegenuber der Vorlage fest:
Arbeitsgruppe IRR

Unter TOP 5 sei man Ubereingekommen, die Berufung der beratenden Mitglieder der
Arbeitsgruppe IRR zu vertagen, bis man sich mit dem Regionalrat Disseldorf ver-
standigt habe.

UK Rhein-Berg

Die CDU-Fraktion habe als vierten Kandidaten Hans-Peter H6hner benannt.

UK Schiene

Die CDU habe in der Beratung zu TOP 6 auch ihre Vorschlage zu den beratenden
Mitgliedern, enthalten in der Vorlage Drucksache Nr. RR 80/2014, zurtickgezogen.

Die Grunen hatten als beratendes Mitglied Markus Meurer vorgeschlagen.
Der Regionalrat fasst einstimmig folgende Beschlisse:

1. Der Regionalrat legt gemaR § 22 Abs. 3 Satz 8 GeschO-RR die Zahl
der weiteren beratenden Mitglieder in den Kommissionen wie folgt
fest:

Kommissionen mit 29 Mitgliedern: 13
Kommissionen mit 23 Mitgliedern: 13
und Kommissionen mit 19 Mitgliedern: 11
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2.

Der Regionalrat beruft gemal 8 22 Abs. 3 Satz 8 GeschO-RR die fol-
genden Personen als weitere beratende Mitglieder in die Kommissio-
nen des Regionalrates:

Kommission fir Regionalplanung und Strukturfragen (KRS)

CDuU: Hamel, Jorg; Lindemann-Berk, Cornel; Mannheims,
Carsten; Pakendorf, Uwe; Wagner, Hanns-Christian

SPD: Bucher, Katrin

FDP: Dr. Albach, Rolf

DIE LINKE: Jungblut, Marika

Verkehrskommission

CDU: Hauser, Benedikt; Jungling, Liane; Krauf3, Oliver;
Omankowsky, Albrecht; Schnapp, Hans

BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN: Loh, Gisela; Meurer, Markus

FDP: Ehm, Horst

DIE LINKE: Schubert, Gernot

UK Rhein-Berg
CDuU:

Bosbach, Martin; Buchen, Christian; Hohner, Hans-
Peter; Moring, Karsten

FDP: Wilming, Stefan

DIE LINKE: Schubert, Gernot

UK Ville-Eifel

CDu: Clemens, Gerhard; Fievet, Christoph; Jakobs, Er-
win; Jungling, Liane

SPD: Kloeters, Josef

FDP: Troppens, Detlef

DIE LINKE: Jungblut, Marika

UK Schiene

SPD: Berg, Leon; Heller, Wolfgang

BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN:  Meurer, Markus

FDP: Westerschulze, Stefan

DIE LINKE: Schubert, Gernot

TOP 8 Berufung der Regionalen Bank des Braunkohlenausschusses

Drucksache Nr. RR 73/2014
Der Regionalrat fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Der Regionalrat beruft die auf S. 2 der Vorlage aufgefihrten Personen als
stimmberechtigte Mitglieder des Braunkohlenausschusses (Regionale Bank).
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TOP 9 Entwurf eines sachlichen Teilplans Energie fur die Planungsregion
Arnsberg

Stellungnahme des Regionalrates Koln
Drucksache Nr. RR 81/2014

Der Regionalrat fasst bei einer Enthaltung folgenden Beschluss:

Der Regionalrat Kéln schlie3t sich der Stellungnahme der Regionalpla-
nungsbehdrde Koln zum ,Sachlichen Teilplan Energie* des Regionalplans fir
den Regierungsbezirks Arnsberg an.

TOP 10 Zielabweichungsverfahren gemal § 16 LPIG NRW fir einen Teilab-
schnitt der ehemaligen Eisenbahnstrecke Huckelhoven — Baal —
Ratheim auf dem Gebiet der Stadt Hiickelhoven
Drucksache Nr. RR 74/2014

Der Beschlussvorschlag laute — so Vorsitzender Rainer Deppe —, dass der Regio-
nalrat sein Einvernehmen zum Zielabweichungsverfahren erklare. Fur den Be-
schlussvorschlag liege ein Anderungsantrag der Griinen vor.

Martin Metz (GRUNE) macht zunachst eine formale Vorbemerkung, die die Abstim-
mung erleichtern durfte. Die Grinen hatten in der Vorbesprechung verabredet, den
Beschlussvorschlag wie folgt abzuéandern: Man werde Punkt 1 herausnehmen, so-
dass es sich nicht um einen Anderungsantrag, sondern um einen Erganzungsantrag
handle. Zuerst werde also Uber den Beschlussvorschlag der Bezirksregierung abge-
stimmt und anschlie3end lGber den Ergdnzungsantrag der Grinen.

Zum Inhaltlichen: Die Grinen freuten sich, dass es beim Bau der L 117 — Ortsumge-
hung Ratheim — weitergehe, eine der StralRen, die auch die Grinen fir sinnvoll und
notwendig hielten. Es bestehe also ein grof3er Konsens. Den dortigen Konflikt mit der
Bahnstrecke, der fur viel Papier und viele Diskussionen vor Ort, aber auch auf hohe-
ren Ebenen gesorgt habe, gebe es schon seit vielen Jahren.

Die Grlinen seien grundsatzlich mit dem Zielabweichungsverfahren einverstanden —
als Mdglichkeit, einen Kompromiss zu finden —, wirden es allerdings gerne mit eini-
gen Punkten verbinden, die sie zur Abstimmung stellen wollten. Er wolle die Punkte
einzeln erlautern:

Punkt a) laute, der Regionalrat weise darauf hin, dass das Zielabweichungsverfahren
nicht bedeute, sich vom Ziel der Reaktivierung der Bahnstrecke Baal — Ratheim zu
verabschieden. — Rechtlich sei das der Fall, werde aber in der Vorlage nicht deutlich.
Man konnte die Vorlage so interpretieren, dass das Ziel nicht mehr verfolgt werde.
Heute werde aber nur in einem Einzelfall eine Ausnahme von der Zielsetzung zuge-
lassen; grundsatzlich bleibe das Ziel erhalten.

Punkt b) sage, dass der Regionalrat das Ziel einer Reaktivierung der Bahnstrecke im
Regionalplan Koln, Teilplan Aachen, weiter verfolgen wolle. Man habe die positiven
Auswirkungen einer Reaktivierung auf der Strecke Heinsberg — Lindern gesehen.
Ahnliches wére auch hier zu erwarten. Vor dem Hintergrund, dass man bald einen
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neuen Regionalplan angehen werde, halte man es fir eine sinnvolle, inhaltliche
Feststellung, dass man das Ziel weiter verfolge.

Punkt c) sei ein unter praktischen Gesichtspunkten zu betrachten. Direkt neben bzw.
auf einer Bahntrasse werde eine Landesstral3e geplant und gebaut. Sie sei bereits
im LandesstralRenbauprogramm 2015 enthalten. Man habe dort einen Bebauungs-
plan, aber, soweit den Griinen bekannt sei, noch keinen konkreten Plan zum Bau. Es
ware sinnvoll, wenn man das vorher beschriebene Ziel weiter verfolge, Stralen.NRW
aufzufordern, beim konkreten Bau der Stral3e, die neben der potenziellen Bahnstre-
cke liege, bei der Errichtung von Ingenieurbauwerken, bei der genauen Trassierung
auch die Moglichkeit einer Reaktivierung zu beriicksichtigen. Das wolle man dem
Landesbetrieb mit auf den Weg zu geben, weil man damit Synergieeffekte, Kosten-
einsparungen und eine héhere Wahrscheinlichkeit fur eine Reaktivierung verbinde.

Punkt d) mit der Aufforderung an die Bezirksregierung, den Regionalrat regelmafiig
Uber die konkreten Schritte zur Trassensicherung zu unterrichten, misse er — Metz —
nicht weiter erlautern.

Mit Punkt e) werde die Stadt Hickelhoven im Sinne einer Realisierung des Ziels des
Regionalplans gebeten, das eisenbahnrechtliche Widmungsverfahren fiir den neuen
Teil der Trasse einzuleiten. — Als Regionalratsfraktion habe man mit dem Burger-
meister und Kommunalpolitikern vor Ort besprochen, dass das wohl in der Stadt
Huckelhoven in der Diskussion sei, ohne dass eine konkrete Entscheidung gefallen
sei. Die Grundsttcke fiur die potenzielle Strecke sollten ins Eigentum der Stadt tber-
gehen.

Die Grinen hielten diese funf Punkte fur zielfUhrende, praktische Vorschlage, um
den Neubau der Stral3e, der von allen gewollt sei, mit einer realistischen und guten
Perspektive fur eine Bahnstrecke, die wohl auch von allen gewollt sei, zu verbinden.
Die Grinen wirden sich freuen, wenn der Regionalrat den von den Grinen vorge-
schlagenen Weg mitgehen wirde.

Die CDU koénne sich gut vorstellen — so Stefan Go6tz (CDU) —, dass die Grinen in-
tern ein gewisses Problem damit hatten, einer neuen Stral3e zuzustimmen, und des-
halb auch etwas fur die Bahn tun wollten. Nur so kdnne er sich den Erganzungsan-
trag der Grunen erklaren, der inhaltlich nichts enthalte, was der Regionalrat be-
schlieRen misste.

Insbesondere der erste Punkt, den Martin Metz vorgetragen habe, dass das Ziel er-
halten bleibe, sei den Unterlagen der Bezirksregierung zu entnehmen. Die Bezirks-
regierung habe auch den aktuellen Flachennutzungsplan der Gemeinde dazugelegt,
aus dem zu erkennen sei: Die neue Bahntrasse sei bereits gesichert. Von daher be-
stehe keine Notwendigkeit fir den grinen Ergdnzungsantrag. All das, was darin ge-
fordert werde, sei von der Gemeinde oder dem Kreis schon beschlossen und somit
verbindlich zugesagt.

Insofern werde man dem Beschlussvorschlag der Bezirksregierung zustimmen. Den
Erganzungsantrag der Griinen werde man aber ablehnen.

Gerhard Neitzke (SPD) betont, die Vorlage sei schlissig, und die Stadt Huckel-
hoven habe ihre Hausaufgaben — Flachennutzungsplan, Bebauungsplan — gemacht.
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In beiden Planen sei eine alternative Trasse fur eine gegebenenfalls vorzunehmende
Reaktivierung der Eisenbahnstrecke Hiuckelhoven — Baal — Ratheim enthalten. Ent-
gegen der Argumentation der Grinen schliel3e sich der fur den schienengebundenen
Nahverkehr zustdndige Nahverkehr Rheinland ebenfalls der Auffassung der Stadt
Huckelhoven an, weil auch er festgestellt habe, dass alle Hausaufgaben gemacht
seien und alles fir eine eventuelle Reaktivierung vorhanden sei.

Die von den Grinen im Antrag vorgetragenen Punkte seien nicht notwendig. Klarheit
und Wahrheit mussten Vorrang haben. Deshalb werde sich die SPD dem Beschluss-
vorschlag der Bezirksregierung anschlieBen und dem Antrag der Griinen nicht zu-
stimmen.

Reinhold Miller (FDP) macht deutlich, auch die FDP werde den Antrag der Griinen
aus den von den Vorrednern genannten Grinden, die er nicht wiederholen wolle,
ablehnen.

Rolf Beu (GRUNE) meint, Martin Metz habe die einzelnen Punkte in aller Sachlich-
keit dargelegt und erlautert, warum sie als zielfihrend erachtet werden kdnnten. Ob
sie hundertprozentig notwendig seien, kénne durchaus diskutiert werden. Aber die
Redebeitrage der Vertreter von CDU und SPD markierten wohl einen Tiefpunkt der
Diskussionskultur im Regionalrat. Die fast inhaltsleeren RickaufRerungen kénne man
nur traurig zur Kenntnis nehmen.

Martin Metz (GRUNE) schlieRt sich der Einschatzung von Rolf Beu an. Er sei ent-
tauscht, dass Stefan Gotz auf eine sachliche Argumentation mit der Aussage reagie-
re, das konne er sich nur so erklaren, dass die Grinen Probleme héatten, einer Stra-
Be zuzustimmen. Es passe ins Weltbild der CDU: schon, einfach und leicht zu han-
deln. Vielleicht sollte Stefan Go6tz zur Kenntnis nehmen, dass die L 117n aufgrund
ihrer Sinnhaftigkeit insbesondere von griinen Abgeordneten auf vielen Ebenen vo-
rangetrieben worden sei. Im Gegensatz zur schwarz-gelben Landesregierung habe
es die rot-grine Landesregierung geschafft, dass diese Mallnahme in das Landes-
strallenbauprogramm aufgenommen worden sei. Die CDU sollte sich nicht so weit
aus dem Fenster lehnen und in ihrem Weltbild verharren, weil die Sachlage deutlich
anders sei. Wenn es der CDU um eine Sachargumentation gehe, sollte sie die der
Grinen zur Kenntnis nehmen.

Zum Zweiten koénnten die Rickaul3erungen offensichtlich nicht zwischen Zielen im
rechtlichen und im politischen Sinne differenzieren. Es gehe um ein Zielabwei-
chungsverfahren fir ein Ziel im Regionalplan. Er habe eben erlautert, warum es
sinnvoll sei, darauf hinzuweisen, dass das Ziel erhalten bleibe. Das habe zuné&chst
einmal nichts mit dem Flachennutzungsplan und dem Bebauungsplan einer Gemein-
de zu tun. Von daher gehe die Argumentation von CDU und SPD fehl.

Warum die Aufforderung an den Landesbetrieb, beim Bau einer Stral3e, die parallel
zu einer beabsichtigten Bahnstrecke verlaufe, etwa bei der Errichtung von Ingenieur-
bauwerken auf die Erzielung von Synergieeffekten mit Blick auf die Reaktivierung der
Bahnstrecke zu achten, Uberfliissig und nicht sinnvoll sein solle, sei von CDU und
SPD mit keinem Wort kommentiert worden — vermutlich, weil man zwar die Sinnhaf-
tigkeit sehe, aber ein Problem damit habe, einem griinen Antrag zuzustimmen.
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Auch auf das Widmungsverfahren, das mit Vertretern der Stadt Huckelhoven be-
sprochen worden und dort ein Stick weit auf Zustimmung oder Offenheit gestol3en
sei, sei keiner der Redner eingegangen. Die Grunen hielten es fur sinnvoll, um das
regionalplanerische Ziel eisenbahnrechtlich abzusichern.

Er — Metz — habe sehr sachlich argumentiert. Trotzdem gingen CDU und SPD pau-
schal Gber den Antrag hinweg und hében ihn auf eine politische Ebene, die eigentlich
gar keine Rolle spiele, weil man inhaltlich im Konsens sei. CDU und SPD Streit such-
ten also Streit, und den kdnnten sie haben.

Franz-Michael Jansen (CDU) fragt, ob Martin Metz erstens mit ihm darin tberein-
stimme, dass die L 117n nur deshalb gebaut werde, weil sich die Stadt Huckelhoven
und der Kreis Heinsberg finanziell an diesem Stral3enbauprojekt beteiligten.

Ihn interessiere zweitens, ob Martin Metz wisse, dass aufgrund dieser Tatsache die
Kosten gedeckelt seien.

Drittens musse man sich die Frage stellen, ob Synergien, die zu zusatzlichen Kosten
fuhrten, das Stral3enbauvorhaben nicht eventuell verhinderten. Er — Jansen — bitte
Martin Metz sachlich zu bleiben und in diese Richtung zu Uberlegen, ehe er ein sol-
ches Feuerwerk abbrenne.

Martin Metz (GRUNE) antwortet, die genaue Kostenaufteilung sei ihm nicht bekannt.
Er wisse, dass es sich um den Neubau einer LandesstraRe handle. Es gebe, wie so
oft bei Baumalinahmen Uber Kreuzungen und damit einhergehende Baumal3nahmen
sicherlich einen Eigenanteil der entsprechenden Kommunen, was zu begruf3en sei.
Er meine, das Land leiste den weitaus grof3ten finanziellen Beitrag. Deshalb sei die
Maflnahme im LandesstralRenbauprogramm.

Bei dieser raumlichen Konstellation, dass zwei Trassen direkt nebeneinander gebaut
bzw. geplant wirden, hétten die Grinen die groRe Hoffnung, dass durch die Auffor-
derung an den Landesbetrieb, beim Bau der L 117 Vorkehrungen zu treffen, um Sy-
nergieeffekte im Zusammenhang mit der Reaktivierung der Bahnstrecke zu nutzen,
Folgendes eintrete: Eine Bricke 2 m oder 3 m breiter zu bauen, verursache zwar
Mehrkosten, die aber im Verhaltnis dazu, zwei Briicken zeitlich nacheinander, raum-
lich nebeneinander zu bauen, gering seien. Das wisse jeder, und die Grinen seien
zuversichtlich, dass die entsprechenden Institutionen eine gute Entscheidung trafen,
die nicht zu Mehrkosten, sondern eher zu Synergieeffekten fihre.
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Der Regionalrat fasst folgende Beschlisse:

TOP 11

1.

Einstimmig erklart der Regionalrat gemald 8 16 Abs. 4 Landes-
planungsgesetz NRW sein Einvernehmen zum Zielabweichungsver-
fahren fir einen Teilabschnitt der ehemaligen Eisenbahnstrecke
Huckelhoven — Baal — Ratheim auf dem Gebiet der Stadt Hickel-
hoven.

Der Erganzungsantrag der Griinen wird mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, SPD und FDP sowie der Vertreter der Freien Wéahler
und der AfD gegen die Stimmen der Fraktionen der Grunen und der
Linken sowie der Vertreterin der Piraten abgelehnt.

Priorisierung der MalBhahmen des Landesstrallenbaupro-
gramms 2015 fur den ,,Um- und Ausbau von bestehenden Landes-
stral3en bis 3 Millionen € Gesamtkosten“ (UA Il a)

Drucksache Nr. RR 82/2014

Der Regionalrat fasst bei zwei Enthaltungen der Linken folgenden Beschluss:

TOP 12

Der Regionalrat beschliel3t den regionalen Vorschlag zum Landesstral3en-

bauprogramm ,Um- und Ausbau von Landesstral3en bis 3 Millionen € Ge-
samtkosten” (UA Il a) fur 2015.

Priorisierung der MalBhahmen des Landesstrallenbaupro-
gramms 2015 fur den ,Radwegebau an bestehenden Landesstra-
RBen“ (UA 1)

Drucksache Nr. RR 83/2014

Der Regionalrat fasst bei zwei Enthaltungen der Linken folgenden Beschluss:

TOP 13

Der Regionalrat beschlief3t den regionalen Vorschlag zum Landesstral3en-
bauprogramm ,Radwegebau an bestehenden LandesstraRen® (UAIlr) far
das Jahr 2015.

Abgleich des Einplanungsvorschlages fir das Stadtebauinvestiti-
onsprogramm 2014 mit dem vom MBWSV bekannt gegebenen
Stadtebauinvestitionsprogramm 2014

Drucksache Nr. RR 90/2014

Der Regionalrat nimmt die Erlauterungen der Bezirksregierung Koln zur Kenntnis.
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TOP 14 Anfragen

a) Anfrage der Fraktion DIE LINKE zur Problematik der Kraft-
werksreststoff (KWR)-Deponien im Rheinischen Revier
Drucksache Nr. RR 75/2014

b) Anfrage der Fraktion DIE LINKE zum Sachstand Rhein-Ruhr-
Express (RRX)
Drucksache Nr. RR 91/2014

c) Anfrage der Fraktion DIE LINKE zu den verstarkten Funden
von Kampfmitteln aus den Weltkriegen im Hambacher Forst
Drucksache Nr. RR 93/2014

d) Anfrage der CDU-Fraktion zu den Auswirkungen der Haus-
haltssperre
Drucksache Nr. RR 94/2014

e) Anfrage der Fraktion DIE LINKE zum Sachstand Legionellen-
ausbruch im Kreis Diuren sowie Kenntnisstand tber Kraft-
werke
Drucksache Nr. RR 95/2014

Zu TOP 14 a):
Peter Singer (LINKE) merkt zweierlei an:
Zum einen stehe im Antwortschreiben der Bezirksregierung Arnsberg der Satz:

,Die einleitenden Satze im Schreiben von DIE LINKE entsprechen nicht den
vorliegenden Gegebenheiten.”

Zur Klarstellung: Man habe nur den BUND NRW zitiert, ohne eigene Behauptungen
aufzustellen.

Zum Zweiten habe er zur Antwort auf Frage 1 — Deponieklasse — noch die Nachfra-
ge, warum nur eine Einstufung in Deponieklasse | erfolge, obwohl allein der Schad-
stoff Quecksilber mindestens der Deponieklasse IV zugeordnet werden musste.

Dem Antwortschreiben sei zu enthnehmen, es gebe keinerlei Belastungen, die Uber
die Deponieklasse | hinausgingen. Dies werde durch regelmallige Kontrolluntersu-
chungen Uberpruft und bestétigt.

Ihm lagen Daten aus der Abfallanalysedatenbank des Landes Nordrhein-Westfalen
(ABANDA) vor, die anonymisiert sei, sodass man im Einzelfall nicht zuordnen kénne,
wer Chargen angemeldet habe. ABANDA nenne Chargen von Filterstduben aus
Kohlefeuerung mit Werten, die erheblich Gber den Grenzwerten lagen. Der Grenz-
wert fur Eluat liege wohl bei 0,2 mg; den Grenzwert fiir Feststoffe habe er im Moment
nicht parat.

Er wolle gerne wissen, ob diese Chargen auf dieser KWR-Deponie der Deponie-
klasse | abgekippt worden seien. Das lasse sich aus der Datenbank nicht ersehen.
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Vorsitzender Rainer Deppe weist darauf hin, dass Fragen heute nicht beantwortet
werden konnten, weil der zustandige Vertreter der Bezirksregierung Arnsberg nicht
anwesend sei, und bittet, eventuelle Fragen neu zu stellen und prazise zu formulie-
ren.

Zu TOP 14 b):

Yvonne Plum (PIRATEN) tragt Folgendes vor: Dem Schreiben sei zu entnehmen,
dass die Studie, auf der die gesamte Planung fulRe, aus dem Jahr 2006 stamme. Zu
dieser Zeit habe noch niemand von dem Strukturférderprogramm Milheim 2020 zu
trAumen gewagt, das einige Jahre spater angesetzt worden sei, gefordert mit EU-,
Bundes- und Landesmitteln, um die Verbesserung des Stadstteils als Wohn- und Ar-
beitsstéatte zu erreichen. Dieses Programm laufe 2014 aus und habe Erfolge aufzu-
weisen. In Mllheim hatten sich neue Gewerbe angesiedelt, und es sei neuer Wohn-
raum geschaffen worden. Es seien also mehr Leute nach Milheim gezogen, und
dieser Prozess sei noch nicht abgeschlossen. Zum Beispiel sei am Rheinufer ein
Wohnturm mit 20 Stockwerken geplant. Der Milheimer Hafen solle ausgebaut wer-
den. Die Guterbahnhofsbrache solle besiedelt werden. Auf Mulheim komme also
noch einiges zu.

Insofern halte sie es fir zu kurz gegriffen, sich nur anzuschauen, dass der RRX ein
paar Minuten langer brauche, wenn er auch am Bahnhof K&In-Mulheim einen Halte-
punkt hatte. Das werde den Leuten, die in diesem Stadtteil lebten, nicht gerecht.
Denn inzwischen gebe es viele Pendler in beide Richtungen — von auswarts nach
Mulheim und umgekehrt —, die den OPNV benutzten, zu dem vor allem die Bahn ge-
hore.

Schon heute sei Mulheim der bevélkerungsreichste Stadtteil von Kéln und keine Kaf-
feekanne, wie das einmal so schén gesagt worden sei: Der RRX kénne nicht an je-
der Kaffeekanne halten. — Sie fande es richtig, in Mulheim einen Haltepunkt fur den
RRX einzuplanen. Alles andere ware kontraproduktiv zu dem Programm Mul-
heim 2020 und den damit erzielten Erfolgen.

In der Antwort auf Frage 4 stehe:

,Der Bund unterzieht grundsatzlich alle BedarfsplanmalRnahmen, die bis 2015
noch nicht substanziell im Bau sind, einer Neubewertung im Rahmen der Auf-
stellung des BVWP und hatte dartiber hinaus auch zur Birgerbeteiligung auf-
gerufen.”

Sie — Plum — wolle gerne wissen, wie die Moglichkeit der Burgerbeteiligung kommu-
niziert worden sei. Sie wohne seit knapp funf Jahren in Kéln-Mulheim, ohne davon
etwas mitbekommen zu haben. Zudem habe sie festgestellt, dass dort die meisten
Leute vom RRX bisher entweder gar nichts gehért oder nur ganz vage etwas mitbe-
kommen hatten.

Vorsitzender Rainer Deppe erlautert, wie mit Anfragen umzugehen sei, da Yvonne
Plum noch nicht lange Mitglied im Regionalrat sei. Anfragen wirden innerhalb der
Frist schriftlich eingereicht und dann beantwortet. Zu den Antworten kdnnten Nach-
fragen gestellt werden. Uberwiegend habe Frau Plum ein Statement abgegeben, was
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bei einem entsprechenden Tagesordnungspunkt zu dem Thema maglich ware, aber
nicht bei Anfragen. Statements abzugeben, sprenge den Rahmen von Anfragen.

Vielleicht kénne die Bezirksregierung die Frage nach der Birgerbeteiligung beant-
worten, obwohl sie wohl eher in den Verantwortungsbereich der Stadt Kéin falle. —
Wie er hore, kdnne die Frage nicht beantwortet werden. Es musste geklart werden,
ob sie zu dem Aufgabenbereich dieses Gremiums gehore.

Horst Noack (SPD) zeigt Verstandnis fur die Darstellung von Yvonne Plum und fir
ihre Frage. Der richtige Ansprechpartner sei aber laut Regionalisierungsgesetz nicht
die Regierungsprasidentin, sondern der NVR. FUr solche Fragen sei der Regionalrat
nicht zustandig.

Martin Metz (GRUNE) ist der Auffassung, ein Projekt des Bundesverkehrswege-
plans sei zuvorderst Angelegenheit des Regionalrats. Unabhangig davon habe er —
Metz — an die Bezirksregierung die nicht unwichtige Frage, ob es das Planfeststel-
lungsverfahren nach derzeitigem Stand nachher zeitlich erlauben wirde — zumindest
von der technischen Infrastruktur —, in Kéln-Mulheim einen Haltepunkt fir den RRX
einzurichten, wenn das von den Bestellern so verabredet und beschlossen werde.

Vorsitzender Rainer Deppe macht darauf aufmerksam, dass das Eisenbahn-
bundesamt Planfeststellungsbehoérde sei. Die Antwort werde nachgereicht.
Zu TOP 14 c):

Peter Singer (LINKE) sieht die Fragen 2 und 3 der Linken in der Antwort der Be-
zirksregierung Arnsberg nicht beantwortet. Man habe noch Klarungsbedarf.

In der Antwort der Bezirksregierung Arnsberg auf Frage 2 stehe nur Folgendes:

,Die Kampfmittelverordnung sieht fir Waldflachen, die forstwirtschaftlich ge-
nutzt oder auf denen Pflegemal3hahmen unternommen werden, keine obliga-
torische Untersuchung auf Kampfmittel vor.”

In dem von den Linken angesprochenen Gebiet gehe es aber nicht um eine forstwirt-
schaftliche Nutzung oder um PflegemalRBhahmen, sondern um etwas vollig anderes:
um Rodung.

AulRerdem ziele Frage 3 nicht darauf ab, was passiere, wenn der Schaufelradbagger
komme, sondern was geschehe, wenn von Waldarbeitern schweres Gerat eingesetzt
werde.

Die Fragen 2 und 3 mussten also noch einmal an Arnsberg weitergeleitet werden.

Zu TOP 14 d):

Stefan Gotz (CDU) legt dar, mit Frage 1 habe man erfahren wollen, welche Ver-
kehrsprojekte aufgrund der Haushaltssperre Probleme bekommen héatten. Die Ant-
wort beziehe sich allerdings ausschlief3lich auf den Bereich Nahmobilitat. Der CDU
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sei nicht klar, ob damit alle Verkehrsprojekte erfasst seien oder ob nur ein Ausschnitt
geliefert worden sei. Wenn ein Teil der Verkehrsprojekte noch fehle, misste er nach-
gereicht werden.

Bernd Kolitz (StraRen.NRW) nimmt Stellung. Die Nachfrage ziele wohl darauf ab,
ob LandesstraRenprojekte von der Haushaltssperre betroffen gewesen seien, was
schon in den Unterkommissionen Ville-Eifel und Rhein-Berg der Verkehrskommissi-
on angesprochen und auch mit den Vertretern der Regionalniederlassungen bespro-
chen worden sei. Gerne fasse er das Ergebnis noch einmal zusammen:

Im Landeshaushalt gebe es vier Landesstral3enbauprogramme:

Erstens. Erhaltungsinvestitionen an Landesstraf3en

Schon allein aufgrund des Zustandes des Landesstraliennetzes in Relation zu den
zur Verfigung stehenden Mitteln seien alle MalRBnahmen fir die Verkehrssicherheit
unverzichtbar, sodass diese von der Haushaltssperre nicht betroffen gewesen seien.

Zweitens.  BaumalRnahmen des Landesstral3enausbauplans

Alle Mallnhahmen dieses Programms, das Anlage zum Haushalt 2014 gewesen sei,
seien laufende MalRBhahmen gewesen, die nicht von der Haushaltssperre betroffen
und weitergefuhrt worden seien.

Drittens. Um- und Ausbau von Landesstral3en bis 3 Millionen € Gesamtkosten je
Mal3nahme

Auch hier seien alle fur 2014 geplanten MalRnahmen schon vor der Haushaltssperre
begonnen worden und damit nicht von der Haushaltssperre betroffen gewesen. Nur
einige wenige Grunderwerbsfalle hatten aufgeschoben werden muissen — fur Mal3-
nahmen die 2014 und 2015 noch nicht zur Realisierung angestanden hatten. Man
gehe davon aus, dass sich auch bei diesen Malinahmen keine Verzégerungen erga-
ben.

Viertens. Radwegebau an bestehenden LandesstralRen

Im Regierungsbezirk Kéln habe der Bau der Radwege an der L 178 in Euskirchen-
Billig und an der L 236 in Stolberg an der Sebastianusstral3e verschoben werden
missen. Bei einer dritten Mal3hahme — der Radweg zwischen Hennef und Neunkir-
chen-Seelscheid an der L 352 — sei es durch die tatkraftige Mithilfe der Gemeinde
gelungen, Rodungsarbeiten vorzunehmen, die unbedingt noch im Oktober hatten
vonstattengehen mussen, sodass diese Radwegmalinahme im nachsten Jahr wie
geplant durchgefuihrt werden kdnne. Er gehe davon aus, dass die Radwegemal’-
nahmen im nachsten Jahr durchgefuhrt wirden. Das hé&nge natirlich von den zuge-
teilten Haushaltsmitteln ab.

Zu TOP 14 e):

Peter Singer (LINKE) bezieht sich auf die Antwort zu Frage 2. Darin sei bestétigt
worden, dass es am 14.11.2014 eine Untersuchung gegeben habe. Angeblich lagen
noch keine Ergebnisse der Probenahme vor. Ihn interessiere, wann Ergebnisse vor-
lagen.
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In Frage 4 habe man die Behauptung aufgestellt, das Land Nordrhein-Westfalen ha-
be den Befund in Weisweiler zum Anlass genommen, per Erlass das Kihlwasser
aller Kraftwerke in NRW untersuchen zu lassen. — Diesen Satz habe man nicht selbst
erfunden, sondern er stamme aus einer Vorlage der Verwaltung der Stadteregion
Aachen: Sitzungsvorlage vom 13.11.2014 zu einer &ahnlichen Anfrage der CDU-
Fraktion und der griinen Fraktion im Stadteregionstag. — In der Antwort zu Frage 4
stehe aber, einen solchen Erlass gebe es nicht. Er bitte um Aufklarung, was denn
nun stimme.

In Frage 6 habe man nicht nach abschlieRenden Erkenntnissen gefragt — es sei klar,
dass die noch nicht vorliegen kdnnten —, sondern nach dem Sachstand.

Auch dazu — so Vorsitzender Rainer Deppe — gebe es keine weitere Antwort.

(Peter Singer [LINKE]: Gibt es den Erlass, oder gibt es ihn nicht? Das muss
doch jemand beantworten kdnnen!)

Heribert Hundenborn (Bezirksregierung Kaoln) stellt klar, der Sachverhalt sei so,
wie in der Antwort auf Frage 4 dargelegt.

(Peter Singer [LINKE]: Das, was die Stadteregion sagt, stimmt nicht!)

Er — Hundenborn — sehe vom Sprachterminus keinen Widerspruch zwischen den
beiden Aussagen. Wenn das Umweltministerium um etwas bitte, wie es in der Ant-
wort heil3e, entspreche dies dem grundsatzlich héflichen Umgangston von Fachauf-
sichtsbehérden gegeniuber den ihrer Aufsicht unterliegenden Behdrden, gleichwohl
handele es sich aber um eine verbindliche Anordnung und mithin einen Erlass.

TOP 15 Mitteilungen
a) der Bezirksregierung

1. 15. Anderung des Regionalplans fiir den Regierungsbe-
zirk Koln, Teilabschnitt Region Aachen
Erweiterung des GIB Ubach-Palenberg
Bekanntmachungserlass
Drucksache Nr. 84/2014

2. Entwurf des LandesstraRenbauprogramms 2015 (UA 111)
Drucksache Nr. RR 77/2014

3. Stellungnahme der Regionalplanungsbehdrde Kéln im
Rahmen des 2. Anhdrungs- und Beteiligungsverfahrens
zum Entwurf des Regionalen Raumordnungsplans Mit-
telrhein-Westerwald vom 10.11.2014
Drucksache Nr. RR 92/2014

b) des Vorsitzenden

Verabschiedung der ausgeschiedenen Regionalratsmitglieder
durch den Vorsitzenden
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Vorsitzender Rainer Deppe teilt zu TOP 15 a) (1) mit, dass die 15. Anderung des
Regionalplans bekannt gemacht worden sei.

Zu TOP 15 a) (2):

Martin Metz (GRUNE) mdchte wissen, ob der Bezirksregierung bekannt sei, dass es
einen Neudruck der Vorlage 16/2317 des Landtags gebe. Der Unterschied zwischen
dem Neudruck und der heutigen Vorlage sei, dass die L 117 in das Bauprogramm
aufgenommen worden sei.

Wie er gerade erfahren habe — so Thorsten Elsiepen (Bezirksregierung Kaln) —,
gebe es tatsachlich einen Neudruck.

Bernd Kolitz (Straen.NRW) erganzt, Drucksache Nr. RR 77/2014 enthalte die Vor-
lage 16/2317 des Landtags mit dem Entwurf des Bauprogramms 2015 fur die Lan-
desstral3en vom 24. Oktober 2014. Am 30. Oktober 2014 sei ein Neudruck der Vor-
lage 16/2317 des Landtags mit der Neuaufnahme der L 117 herausgegeben worden.

Vorsitzender Rainer Deppe regt an, die Vorlage 16/2317 (Neudruck) des Landtags
vom 30.10.2014 dem Protokoll als Anlage 2 beizufiigen.

Zu TOP 15 a) (3):

Martin Metz (GRUNE) bezieht sich auf das der Vorlage beigefiigte Schreiben der
Regionalplanungsbehorde vom 10.11.2014, in dem auf S. 2, Absatz 2, die Satze 4
und 5 wie folgt lauteten:

,Die Erhaltung und Entwicklung des NATURA 2000-Gebietes ist damit Ziel der
Raumordnung. Dies gilt nicht nur fur die Inanspruchnahme des Schutzgebie-
tes selbst, sondern auch fur den Umgebungsschutz, ...*

und fragt die Bezirksregierung, ob der Umgebungsschutz fur FFH-Gebiete nur flr
Rheinland-Pfalz oder auch fur das Planungsgebiet der Bezirksregierung Kaln gelte.

Holger Schilling (Bezirksregierung Kaoln) antwortet, im vorliegenden Fall habe
man darauf hinweisen wollen, dass es in Nordrhein-Westfalen einen Vorsorgeab-
stand von 300 m gebe, und in der Regel eine FFH-Vertraglichkeitsuntersuchung no-
tig sei, wenn dieser Abstand unterschritten werde. Das sei in Rheinland-Pfalz nicht
unbedingt der Fall. Deshalb habe man darum gebeten zu beachten, dass NRW et-
was anders als Rheinland-Pfalz vorgehe. Das kbnne man nur in Form einer Bitte
formulieren. Denn die Lander legten Naturschutzrecht unterschiedlich aus.

Zu TOP 15 b):

Vorsitzender Rainer Deppe verabschiedet die folgenden 14 ausgeschiedenen Mit-
glieder des Regionalrats — eine stattliche Anzahl bei 42 Mitgliedern in der letzten
Wahlperiode -, alphabetisch geordnet: Herrn Bubacz (SPD), Herrn Buse (SPD),
Herrn Finke (FDP), Herrn Hauser (CDU), Frau Jingling (CDU), Frau Kirchmeyer
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(FDP), Herrn Kleine (CDU), Herrn Koschorreck (SPD), Herrn Krekels (SPD), Herrn
Moring (CDU), Frau Rackwitz-Zimmermann (CDU), Herrn Schmitz (CDU), Herrn
Wagner (SPD) und Frau Wolter (PRO NRW).

Die meisten hatten lange mit dem Regionalrat zusammengearbeitet; einige Kollegen
seien nur eine Wahlperiode dabei gewesen. Er — Deppe — durfe in Erinnerung rufen,
In der letzten Wahlperiode seien drei sehr bedeutsame Verfahren, aus der Vergan-
genheit geerbt, zum Abschluss gebracht worden:

In den letzten funf Jahren habe man die Regionalplandnderungen fir das BoAplus-
Kraftwerk und fur Phantasialand beschlossen. Beide Projekte seien noch nicht reali-
siert, weil sie auch von Investorenentscheidungen abhingen und manches nicht so
vorangehe, wie es sich der Regionalrat erhofft habe. Und fast ein Jahrzehnt habe
man sich mit dem Thema ,Hochreiner Quarzkies" beschaftigt.

Das Pumpspeicherkraftwerk in der Eifel am Rursee habe man leider nicht zum Ab-
schluss gebracht.

An den vielen kleinen Regionalplananderungen und der jahrlichen Beschaftigung mit
den verschiedenen Strallenbauprogrammen, dem Alltagsgeschéft, hatten die aus-
scheidenden Mitglieder jeweils aktiv mitgewirkt. Manchmal sei es gerade im Alltags-
geschaft wichtig, die Dinge voranzubringen.

Daflir danke er allen ausgeschiedenen Kolleginnen und Kollegen sehr herzlich.

Gekommen seien acht ehemalige Mitglieder des Regionalrats, denen er gerne eine
Urkunde und ein kleines Prasent, vorbereitet von der Geschéftsstelle des Regional-
rats, Uberreichen wolle.

(Der Vorsitzende ruft die anwesenden ehemaligen Mitglieder in alphabetischer
Reihenfolge auf und bittet sie einzeln nach vorne.)

Einige personliche Worten dirften auch nicht fehlen:

Herr Hans-Joachim Bubacz (SPD) war zehn Jahre lang Fraktionsvorsitzender
der SPD. Lieber Herr Bubacz, ich hoffe, Sie kdnnen uns helfen. Hier ist ge-
forscht worden; aber man hat es doch nicht bis zum Ziel geschafft. Auf meinem
Zettel steht: Herr Bubacz ist gefiihlt schon immer dabei gewesen.

Den Regionalrat gibt es seit 2001. Ich konnte es selber mitverfolgen, Sie waren
immer dabei. Aber, ich glaube, Sie waren auch schon vorher im Bezirkspla-
nungsrat.

(Hans-Joachim Bubacz (SPD): Nein!)

Sie waren seit 2001, also gut 13 Jahre, Mitglied des Regionalrats. lhre wichtigs-
te Funktion war, wie gesagt, zehn Jahre lang das Amt des Fraktionsvorsitzen-
den. Sie waren aber auch Vorsitzender der Sonderkommission Regionale 2010,
Mitglied in der Verkehrskommission und in der Unterkommission Ville-Eifel. Sie
haben also alle wichtigen Aufgaben wahrgenommen. Herzlichen Dank fur Ihre
Tatigkeit, Herr Bubacz.
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Ich darf noch den Text der Urkunde, mit dem Datum von heute, verlesen:
Regionalrat KéIn
Herrn Hans-Joachim Bubacz, Mitglied des Regionalrats des Regierungsbe-
zirks Koln, spreche ich fur sein langjahriges Engagement zum Wohle der
Blrgerinnen und Birger unseres Regierungsbezirks meinen Dank und meine
Anerkennung aus.

Rainer Deppe
Vorsitzender des Regionalrats

Herr Bubacz, herzlichen Dank und weiterhin alles Gute fur Sie.

Herr Bodo Buse (SPD) war eine Wahlperiode Mitglied des Regionalrats. Herr
Buse, herzlichen Dank.

Herr Rudolf Finke (FDP) war ein Mann der ersten Stunde. Lieber Herr Finke,
auch Sie waren seit 2001 Mitglied dieses Gremiums und seitdem immer Vorsit-
zender der FDP-Fraktion. Wir konnten uns den Regionalrat ohne Herrn Finke
gar nicht vorstellen; aber es geht trotzdem weiter.

Alles hat seine Zeit.
(Rudolf Finke [FDP]: Ich war zweimal Altersprasident!)

— Etwas ganz Besonderes, Herr Finke war zweimal Altersprasident. Ich weil3
nicht, was wichtiger ist, FDP-Fraktionsvorsitzender oder Altersprasident.

Herr Finke, ganz herzlichen Dank fir Ihren Einsatz. lhre kritischen Nachfragen
haben immer den Punkt getroffen, und vieles konnte geklart werden. Wir be-
danken uns bei lhnen fur Ihr Engagement und hoffen, dass Sie jetzt den ver-
dienten Ruhestand geniel3en kdnnen.

Herr Benedikt Hauser (CDU): Lieber Benedikt, wir waren seit 2001 gemeinsam
hier im Regionalrat. Heute ist der offizielle Abschied, aber du bleibst uns im
Verkehrsbereich — das war deine Passion — noch als beratendes Mitglied erhal-
ten. Fir deine Tatigkeit als Regionalratsmitglied herzlichen Dank und fir dich
personlich weiterhin alles Gute.

Auch Frau Christtraut Kirchmeyer (FDP) war seit 2001 Mitglied des Regional-
rats. Davor war sie schon im Bezirksplanungsrat.

(Christtraut Kirchmeyer [FDP]: Seit 1999!)

— Seit 1999. Ich glaube, Sie sind das dienstalteste Mitglied, das ausgeschieden
ist.
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Seit 2010 waren Sie 3. stellvertretende Vorsitzende des Regionalrats. Sie ha-
ben immer in der ersten Reihe gesessen, wie sich das gehort, und eine durch-
aus beachtenswerte Rolle gespielt. Frau Kirchmeyer, herzlichen Dank.

Herr Gerhard Krekels (SPD) war eine Wahlperiode Mitglied des Regionalrats.
Auch Ihnen sei fur Ihre Tatigkeit herzlich gedankt.

Bei Frau Heidi Rackwitz-Zimmermann (CDU) steht auf meinem Zettel: Urge-
stein. — So sieht sie eigentlich gar nicht aus. Sie war von Anfang an Mitglied im
Regionalrat und seit 1994 im Bezirksplanungsrat. Unter den Anwesenden wird
sie diejenige sein, die am langsten mit dabei war und fir den Regierungsbezirk
gearbeitet hat. Auch dir, Heidi, herzlichen Dank fur deinen Einsatz, unter ande-
rem als Vorsitzende der Verkehrskommission und in der letzten Wahlperiode
stellvertretende Vorsitzende der CDU-Fraktion. Schon, dass du heute noch mal
hier bist. Wir wohnen nicht weit auseinander; gelegentlich trifft man sich beim
Einkaufen.

Herr Anton-Richard Wagner (SPD) war eine Wahlperiode Mitglied des Regio-
nalrats. Herr Wagner, auch Ihnen danke ich fir lhren Einsatz.

Das ist nicht selbstverstandlich — das gilt fur alle —; denn die Sitzungen finden
wahrend der normalen Arbeitszeit statt. Entweder opfert man im Ruhestand
seine Freizeit oder man muss die Regionalratsarbeit mit dem Beruf vereinbaren
kénnen. Das wird zu wenig beachtet, dass die Arbeit fir viele mit einem erhebli-
chen Aufwand verbunden ist. Die Sitzung findet nicht in der Nachbarschaft statt,
sondern man muss immer extra in die schone Domstadt Koln fahren. Manche
machen das gerne. Deshalb vielen Dank an alle, die hier tatig sind und tatig wa-
ren, stellvertretend an Sie, den letzten in dieser Reihe. Danke schon.

Die ehemaligen Mitglieder des Regionalrats, die heute nicht da waren, bekom-
men die Urkunde und das Prasent von der Geschéftsstelle zugeschickt.

Ich danke denen, die hier waren. Das zeigt besonders die Verbundenheit zu der
Arbeit im Regionalrat. Man hat sie ernst und wichtig genommen und sieht sie
vielleicht auch im Nachhinein als wichtig an. Danke schon.

Der Vorsitzende winscht eine schone Adventszeit, ein gesegnetes Weihnachtsfest
und schlief3t die Sitzung um 11:50 Uhr.



Regionalrat
- Anwesenheitsliste -

Regionalrats-Sitzung am 28.11.2014

1. Stimmberechtigte Mitglieder

CDU - Fraktion

SPD - Fraktion

Name

anwesend

Frenzel, Michael

Geffen. Jérg van

Hengst, Milanie

Hofken, Heiner

Konzelmann, Thorsten

Krings, Hans

Neitzke, Gerhard

Noack, Horst

Oetjen, Hans-Friedrich

Schaper, Dieter

Schliiter, Volker

ten Haaf, Ralf

Tlttenberg, Achim

XXX XXX XXX

DIE GRUNEN

Name

anwesend

Beu, Rolf

Herlitzius, Bettina

Lambertz, Horst

Metz, Martin

Waddey, Manfred

Zentis, Gudrun

XXX XX

Freie Wabhler

Name

anwesend

Bornhold, Ridiger

X

Piraten

Name anwesend
Borning, Ronald X

De Bellis-Olinger, Teresa Elisa X
Deppe, Rainer X
Dohmen, Hans-Willi X
Donie, Brigitte entsch.
Fabian, Gerd entsch.
Finkeldei, Norbert X
Gotz, Stefan X
Hebbel, Paul X
Jansen, Franz-Michael X
Kehren, Hanno Dr. X
Kitz, Marcus X
Moll, Bert entsch
Neisse-Hommelsheim, Carla X
Nesseler-Komp, Birgitta X
Stefer, Michael X
Weber, Ginter X
FDP

Name anwesend
Gobbels, Ulrich X
Mdller, Reinhold X
Westerschulze, Stefan

Die Linke

Name anwesend
Hane-Knoll, Beate X
Singer, Peter X
AfD

Name anwesend
Spenrath, Jirgen X

Name

anwesend

Plum, Yvonne

X




2. Beratende Mitglieder

Name

anwesend

Landschaftsverband Rheinland

Stadt Aachen

Stadt Bonn

Stadt KoIn

Stadt Leverkusen

Stadteregion Aachen

Kreis Diren

Kreis Euskirchen

Kreis Heinsberg

Oberbergischer Kreis

Rheinisch-Bergischer-Kreis

Rhein-Erft-Kreis

Rhein-Sieg-Kreis

Kornell, Glinter LWK NRW

Dr. Weltrich, Ortwin HWK zu

Reichardt, Ulf

Woelk, Ralf

Mahrle, Jorg

Behlau, Stefan

Heimann, Uli

Hachtel, Monika

Fink, Brunhilde (kommunale

Gleichstellungsstellen)

Fraktionsgeschéftsfiihrungen

Hoffmann, Hajo SPD X
Knauff, Sebastian CDhU X
Schafer-Hendricks, Antje GRUNE X
Freynick, Jorn FDP X
Teilnehmer von der Bezirksregierung Kéln

Frau Walsken RPin
Herr Kotzea AL 3
Herr Hundenborn 32
Frau Miller 32
Herr Briick 32
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Herausforderung Flachenverbrauch:
Richtung HEUTE wechseln!
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5 - Bundesziel
30 ha/Tag =
0 5 ha/Tag in NRW

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2030

Siedlungs- und Verkehrsflachenverbrauch in Nordrhein-Westfalen in Hektar pro Tag.
Landesamt fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV), Stand Juni 2014
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Die Kernelemente .

B Dialog '

Nicht die Flache, sondern die Interessen
von Kommune und Eigentimern
sind der Schlussel zur Aktivierung

B Sachaufklarung
Neutrale Einschatzung der 6konomischen
Machbarkeit einer Neu- oder Umnutzung

B Perspektive
Priorisierung der Flachenpool-Standorte,
Klarheit und Planungssicherheit sind der
zentrale Profit fir beide Seiten

B Umsetzung
Umsetzungsreife Vorbereitung
wirtschatftlich tragfahiger und
stadtebaulich vertraglicher Losungen
gelingt




Zentrale Akteure

Kommunen

FLACHEN.POQL
Kommunen |
raumen der Wiedernutzung von
Brachflachen den Vorrang vor der
Inanspruchnahme von Freiraum ein und
leisten anteiligen Refinanzierungsbeitrag

Eigentimer

stehen im Mittelpunkt des Verfahrens,
profitieren vom Vorrang ihrer Flache und
erstatten anteilig die Kosten je nach
Verfahrensstufe

Land NRW

zielt auf Innenentwicklung und schafft
Anreize durch Mitfinanzierung von
Prozesssteuerung, Moderation, Aufklarung




Was steht im Fokus

Verlassene Bauruine

FLACHEN.POOL

Nordrhein-Westfalen

Flachen, die ihre ehemalige Nutzung
verloren haben

Ungenutzte, minder- und
zwischengenutzte Flachen

Flachen, deren Nutzung der Standort-
gualitat nicht gerecht wird




Was steht im Fokus

Verlassene Bauruine
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Nordrhein-Westfalen

Die gesamte Bandbreite...

von der Gewerbebrache
bis zum leerstehenden Wohnquartier

von der innerstadtischen
Handelsbrache

bis zum aufgelassenen grof3en
Standort im Auf3enbereich

von dem Eigenttimer mit hoher
Immobilienkompetenz
bis zum Insolvenzstandort

von ... bis ...




Ziele des Flachenpool NRW

Baureifes Areal
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Nordrhein-Westfalen

Stadtebauliche Dichte und Qualitat
wahren

Wohnen an integrierten Standorten
forcieren

Offentlich geférderten Wohnungsbau
ermdglichen

Gewerbliche Standorte im
Siedlungsbereich aktivieren

Infrastruktur(folge)kosten reduzieren

Mittelfristig nicht entwickelbare Flachen
identifizieren
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Findungsphase

§ N

RAHMEN-
BEDINGUNGEN
VEREINBAREN

Stadte und
Gemeinden

Mitwirkung
erreichen

KOOPERATION

Eigentimer
VEREINBAREN

Qualifizierungsphase

-

NUTZUNGSZIELE
DEFINIEREN

Aufklarung
betreiben

ENTWICKLUNGS-
PERSPEKTIVEN
FINDEN

Bindungsphase

NEUE
NUTZUNG
FIXIEREN

Umsetzung
regeln

REAKTIVIERUNG
EINLEITEN
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Beispiel Wohnen — Pilotkommune Nordwalde

Neubebauung in Umsetzung

Leistungen der Bindungsphase

W Entscheidungshilfe zur Umsetzungsstrategie

M Projektkalkulationen zur Vorbereitung der
Verkaufsentscheidung

W Erstellung Verkaufsexposé und Betreuung
der Ausbietung

M Moderation Eigentimer — Erwerber

I Letter of intent’ zur Bindung Kaufer/Verkaufer

@ Eckpunkte Kaufvertrag
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Konsensvereinbarung Kommune —

FLACHEN POOL

ein-Westfale

vertraglich vereinbarte Mitwirkung

lmwmmmmmmmmmww‘nu

mhmmmmmmumummmhw-wm

aus Aniage 2 in Rechnung gestelli. Der Stadt Soest ist bekannt, dass die Kommune aus dem

fehit oder diese ihre mit dem
Kincigen ader deson gokindigt wid. s cain angefaens Koston fir il shgemce
Produkte werden der Kommune auch dann gem des Verleiungsschilssels Aniage 2
Rechnung gesteit

e @
NRW.Urban Servek GmbH ‘Stadt Soest
(Geschafsfahver Dr. Rolf Heyer) (Borgermeister Dr. Eckhard
Ruthemeyer)

BEG NRW
(Geschaftsfuhver Thomas Lennertz)

G
(Projeiieiterin Barbara Eickelkamy

Factee L5 ){1%

Vorrang der Entwicklung von Brachflachen vor dem Frei

Mitverantwortung fir die Durchfiihrung der Verfahrensschritte

Absichtserklarung, geeignete Standorte wirtschatftlich
erfolgreich zu entwickeln

Berlcksichtigung der Verfahrensergebnisse im Rahmen ihrer
Baulandpolitik

Vereinbarung Eigenanteil
(1 bis 4 Standorte 8.000 €, jeder weitere Standort 1.500 €)
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Vorteile fur Eigentimer

] Verlasslichkeit durch kommunalen
Vorrangbeschluss

 Kooperationsorientierung der Verwaltung
M Moderation der Perspektivenfindung

B Klarung verlasslicher Nutzungs-
maoglichkeiten

N | & @ Regelung planungsrechtlicher
| = v LG Erfordernisse

B Festlegung der Umsetzungsstrategie

@ Co-Finanzierung durch Land und
Kommune

= o

Planungskonzept zur Umnutzung eines Betriebsgeléandes 12




Vertragliche Bindung Eigentimer
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KOOPERATIONSVEREINBARUNG

FLACHEN.POOL

Den Vertragsparteien ist bekannt dass wesentiche Geschifagrundiage Cieder
Versinbarung de Komomvorsinbanung cwischon der Gerneinde Nordwalde und dem
F sl Eine

dor g durch don -

Solte ein wollerer am Standort betedigler e mit

dem Flachorpool NRW kindigen. werden sich die Vertragspartessn (ber die Fortiihrung
des Prozssses nd gt susen

Fordsstzung eines in Anlage 2 versinbarden Produides wimschi, ist dies gegen

Fosterwralatiung mégiich.
T st

g

o ey B30 03084041

GmbH (Caschamsfihrer)

il

BEG NIW mbH (Projeksieser)

@ Flache gelangt in den Focus der Stadtentwicklu

B Zusicherung von vereinbarten Leistungen

B Wechselseitige Kooperation und Transparenz

B Neutrale Beratung und Sachaufklarung

B Vereinbarung Mitfinanzierung

13
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10 Pilotkommunen in NRW

— Minden

Nordwalde

Kleve

Gladbeck

Arnsberg

Herne

Troisdorf

Bergheim
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Mobilisierungseffekte in Pilotphase

In zehn Pilotkommunen wurden
innerhalb von zwei Jahren

I 41 Standorte mit insgesamt

B rund 170 Hektar Flache bearbeitet

M 59 ha: Umsetzung neues Nutzungskonzeptes hat begonnen
W 51 ha: Neue Nutzungen entschieden

5,5 ha: Blockaden gelost
™ 35 ha: noch keine abschlielende Klarung

19,5 ha: mittelfristig stadt- und regionalplanerisch nicht zu reaktivieren
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Textilbrache vor der Entwicklung

Beispiel Wohnen — Pilotkommune Nordwalde

o (1 St

Bebauungskonzept

FLACHEN.POOL

Nordrhein-Westfalen

Leistungen der Qualifizierungsphase

Nutzungs- und Planungskonzept

Ersteinschatzung Boden

Abrisskostenermittlung in
verschiedenen Nachnutzungsvarianten

Kostenschéatzung zu Baureifmachung
und Erschliel3ung

16




Vortelle fur Kommunen

Mogliches Wohngebiet nach Aufgabe GE-Nutzung

FLACHEN.POOL

Herbeiflhrung der Mitwirkungsbereitscha
der Eigentiimer und vertragliche Bindung

Vertrauensbildung durch fundierte
Sachaufklarung

Vermittlung zwischen kommunalen und
Eigentimer-Interessen sowie Moderation
der Perspektivfindung durch neutralen
Dritten

Steigerung der Flachen-Reaktivierungs-
Chancen und damit Verringerung des
Entwicklungsdrucks auf den Auf3enbereich

Ggf. Klarheit zu Standorten ohne
Reaktivierungsperspektive

Co-Finanzierung durch Land und

Eigentiimer
17




Bewerbungen im 1. Aufrufverfahren

Espelkamp
Nordwalde
Alte.nb‘erge Versmold
L 1t
Degmol

Ahlen Beckum

Dorsten

Herten
Dinslaken -
~-

m Hatti ngen ‘

|ersen u ert ..,..,
Pe adevormwald

Remscheid
Solingen
Wermelsklrchan
Vo
Leverkusen

Olsberg

Armsberg

Schmallenberg CELLE

Kerpen

“ . -

Diren- Wesseling
S* wpr Bornheim
tolberg -
b |
:_g. *
e Kall

-
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39 Kommunen

B 169 Standorten
B rd. 707 ha Flache

B 909 Eigentiimern
18
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Bewertungskriterien Auswahlverfahren -

W Standortbezogene Rahmenbedingungen
- Anzahl und Grél3e der Standorte

- Anzahl Eigentimer
- Verteilung Innen-/ Aul3enbereich

m Strukturelle Rahmenbedingungen
- Besonderes Landesinteresse (z.B. Wohnungsbau, Lage in Bedarfsregionen)

- Stadtebauliche Relevanz
- Interkommunale Bewerbung

W  Kommunale Rahmenbedingungen

m Organisatorische Rahmenbedingungen
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FLACHEN.POOL

-

Kommunen 1. Aufrufverfahren, Start Jul. 2014

90 Standorte — rd. 440 ha Flache — uber 500 Eigentiimer

®  Arnsberg & Kleve
@ Beckum W Krefeld
M Bornheim B Leverkusen Im Regierungsbezirk
Koln liegen 6 der 20
& Brakel B Marienheide fur die Teilnahme am
@ Espelkamp ® Nordwalde Flachenpool NRW
ausgewahlten
B Hamm B Rhede Kommunen
- Bornheim, Kerpen
Hattingen Schmallenber ( : ’
- g —~ J Krefeld, Leverkusen,
B Herten B Soest Marienheide,
: Wesseling) sowie zwei
W Kerpen W Wesseling der Pilotkommunen
W  Kevelaer B  Wuppertal (Bergheim, Troisdorf).
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FLACHEN.POOL
Fachbeirat Flachenpool ardhein-West

-

™ Fachliche Begleitung und Weiterentwicklung des Instruments seit
Beginn der Pilotphase

B Einbindung des Sachverstandes der Institutionen und Verbande

™ Diskurs und Beratung

W Unterstltzung als Multiplikatoren und Botschafter

® Kommunenauswahl im Bewerbungsverfahren:
Empfehlungsgremium far das MBWSV
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Mitglieder Fachbeirat Flachenpool

Arbeitskreis kommunale

Wirtschaftsforderung NRW
Annette Fdrster, Sprecherin

Stadte- und Gemeindebund NRW,
Dezernat Stadtebau und Baurecht,

Landesplanung
Rudolf Graaff, Dezernatsleiter

Stadt Solingen, Stadtetag NRW
Hartmut Hoferichter, Erster Beigeordneter und
Vorsitz im Fachausschuss Bauen und Verkehr

Bez.Reg. Kdln, Regionalentwicklung
Heribert Hundenborn

NRW BANK, Zentrales

Projektmanagement
Werner Kindsmiller, Direktor
Auftraggeberbetreuung und Projektmanagement

MBWSYV, Nachhaltige Stadtentwicklung,
Bahnflachenentwicklung, Griine Stadt,

Stadtebaulicher Dialog
Evamaria Kippers-Ullrich

FLAC *%w«f | C,f}l_

MBWSYV, Integrierte Stadterneuerung u.
Demographischer Wandel, Soziale Stadt,

Stadtumbau West
Sabine Nakelski

Stadtetag NRW
Eva Maria Niemeyer, Hauptreferentin

Stadt Bocholt,

Forum Netzwerk Innenstadt
Ulrich Paldlick, Stadtbaurat

Forum Baulandmanagement, Stadte- und

Gemeindebund

Stefan Raetz, Blrgermeister der Stadt Rheinbach,
Vorsitzender des Stadtentwicklungs-Ausschusses,
Vorsitzender des Beirats Flachenpool NRW

Verband der Wohnungs- und Immobilien-

wirtschaft Rheinland Westfalen e.V.
Roswitha Sinz, Abteilungsleiterin Wohnungspolitik
und Stadtentwicklung, Stv. Vorsitzende des
Beirats Flachenpool NRW
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n-Westfalen

Nordrhei

FLACHEN.POOL

Flachentyp: Teilgenutzte Industriebrache




FLACHEN.POOL

Nordrhein-Westfalen

Flachentyp: Untergenutzte, innerstadtische Gemengelage
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Nordrhein-Westfalen

Aktuelles Beispiel: Leverkusen — Eumuco-Areal
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Nordrhein-Westfalen

Aktuelles Beispiel: Bornheim - Kallenberg
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Nordrhein-Westfalen

Aktuelles Beispiel: Kleve — Ehemalige Spedition

..-:'

e




LRGN
Aktuelles Beispiel: Krefeld — Ritzhtte, Untergath
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Nordrhein-Westfalen

Aktuelles Beispiel: Wuppertal - Vohwinkel




FLACIEN Eaat
Zeitplan 2. Aufrufverfahren

" Start des Aufrufverfahrens
durch Minister am 18.09.2014

" Ruckfragenkolloquium:
27. November 2014

1 Bewerbungsfrist:
15. Dezember 2014

™ Nachlieferung Unterlagen:
Jan. 2015

& Auswahl der Kommunen:
Feb. 2015

@ Beginn Findungsphase:
ab Marz 2015
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Im Flachenpool NRW Stillstand lGiberwinden.
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FLACHEN.POOL

Nordrhein-Westfalen

™ Flachenpool NRW
Schanzenstralle 131
40549 Dusseldorf

Vlelen Da‘nk W www.nrw-flaechenpool.de

fu I inffo@nrw-flaechenpool.de

B Standort Dusseldorf

lhre Aufmerksamkeit! Tl (0211) 54 23 8 -229

Fax: (0211) 54 23 8 -292

@ Standort Essen
Tel.: (0201) 74 76 6 -18
Fax: (0201) 74 76 6 -28

B Kontakt
Thomas Lennertz




Ministerium fiir Bauen, Wohnen,
Stadtentwicklung und Verkehr
des Landes Nordrhein-Westfalen

Der Minister

Anlage 2

Ministerium fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr ‘
des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Diisseldorf 30 Oktober 2014
An die Seite 1 von 3
Prasidentin des Landtags LANDTAG ieaich
Nordrhein-Westfalen NORDRHEIN-WESTFALEN renzeichen
Frau Carina Godecke MdL 16- WAHLPERIOE S enpgRe)
Platz des Landtags NEUDRUCK 1 - st
40221 Dusseldorf VORLAGE
16 /23 17 Telefon 0211 3843-3257
A02 '

Entwurf des Bauprogramms 2015 fir die Landesstralen zum Ent-
wurf des Gesetzes Uber die Feststellung des Haushaltsplans des
Landes Nordrhein-Westfalen fiir das Haushaltsjahr 2015 (Haus-
haltsgesetz 2015)

Einzelplan 09

Kapitel 09 150

Titel 713
Anlage: - 1 - (60-fach)

Sehr geehrte Frau Landtagsprasidentin,

hiermit Gbersende ich |hnen den Entwurf des Bauprogramms 2015 fur
die Landesstrallen als Anlage zu den Erlauterungen des Kapitels
09 150, Titel 777 13 (BaumaRnahmen des LandesstraRenausbauplans).

Der Entwurf geht von einem Finanzvolumen in diesem Titel von
37,0 Mio. € aus und enthalt 19 Einzelprojekte sowie 4 Ausgabengrup-
pen fir Tunnelnachristungen, Anteile an Kreuzungsmal3nahmen in der
Baulast Dritter, vorbereitenden Grunderwerb sowie Restabwicklungen.

Dienstgebdude und
Lieferanschrift:
Jirgensplatz 1

40219 Disseldorf

Telefon 0211 3843-0
Telefax 0211 3843-9110
poststelle@mbwsv.nrw.de
www.mbwsv.nrw.de

Offentliche Verkehrsmittel:
StralRenbahnlinien 704, 709,
719 bis Haltestelle
Landtag/Kniebriicke


Mudroch
Schreibmaschinentext
Anlage 2


Die Umsetzung des Landesstrallenbauprogrammes orientiert sich daran,
dass laufende Projekte mit einem wirtschaftlich vertretbaren Bauablauf
zu einem Abschluss mit Verkehrswert gebracht und alle eingegangenen

Verbindlichkeiten bedient werden.

Nicht mehr im Bauprogramm aufgefihrte Einzelprojekte:

Die nachstehenden 2 Mallhahmen des Landessfral&enbauprogramms

2014 sind im Entwurf des Bauprogramms 2015 nicht mehr aufgefiihrt:

e L 539 Finnentrop (fertig gestellt)
e L 238 OU Eschweiler (fertig gestellt)

Neuaufnahme von Projekten in das Bauprogramm 2015:

Fur das Landesstrallenbauprogramm 2015 ist die Neuaufnahme von
1 Einzelprojekt, der L 117n Hiickelhoven-Ratheim / Millich vorgese-
hen. Dieses Projekt steht im Zusammenhang mit dem bestehenden be-
standskraftigen Baurecht der B 221n - OU Wassenberg. Es besteht be-
rechtigte Hoffnung, dass dieses Ortsumgehungsprojekt der B 221 in das
Bauprogramm 2015 des Bundes aufgenommen wird. Mit dem Neubau
der OU Huckelhoven-Ratheim / Millich wird eine leistungsfahige Ver-
knupfung der B 221 mit der A 46 hergestellt.

Bei den Vorhaben mit gesetzlichem Anteil an Kreuzungsmalinahmen in
der Baulast Dritter ist das Projekt L 884 ,Neubau DEK-Bricke ,Venner
Moor' zwischen Munster und Senden“ neu aufgenommen worden. Hier-
bei handelt es sich um ein Gemeinschaftsprojekt mit der Wasser- und

Schifffahrtsverwaltung des Bundes, fur das die planungsrechtlichen Vo-
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raussetzungen fiir die Durchfilhrung bei allen Beteiligten vorliegen. Die Seite3von3

Kosten sind in die hierfur vorgesehene Pauschale eingerechnet.

Anlauf von Projekten des Bauprogramms 2015

Bislang war in dem Bauprogramm der Iétzten Jahre das Projekt

L 321 Neubau zw. Wiehl/Bielstein und Wiehl/Oberbantenberg“

mit dem Ansatz ,0 €* dotiert. Das Vorhaben ist Teil einer Gemein-
schaftsmalRnahme mit der Stadt Wiehl. Inzwischen liegen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen auch fiir die stadtischen Baumalnahmen
zur dringend erforderlichen Wiederherstellung einer ordnungsgemalfen
Entwasserung vor, so dass die GesamtmaRnahme in 2015 begonnen
werden soll. Hierfur ist im Bauprogramm ein entsprechender Ansatz

enthalten.
Ich bitte um die Benehmensherstellung.

Ich darf Sie bitten, den Entwurf des Bauprogramms 2015 an die Mitglie-
der des Ausschusses flur Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Ver-

kehr weiterzuleiten.

Mit freu/ndlichﬁ Grifen
ichael G/ schek



LandesstraBenbauprogramm 2015
- Entwurf mit 37,0 Mio. € -

Landesstrallenbauprogramm 2015
Anlage zu Titel 777 13 in Kapitel 09 150
mit 37,0 Mio. €

Stand: 30.10.2014

Nr. der ; Gesamt-  Ausgaben in Betrag fiir Vorbehalten
Landesstralle Blzejenung ser Raumasnahme kosten den Vorjahren 2015 bleiben
[T€] [T€] [T€] [T€]
12 0OU Langerwehe/Luchem (mit Umbau AS A 4) 14.142 7172 3.500 3.470
14 OU Jillich/Koslar (A 44 - L 14) 6.977 2.262 4.000 715
50 OU Baesweiler/Setterich (L 225 - L 50) 4.369 212 0 4157
17 OU Hiickelhoven Ratheim / Millich 10.000 0 200 9.800
150 Ausbau AS Briihl/Nord (A 553) - AS Kéln/Godorf (A 555) 8.057 4.421 2.500 1.136
183 QU Bornheim/Roisdorf (L 118 - L 183) 17.080 15.912 1.100 68
Neubau zw. Mettmann und Ratingen
k) Abschnitt A 3 - Oben der Weiden Sy o g mF
321 Neubau zw. Wiehl/Bielstein und Wiehl/Oberbantenberg 4,764 489 100 4175
Neubau zw. Troisdorf/Eschmar und Troisdorf/Sieglar (A 59)
332 1. BA: L 332 alt - K 29 10.220 5.063 3.500 1.657
361 Neubau in Frechen/Konigsdorf (L 361 - A 4) 8.368 1.557 *2.300 4.511
364 OU Hiickelhoven, BA A46-L 117 13.552 697 0 12.855
545 Ausbau Herford bis A 30 5.239 4173 900 166
555 OU Nordwalde (Siidumgehung) 16.825 9.775 3.600 3.450
561 Ausbau Herscheid/Hardt (Silberg), Anl. einer Zusatzfahrspur 8.318 6.670 1.100 548
585 OU Miinster/Wolbeck (L 793 - L 585) 27.319 23.736 2.400 1.183
673 Ausbau in Fréndenberg-Mitte, 2.2 BA: Weiterbau Richtung Ost 3.585 32 0 3.553
Bochum/Weitmar - Stiepel (Kosterstralle)
705 Ausbau L 551 - OD-Grenze 13.652 10.249 2.900 503
740 Winterberg (B 480) bis Medebach 10.800 6.773 100 3.927
Hille/Hartum, einschl. OD Minden/Hahlen und
766 OD Espelkamp/Frotheim 8.221 6.214 500 1.507
19 Projekte
Aufwendungen zu Tunnelnachriistungen 13.306 7.567 1.500 4.238
_Geselzlicher Anttl-:il an Kreuzungsmafinahmen 44.700 9.107 3.000 32593
in der Baulast Dritter
Hierin enthaltene EinzelmaRnahmen:
125 BU-Beseitigung Hennef, Bréltalstralie
139 BU-Beseitigung Rafingen/Lintorf (L 139 /L 239)
154 BU-Beseitigung Meerbusch/Osterath (L 154 /L 476)
163 BU-Beseitigung Meckenheim, Baumschulenweg
288 BU-Beseitigung in Résrath
357 Haan, Kostenanteil Knoten B 228 / L 357 ("Polnische Miitze")
‘ INTERMINVORBEREITUNGEN\ABWW2014\Okt\Korr. Fassung fiir 30. Oktober\30.10.2014 Seite 1 von 1



LandesstraBenbauprogramm 2015
- Entwurf mit 37,0 Mio. € -

Landesstratenbauprogramm 2015
Anlage zu Titel 777 13 in Kapitel 09 150
mit 37,0 Mio. €

Stand: 30.10.2014

Nr. der . Gesamt- Ausgaben in Betrag fur Vorbehalten
Landesstralle Bepsimuag der Caumatinanme kosten den Vorjahren 2015 bleiben
[T€] [T€] [T€] [T€]
364 BU-Beseitigung zw. Geilenkirchen und Stiggerath
480 BU-Beseitigung Hamminkeln, Diersfordter Stralle
597 BU-Beseitigung Lotte/Wersen
792 Ennigerloh - Oelde, Ersatzbauwerk DB-Briicke
821 BU-Beseitigung Bergkamen/Heil
866 BU-Beseitigung Porta Westfalica/Veltheim, 2. BA: Mitte
884 Neubau DEK-Briicke "Venner Moor" zw. Miinster und Senden
Summe: 252.710 122,081 33.200 97.429
Pauschalbetrége fiir vorbereitenden Grunderwerb des
1 Landesstrallenausbauplanes (einschlieftlich Planungsreserve), in 100
' Einzelféllen mit vorheriger Zustimmung des MBWSV auch fiir
weitere Mallnahmen der Stufe 1 des Landesstrallenbedarfsplanes
2 Pauschalbetrage fiir die Abwicklung von Restarbeiten und 3.700
' Restverpflichtungen bereits fertiggestellter Maltnahmen i
Insgesamt: 252.710 122.081 37.000 97.429
OU = Ortsumgehung
OD = Ortsdurchfahrt
BU = Bahniibergang
BA = Bauabschnitt
AB = Ausbau
Seite 2 von 2
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Bezirksregierung Kaoln

Regionalrat

Regionalplan Koéln, TA Region Aachen, TA Region

Sachgebiet:

Koéln

Drucksache Nr.: RR  8/2015

4. Sitzungsperiode

TOP 4:

Rechtsgrundlage:

Berichterstatter:

Inhalt:

Anlagen:

Koéln, den 11.02.2015

Vorlage far die
3. Sitzung des Regionalrates am
13.03.2015

Erarbeitungsverfahren fur den Regionalplan Dusseldorf

hier: formliche Beteiligung gem. 88 13 Abs.1 LPIG, 33 LPIG
DVO, 10 ROGder Bezirksregierung Kéln und des Regionalra-
tes Koln.

§ 9i.V.m. § 19 Landesplanungsgesetz NRW (LPIG)

Herr Schilling, Dez. 32, Tel.: 0221/147-2356

Mitteilung Uber das Beteiligungsverfahren gemal
8§ 13 Abs. 1 LPIG, 33 LPIG DVO, 10 ROG der Bezirksregie-
rung DUsseldorf.

1. Anschreiben der Bezirksregierung Dusseldorf vom
20.10.2014
2. Stellungnahme der Regionalplanungsbehdrde.

Beschlussvorschlag:

Der Regionalrat nimmt die Mitteilung zur Kenntnis und schlief3t sich der Stellung-

nahme der Regionalpl
dorf an.

anungsbehorde Koln zum Entwurf des Regionalplans Dussel-

Rickfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386




Sachgebiet: Drucksache Seite

Regionalplan Kéln, TA Region Kdln RR 8/2015 2

Die Bezirksregierung Dusseldorf hat mit Schreiben vom 20.10.2014 sowohl die Be-
zirksregierung Koln als auch den Regionalrat Kéln um Stellungnahme zum Entwurf
des Regionalplans Diisseldorf aufgefordert (siehe Anlage).

Der Planentwurf einschliel3lich der Begriindung und des Umweltberichts ist der Sit-
zungsvorlage des Regionalrates Dusseldorf zur 57. Sitzung vom 18.09.2014 zu ent-
nehmen, die unter der Internetseite des Regionalrates der Bezirksregierung Dussel-
dorf zum Download unter folgendem Pfad bereit:

http://www.brd.nrw.de/planen bauen/regionalplan/rpd e 082014.html

Der Regionalplan Kéln schliel3t mit seinen Teilbereichen TA Region Kdln und TA
Aachen unmittelbar an die Darstellungen des vorgelegten Entwurfs zum Regional-
plan Dusseldorf an. Die direkte raumordnerische Betroffenheit der Festlegungen des
Regionalplans Kdln zeigt sich durch einen raumlich-funktionalen Abgleich der zeich-
nerischen Darstellungen im angrenzenden Bereich.

Die sich daraus ergebenen Anregungen und Bedenken sind der beiliegenden Stel-
lungnahme der Regionalplanungsbehdérde zu entnehmen.


http://www.brd.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/rpd_e_082014.html

A A

Bezirksregierung Diisseldorf

Bezirksregierung Diisseldort, Postfach 300865, 40408 Diisseldorf

An die

Beteiligten im Verfahren

zur Erarbeitung des
Regionaiplans Diisseldorf (RPD}

Erarbeitungsverfahren fiir den Regionalplan Diisseldorf (RPD)
Formiiche Beteiligung gem. §§ 13 Abs. 1 LPIG, 33 LPIG DVO, 10 ROG

Anlagen:

e Entwurf des Regionalplans Diisseldorf (RPD) in Papierform
» USB-Stick mit:
= Sitzungsvorlage vom 01.08.2014 zy TOP 4/57 PA bzw. TOP
5/57 RR (hier auch: Entwurt des Regionalplans Dasseldorf,
Begrindung und Umweltbericht)
" Tischvorlage vom 04.09.2014 zu TOP 4/57 PA bzw. TOP
5/57 RR (hier auch: Ergdnzung des Umweltberichtes)
= Tischvorlage vom 09.09.2014 zu TOP 4/57 PA bzw. TOP
5/57 RR (Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU, SPD
und FDP im Regionalrat Diisseldorf vom 08.09.2014)
* Beschiussliste zur 57. Sitzung des Regionalrates am 18.09.2014
®= Nederlandse vertaling - Erlauternder Text auf Niederlandisch
* Entwurf Zeichnerische Darstellung Regionalplan Dusseldorf
(RPD) als Gesamt-PDF (zur Information)

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Regionalrat Diisseldorf hat die Bezirksregierung Diisseldorf ais
Regionalplanungsbehérde in seiner 57. Sitzung am 18. September 2014
unter TOP § beauftragt, auf Grundlage des vorliegenden Planentwurfs,
der entsprechenden Begrindung und des Umweltberichtes das
Erarbeitungsverfahren  fur den Regionalplan Diisseldorf (RPD)
einzuleiten und durchzufiihren.,

Datum: 20.10.2014
Seite 1 von 5

Aktenzeichan:
32.01.01.01-08 Beteilig.-124
bei Antwort bitte angeben

René Falkner

Zimmer: 369

Telefon;

0211 475-2378
Telefax;

0211 475-2300
neue-regionalplanung@
brd.nrw.de

Frau Kahl

Dienstgebaude und
Lieferanschrift:
Cecilienallee 2,

40474 Diisseldorf
Telefon: 0211 475-0
Telefax: 0211 475-2671
poststelle@brd.nrw.de
www.brd.niw.de

Offentliche Verkehrsmittel:
DB bis Disseldorf Hbf
U-Bahn Linien U78, U79
Haitestelle:
Victoriaplatz/Klever Strafe



Bezirksregierung Diisseldorf

Im Folgenden wird der entsprechende Auszug aus den Beschilissen S&t€2vons

des Regionalrates in seiner Sitzung am 18.09.2014 wiedergegeben:

»1. Der Regionalrat beauffragt die Bezirksregierung Diisseldorf
als Regionalplanungsbehérde mit der Fortschreibung des
geltenden Gebietsentwicklungsplanes fiir den Regierungsbezirk
Diisseldorf (GEP 99) und beschlielt gemall § 9 Abs. 1 und § 19
Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPIG NRW)
die Erarbeitung des Regionalplanes Diisseldorf (RPD) fiir das
Planungsgebiet des Regionalrates gemall [ 6
Landesplanungsgesetz NRW auf der Grundlage der Anlagen 1-3
der Sitzungsvoriage vom 01.08.2014. Die FFH-
- Vertraglichkeitsprifung fir den BSAB KLE 09 aus der
Tischvorlage vom 04.09.2014 wird dabei an den Anhang B der
Anfage 3 (Umweltbericht) angehéngt.

2. Die in der Anlage 4 der Sitzungsvoriage vom 01.08.2014
aufgeftihrien, im Erarbeitungsverfahren zu Beteiligenden sind
Uber das Verfahren zu unterrichten und zur Mitwirkung am
Verfahren aufzufordern. Ihnen ist nach Malgabe der § 10 Abs. 1
Raumordnungsgesetz (ROG) und § 13 Abs. 1 LPIG NRW
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Frist zur
Stellungnahme solf nicht vor dem 31. Méarz 2015 enden. Weitere
Behérden und Stellen kénnen beteiligt werden, wenn es sich im
Verlaufe des Verfahrens als notwendig erweist.

3. Gemdali § 10 Abs. 1 ROG i.V. mit § 13 Abs. 1 LPIG ist auch der
Offentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die
Planunterlagen sind bei der Bezirksregierung Diisseldorf als
Regionalplanungsbehérde sowie den Kreisen und kreisfreien
Stadten des Planungsgebietes mit gleicher Frist zur
Stellungnahme wie nach Ziffer 2 ¢ffentlich auszulegen. Ort und
Dauer der Auslegung werden gem. § 13 Abs. 1 Satz 3
Landesplanungsgesetz NRW (LPIG NRW) mindestens zwei
Wochen vorher im Amisblatt der Bezirksregierung Disseldorf
bekannt gemacht.“

Da Sie zu den vorgesehenen Beteiligten gehéren, bitte ich Sie, bei der
Erarbeitung mitzuwirken und mir lhre Anregungen und Bedenken zum



Bezirksregierung Diisseldorf

Entwurf des Regionalplans Dusseldorf, zur Begrindung und zum
Umweltbericht bis spatestens zum

31. Méarz 2015

mitzuteilen. Eine Fristverlangerung ist nicht méglich.

Diesem Anschreiben sind der Entwurf des Regionalplans Dusseldorf in
Papierform sowie ein USB-Stick mit der Begrindung und dem
Umweltbericht (jeweils sieche Ordner ,Sitzungsvorlage vom 01.08.2014
zu TOP 5_57%) sowie die Tischvorlage zur Ergénzung des
Umweltberichtes (siehe Ordner ,Tischvorlage vom 04.09.2014 zu TOP
5_57%) und weitere Unterlagen in digitaler Form beigefugt. Die digitalen
Daten im PDF-Format bieten lhnen den Vorteil, dass Sie in den Texten
gezielt nach bestimmten Schlagworten suchen und so die passenden
Passagen schneller in den Dokumenten finden kdnnen.

Hinweis: Nach Anschluss des USB-Sticks werden zwei Laufwerke
erkannt. Auf dem ersten Laufwerk ,Anlagen” finden Sie alle auf Seite 1
benannten Unterlagen des USB-Sticks. Dieses Laufwerk ist
schreibgeschitzt und bietet lhnen nur lesenden Zugriff.

Das zweite Laufwerk ,USB DISK" steht thnen zur freien Verfigung. Dort
haben sie schreibenden Zugriff und kdnnen eigene Dateien ablegen.

Sollte thnen die elektronische Fassung nicht ausreichen, so kénnen Sie
die Unterlagen in gedruckter Form wéhrend der Beteiligungsfrist auch
bei der Bezirksregierung Diisseldorf am folgenden Ort und zu den
entsprechenden Zeiten einsehen:

Bezirksregierung Diisseldorf
Regionalplanungsbehdrde
Cecilienallee 2

40474 Dosseldorf

Zimmer 356 und 368a

montags bis donnerstags: 8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr
freitags: 8.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 14.00 Uhr

Eine Einsichtnahme auBerhalb der oben genannten Zeiten ist nach
telefonischer Terminabsprache (Tel.: 0211-475 -2356 /-2306) oder mit
Terminanfrage per E-Mail (neue-regionalplanung@brd.nrw.de)
maoglich.
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Bezirksregierung Diisseldorf

Weitere Auslegungsorte lassen sich dem Bekanntmachungstext im Amts-
blatt Nr.42 der Bezirksregierung Dusseldorf vom 16.10.2014 entnehmen
(http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/Amtsblatt/2014/index.html).

Die offentliche Auslegung der Planunterlagen im Rahmen des
formlichen Beteiligungsverfahrens erfolgt vom 31.10.2014 bis zum
31.03.2015.

Die Sitzungsvorlage des Regionalrates ist auch ins Internet gestellt
worden und steht auf den Internetseiten der Bezirksregierung
Dusseldorf zum Download unter folgendem Pfad bereit:

http://www.brd.nrw.delregionalrat/archiv/Archiv_2014/doc/57RR_Ta
gesordnung/index.html

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass in diesem Verfahren nur regional-
planerisch relevante Anregungen und Bedenken von Belang sein
konnen. Dies bitte ich bei der Abfassung lhrer Stellungnahmen zu
berucksichtigen.

Hilfreich — aber nicht erforderlich — wéare es ferner, wenn sich die
Stellungnahmen an der Gliederung der ausgelegten Unterlagen
orientieren oder darauf Bezug nehmen wurden.

Uber Anderungen von Anschriften oder Organisationsformen bitte ich
Sie, mich méglichst kurziristig vorab telefonisch, per Fax oder E-Mail zu
informieren. Gleiches gilt fir eine aus fhrer Sicht angebrachte
Beteiligung weiterer Stellen, denn der bisher vorgesehene Kreis der
Beteiligten — der auch die Pflichtbeteiligten nach § 33 Abs. 1 LPIG DVO
umfasst — wird ggf. von uns um weitere Stellen und Beteiligte erweitert,
wenn deren Mitwirkung zweckmaBig erscheint und soweit deren
Aufgabenbereich durch den RPD betroffen wird.

Die Anregungen und Bedenken sollen Uber EDV aufbereitet werden. Ich
wiére thnen dankbar, wenn Sie mir zur Verfahrenserleichterung den. Text
lhrer Stellungnahmen auch auf Datentragern zur Verfugung stellen
(bevorzugtes Format: Word unter Windows) bzw. per E-Mail an neue-
regionalplanung@brd.nrw.de tbermitteln konnten.

Die kreisangehérigen Stadte und Gemeinden bitte ich in diesem Fall, die
Information des Kreises durch parallele Unterrichtung sicherzustellen.
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Die fristgemaB vorgebrachten Anregungen und Bedenken werden ggf.
mit den Beteiligten geméaB § 19 Abs. 3 LPIG erdrtert.

Fur Fragen sind wir gerne fur Sie unter der Tel.-Nr. 0211/475 — 2306
(Frau Beutelt), 0211/475 — 2378 (Herr Falkner) oder 0211/475 — 2365
{Herr von Seht) erreichbar.

Sie konnen im Ubrigen erganzende Informationen zum RPD und dem
Erarbeitungsverfahren UOber die Internetseiten der Bezirksregierung
Dusseldorf unter dem nachstehenden Link abrufen. MaBgeblich fir die
Beteiligung sind jedoch die thnen zugesendeten Beteiligungsunterlagen.

http://www.brd.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/regionalplanforischrei
bung.html

Mit freundlichen GriBen

Im Auftrag -

Olbrich
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Bezirksregierung Kéln

Bezirksregierung Koéln, 50606 Koin

Bezirksregierung Dusseldorf
Die Regierungsprasidentin
Regionalplanungsbehdrde
Cecilienallee 2

40474 Dusseldorf

Erarbeitungsverfahren fir den Regionalplan Dusseldorf (RPD)
Beteiligung gemafnRs§s 13 Abs.1 LPIG, 33 LPIG DVO, 10 ROG
Ihr Schreiben vom 20.10.2014

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 20.10.2014 baten Sie die Bezirksregierung Koln um
Stellungnahme zum Entwurf des Regionalplans Dusseldorf. Dieser Bitte
komme ich gerne nach.

Der Regionalplan Koéln schlie3t mit seinen Teilbereichen TA Region Kdln und
TA Aachen unmittelbar an die Darstellungen des vorgelegten Entwurfs zum
Regionalplan Dusseldorf an. Die direkte raumordnerische Betroffenheit der
Festlegungen des Regionalplans Koln ergibt sich durch einen raumlich-
funktionalen Abgleich der zeichnerischen Darstellungen im angrenzenden
Bereich.

Daraus ergeben sich folgende Anregungen und Bedenken:
Regionale Grinziige

Bereich Leverkusen/Langenfeld

Die Stadt Leverkusen zahlt mit einem Anteil von ca. 60% Siedlungs- und
Verkehrsflache zu den Kommunen mit einem extrem geringen Freiflachen-
anteil. Die Regionalen Grinziuge im Bereich Leverkusen-Hitdorf und im
Bereich der Wupperaue (siehe Abb.1) stellen vor diesem Hintergrund fur den
Regionalplan Koln sehr wichtige siedlungsgliedernde Raumstrukturen und
bedeutsame Ausgleichsraume dar.

Ich gebe zu Bedenken, dass durch die im Entwurf zum Regionalplan
Dusseldorf gegeniiber dem giltigen Regionalplan geplante Rucknahme von
Griunzugdarstellungen im Bereich der Stadte Langenfeld und Monheim die

Datum: 29.01.2015
Seite 1 von 3

Aktenzeichen:
32/62

Auskunft erteilt:
Herr Schilling

Holger.Schilling@bezreg-
koeln.nrw.de

Zimmer: 717

Telefon: (0221) 147 - 2356
Fax: (0221) 147 - 2905

ZeughausstraRe 2-10,
50667 Kdln

DB bis K&ln Hbf,
U-Bahn 3,4,5,16,18
bis Appellhofplatz

Besuchereingang (Hauptpforte):
Zeughausstr. 8

Telefonische Sprechzeiten:
mo. - do.: 8:30 - 15:00 Uhr

Besuchertag:

donnerstags: 8:30-15:00 Uhr
(weitere Termine nach
Vereinbarung)

Landeskasse Dusseldorf:
Landesbank Hessen-Thiringen
IBAN:

DE34 3005 0000 0000 0965 60
BIC: WELADEDDXXX
Zahlungsavise bitte an
zentralebuchungsstelle@
brk.nrw.de

Hauptsitz:

Zeughausstr. 2-10,50667 Koin
Telefon: (0221) 147 -0

Fax: (0221) 147 - 3185
USt-ID-Nr.: DE 812110859

poststelle@brk.nrw.de
www.bezreg-koeln.nrw.de



Bezirksregierung Kéln

Funktion der Regionalen Griinziige ndrdlich Leverkusen deutlich eingeschréankt
wird.

Die dort auch im Plangebiet des Regionalplans Dusseldorf ebenfalls stark
verdichtete Raumstruktur (Siedlungs- und Verkehrsflache >40%) spricht fir
eine Beibehaltung der Griinzugverbindungen. Daher bitte ich, die Rlicknahme
noch einmal zu Uberprufen.
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Abb.1 Regionale Grunzuge Leverkusen Nord (ohne MaR3stab)

Bereich Remscheid

Es wird angeregt den im Regionalplanentwurf stdlich von Hasenberg
(Remscheid) und Engelsburg dargestellten Regionalen Griinzug (siehe Abb.2)
sudlich bis zur Grenze der Regierungsbezirke weiterzufiihren. Somit kann die
gliedernde Grinzasur zwischen dem GIB Bergisch-Born und dem GIB
Huckeswagen-Winterhagen erhalten bleiben. Im Rahmen der anstehenden
Fortschreibung es Regionalplan Koéln ist in der Folge eine entsprechende
Weiterfihrung im Wermelskirchen vorzusehen.

Der vorgesehene Regionale Griinzug 6stlich von Remscheid-Lennep hingegen
(siehe Abb.2), welcher mit der Regierungsbezirksgrenze abschliel3t, kann auf
dem Gebiet des Regierungsbezirks Kéln nicht weitergefiihrt werden. In diesem
Bereich auf dem Gebiet des Oberbergischen Kreises befindet sich ein landlich
strukturierter Raum. Entsprechend der Zielsetzung von Regionalen Griinziigen
ware eine Fortfuhrung nicht begrundet.

Datum: 29.01.2015
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Vorranggebiete fur Windenergie

Bereich Wegberg/Rheindahlen

Der Entwurf des Regionalplans Dusseldorf sieht im westlichen Gemeinde-
gebiet von Rheindahlen unmittelbar an der Grenze zum Regierungsbezirk Koln
ein Vorranggebiet fir Windenergie vor. Dagegen werden Bedenken erhoben,
da im Geltungsbereich des Regionalplans Koéln direkt angrenzend an der
Ostlichen Grenze der Gemeinde Wegberg ein Allgemeiner Siedlungsbereich
mit Zweckbindung dargestellt ist.

Um diesem ASB m.Z. nicht die Entwicklungsmdglichkeit zu nehmen, ist auch
von diesem Siedlungsbereich ein Abstand von mindestens 800 m vorzusehen.
Dies entspricht dem Vorsorgebereich, der bei den ASB im Geltungsbereich
des Dusseldorfer Regionalplans angenommen worden ist.

Ich bitte Sie, mir lhr abschlieBendes Abwagungsergebnis zu den genannten
Sachverhalten mitzuteilen.

Mit freundlichen GriiRen

Im Auftrag

(Schilling)

Datum: 29.01.2015
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Regionalrat
Sachgebiet:

Regionalplan fur den Regierungsbezirk Koln,
Teilabschnitt Region Aachen

Drucksache Nr.. RR 7/2015

4. Sitzungsperiode

Koln, den 11. Februar 2015

Vorlage fur die
3. Sitzung des Regionalrates am 13. Marz 2015

TOP 5: 16. Anderung des Regionalplanes fiir den Regierungsbezirk
Koln, Teilabschnitt Region Aachen
— Umwandlung eines Gewerbe- und Industrieansiedlungsbe-
reichs (GIB) in einen Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB),
Stadt Eschweiler —

hier: Aufstellungsbeschluss

Rechtsgrundlage: 8§ 19 Absatz 4 Landesplanungsgesetz (LPIG) NRW
Berichterstatter: Frau Hoff, Dez. 32, Tel.: 0221/147-4176
Inhalt: Begrundung (Seite 3 — 10)
Anlagen: 1. Niederschrift der Erdrterung
(Stand: Januar 2015)
2. Aufzustellender Plan (Textliche und Zeichnerische Dar-

stellung)

Bezug: Drucksache Nr. RR 37/2014, 19. Sitzung des Regionalrates
am 27.06.2014 (Erarbeitungsbeschluss)

Beschlussvorschlaq:

1. Der Regionalrat nimmt die Niederschrift der Erdrterung (vgl. Anlage 1 dieser
Beschussvorlage) und das Ergebnis der offentlichen Auslegung der Planung
(vgl. nachfolgende Begrindung Punkt 3.3) zur Kenntnis.

Riickfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386
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2. Der Regionalrat stellt die 16. Anderung des Regionalplanes fiir den Regie-
rungsbezirk Koln, Teilabschnitt Region Aachen gemal 8§19 Absatz 4
LPIG NRW in der Fassung des Planentwurfs (vgl. Anlage 2 dieser Beschluss-
vorlage — Aufzustellender Plan) auf. Uber die nicht einvernehmliche Anregung
des Landesburos der Naturschutzverbande NRW entscheidet er im Sinne des
Ausgleichsvorschlages der Regionalplanungsbehérde (vgl. Anlage 1 dieser
Beschlussvorlage).

3. Der Regionalrat beauftragt die Regionalplanungsbehdrde, die gemald Be-
schluss zu Punkt 2 dieser Vorlage aufgestellte 16. Anderung des Regionalpla-
nes der Landesplanungsbehtérde NRW gemald 8§ 19 Absatz 6 Landespla-
nungsgesetz NRW anzuzeigen.




Sachgebiet: Drucksache Seite

Regionalplan Koln, TA Region Aachen RR 7/2015 3

1.2

Begriindung

Anlass, Gegenstand und Erfordernis der Regionalplananderung
Anlass und Gegenstand der Regionalplananderung

Die Stadt Eschweiler hat mit Schreiben vom 05.12.2013 die Anderung des Regional-
planes Kdln, Teilabschnitt Region Aachen, im Bereich der Diirener Stral3e angeregt.
Beabsichtigt ist die Umwandlung eines Teils des regionalplanerisch gesicherten Ge-
werbe- und Industrieansiedlungsbereiches (GIB) entlang der Direner Stral3e dstlich
der L 11 bis zur StraRe Konigsbenden in einen Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB).
Der Planbereich umfasst eine Flache von ca. 19,5 ha und ist nahezu vollstandig be-
baut.

Die Darstellung im Regionalplan als Bereich fiir gewerbliche- und industrielle Nutzung
basierte urspriinglich auf der planerischen Absicht der Stadt Eschweiler, hier emittie-
rende Gewerbebetriebe anzusiedeln. Insgesamt hat sich der Planbereich zu einem
Standort fuir gewerbliche Betriebe und teilweise auch Einzelhandelsnutzungen entwi-
ckelt. Dadurch hat sich der Gebietscharakter wesentlich in Richtung eines Gewerbe-
gebietes verandert. Nachdem im Jahr 2012 der ansassige industrielle Fertigungsbe-
trieb mit dem einhergehenden Verlust von mehr als 100 Arbeitsplatzen geschlossen
hat, beabsichtigt die Stadt Eschweiler eine stadtebauliche Neuordnung fir den ge-
samten Bereich. Gleichzeitig ist die planerische Notwendigkeit zur Darstellung eines
GIB entfallen. Vor allem die enge raumliche Verflechtung mit der vorhandenen
Wohnnutzung im nérdlichen Anschluss an die Durener StraRe wiirde nach heutigen
immissionsschutzrechtlichen Anforderungen die erneute Ansiedlung industrieller Nut-
zungen erschweren.

Mit der Darstellung eines ASB wird die tatsachlich vorhandene Nutzung als Gberwie-
gender Gewerbestandort nachvollzogen und faktisch keine Veranderung der Nutz-
barkeit der Flachen im Gebiet fiir gewerbliche Zwecke herbeigefiihrt. Gleichzeitig wird
der Stadt Eschweiler damit die Mdglichkeit gegeben, den erfolgten Strukturwandel
auch planerisch nachzuvollziehen und die stadtebaulich problematische Verfestigung
einer Industriebrache zu vermeiden.

Beabsichtigt ist die Verlagerung eines im westlichen Planbereich vorhandenen Bau-
und Gartencenters an den Standort des aufgegebenen Industriebetriebes. Zur Ver-
meidung von negativen stadtebaulichen Auswirkungen auf das Zentrum von Eschwei-
ler ist der Ausschluss von zentren- und nahversorgungsrelevantem Einzelhandel in
der nachfolgenden Bauleitplanung beabsichtigt.

Erfordernis der Regionalplananderung (Bedarf)

Nach Aufgabe der industriellen Produktion ist der Planbereich aufgrund der engen
raumlichen Verflechtung mit angrenzender Wohnnutzung nicht mehr fir eine industri-
elle Nachfolgenutzung geeignet und die Darstellung eines GIB planerisch nicht mehr
erforderlich. Deshalb fuhrt die ASB-Darstellung auch nicht zu einem Verlust von nutz-
baren industriellen Flachen. Die Darstellung eines ASB vollzieht den am Standort er-
folgten stadtebaulichen Wandel zu einem Uberwiegend gewerblich gepragten Stand-
ort planerisch nach und hat faktisch keine Veranderung der Nutzbarkeit der Flachen
im Gebiet fir gewerbliche Zwecke zur Folge. Sie erméglicht Nachfolgenutzungen am
ehemaligen Industriestandort durch Verlagerung eines gebietsansassigen Bau- und
Gartenmarktes und hilft, den stadtebaulichen Missstand einer Industriebrache am
Ortseingang von Eschweiler zu vermeiden. Die Ansiedlung dieses Marktes ware bei
bestehender Darstellung als GIB aus regionalplanerischer Sicht gemaR Ziel 1, Kapi-
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tel 1.2.1 der textlichen Darstellung des Regionalplanes fur den Regierungsbezirk
Kdln, Teilabschnitt Region Aachen, ausgeschlossen.

Die 16. Anderung des Regionalplanes Kéln, Teilabschnitt Region Aachen, tragt ins-
besondere dem Ziel C.1.2-2.1 des LEP NRW von 1995 (Flachenvorsorge) dahinge-
hend Rechnung, als dass die Regional- und Bauleitplanung durch die neue Darstel-
lung ausreichend ASB fir den regionalen und kommunalen Bedarf sicherstellt. Eben-
so entspricht sie dem Ziel C.1-2.2, wonach vor der Inanspruchnahme von Freiraum
die Maoglichkeit zur Mobilisierung von Bauland auf innerstadtischen Flachen ausge-
schopft wird. Die Ricknahme des gewerblich-industriellen Entwicklungsziels an die-
sem Standort hat keine negativen Auswirkungen auf die bedarfsgerechte Bereitstel-
lung von Bauflachen in Eschweiler, sondern tragt zur Behebung von mdoglichen Ent-
wicklungshemmnissen infolge einer Brachflache bei.

Gemall dem LEP-Ziel C.11.2-2.2 sind vor der Inanspruchnahme von Freiflachen im
AulRenbereich fir gewerbliche und industrielle Nutzung die Mdéglichkeiten zur Mobili-
sierung von Bauland auf innerstadtischen Flachen auszuschdpfen. Auch diesem Ziel
wird hier Rechnung getragen. Bauleitplanerische Absicht ist die Steuerung der Sied-
lungsentwicklung in einem bereits besiedelten Raum. Hier sollen bestehende Betrie-
be in ihrem Bestand gesichert und gleichzeitig ungenutzte Flachen einer angemesse-
nen Nutzung zugefuhrt werden.

Die Stadt Eschweiler verfugt Gber genugend Gewerbeflachenreserven, so dass ein
Engpass nicht entsteht.

Im Rahmen der anstehenden Regionalplanfortschreibung wird die bedarfsgerechte
Ausweisung von GIB-Flachen im Sinne der landesplanerischen Vorgaben erfolgen.
Nach aktueller Datenlage sind sowohl auf kommunaler als auch auf regionaler Ebene
(StadteRegion Aachen) ausreichend Gewerbeflachen ausgewiesen.

Wie bereits erwahnt, ist zur Vermeidung von negativen stadtebaulichen Auswirkun-
gen auf das Zentrum von Eschweiler der Ausschluss von zentren- und nahversor-
gungsrelevantem Einzelhandel in der nachfolgenden Bauleitplanung beabsichtigt. Die
geplante Verlagerung eines Bau- und Gartenmarktes mit nicht zentrenrelevantem
Schwerpunkt steht nicht im Widerspruch mit der vom LEP NRW — Sachlicher Teilplan
Grof¥flachiger Einzelhandel — verfolgten Steuerungsrichtung zum Schutz der zentra-
len Versorgungsbereiche. Die GroRe und Dimensionierung des Vorhabens und damit
die Beachtung der weiteren einzelhandelsrelevanten Ziele des LEP NRW (Grof3fla-
chiger Einzelhandel) werden nachfolgend im Bauleitplanverfahren und im landespla-
nerischen Abstimmungsverfahren nach 8§ 34 Landesplanungsgesetz NRW sicherzu-
stellen sein.

Die vorgenannten Erlduterungen belegen das Planungserfordernis fur die
16. Regionalplan&nderung. Diese fuhrt nicht zu einem Verlust an nutzbaren industriel-
len Flachen und hat keine Einschrankungen fir die vorhandenen gewerblichen Nut-
zungen zur Folge.

Verfahrensablauf
Erarbeitungsbeschluss

Der Regionalrat hat am 27.06.2014 einstimmig die Erarbeitung der 16. Anderung des
Regionalplans Kdéln, Teilabschnitt Region Aachen beschlossen. Gegenstand ist die
Umwandlung einer bisherigen regionalplanerischen Darstellung eines GIB in einen
ASB.
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2.2

2.3

Die nun zur Aufstellung vorgesehene zeichnerische Darstellung (vgl. Anlage 2 dieser
Beschlussvorlage) entspricht unverandert der des Erarbeitungsbeschlusses.

Auf die Durchfiihrung einer strategischen Umweltpriifung wurde auf Grundlage einer
Uberschlagigen Prufung der Umweltauswirkungen (Screening) verzichtet. Bei dieser
hat keiner der Beteiligten eine Umweltprifung fir notwendig erachtet.

Der Erarbeitungsbeschluss des Regionalrates bestimmte weiterhin die zu beteiligen-
den offentlichen Stellen und Personen des Privatrechts nach 8 4 Raumordnungsge-
setz (ROG), die Fristen fir die Beteiligung sowie Ort und Dauer der Offentlichen Aus-
legung (vgl. nachfolgende Punkte 2.2. und 2.3).

Beteiligung o6ffentlicher Stellen und von Personen des Privatrechts nach
§ 4 ROG

Die am Verfahren beteiligten 6ffentlichen Stellen und die Personen des Privatrechts
nach 84 ROG hatten entsprechend dem Erarbeitungsbeschluss zwischen dem
16.07.2014 und dem 21.10.2014 Gelegenheit, sich zu der Plananderung zu auf3ern.
Es wurden gemaf} Beteiligtenliste zum Erarbeitungsbeschluss 63 Beteiligte zur Stel-
lungnahme aufgefordert. Den Beteiligten wurde die Verfahrensunterlage bestehend
aus Planbegriindung, Planentwurf und Umweltbericht zur Verfiigung gestellt.

Die Beteiligung der offentlichen Stellen und der Personen des Privatrechts ergab An-
regungen und Hinweise von neun Beteiligten. Bedenken wurden nicht geaul3ert. Zum
Inhalt der Stellungnahmen wird auf Punkt 3.2 dieser Begriindung und auf die Nieder-
schrift der Erdrterung (vgl. Anlage 1 der Beschlussvorlage) verwiesen.

Beteiligung der Offentlichkeit

Die 6ffentliche Auslegung erfolgte entsprechend dem Erarbeitungsbeschluss des Re-
gionalrates vom 21.07.2014 bis zum 21.10.2014 bei der Bezirksregierung Koln und
der Stadteregion Aachen. Sie wurde im Amtsblatt Nr. 27/2014 der Bezirksregierung
Kdln, per Pressemitteilung der Bezirksregierung und ortsuiblich durch die Stadteregi-
on Aachen bekannt gemacht.

Wahrend der Offenlage stand an den Auslegungsorten die Verfahrensunterlage
(Planbegriindung, Planentwurf, Umweltbericht) zur Verfligung. Die Unterlagen konn-
ten auch auf der Internetseite der Bezirksregierung Koln eingesehen werden.

Zusammenfassende Erklarung gemaR § 11 Absatz 3 ROG

Gemal 8§ 11 Absatz 3 ROG ist Raumordnungsplanen eine zusammenfassende Erkla-
rung beizufiigen Uber die Art und Weise wie die Umweltbelange und die Ergebnisse
der Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung in dem Aufstellungsverfahren beriick-
sichtigt wurden und aus welchen Griinden der Plan nach Abwagung mit den geprif-
ten in Betracht kommenden anderen Planungsmdglichkeiten gewdahlt wurde, sowie
uber die im Rahmen der Uberwachung der Auswirkungen auf die Umwelt nach § 9
Absatz 4 Satz 1 ROG durchzufihrenden Ma3nahmen.
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3.11

3.1.2

Beriucksichtigung der Umweltauswirkungen und Bewertung anderweiti-
ger Planalternativen

Beriicksichtigung der Umweltauswirkungen

Die Regionalplananderung umfasst einen Bereich, der Bestandteil des bestehenden
— weitestgehend bebauten — Siedlungsgefiiges ist. Dabei handelt es sich bei der bis-
herigen, als auch bei der zukinftigen Plandarstellung um einen Siedlungsraum. Eine
Neuinanspruchnahme von Freiraum ist nicht vorgesehen. Es handelt sich um eine
geringfuigige Anderung des Regionalplanes im Sinne von § 9 Absatz 2 ROG, bei der
von einer Umweltpriifung abgesehen werden kann, wenn durch eine Uberschlagige
Prufung (Screening) festgestellt wird, dass die Plananderung voraussichtlich keine
erheblichen Umweltauswirkungen haben wird.

Bei der Uberschlagigen Prifung der Umweltauswirkungen im Rahmen eines Scree-
nings wurde festgestellt, dass die vorliegende Plan&nderung voraussichtlich keine er-
heblichen Umweltauswirkungen haben wird. Demzufolge wurde gemaf § 9 Absatz 2
ROG auf die Durchfiihrung einer Umweltpriifung verzichtet. Das Ergebnis des Scree-
nings war Grundlage des Einleitungsbeschlusses des Regionalrates vom 27.06.2014.

Auch im Beteiligungsverfahren sind keine Hinweise vorgebracht worden, die die
Durchfuhrung einer Umweltprifung erfordert héatten. Insofern entfallt die Darstellung
einer zusammenfassenden Erklarung gemal § 11 Absatz 2 ROG.

Hinweise und Anregungen zu Umweltbelangen sind im Rahmen der Planabwégung
bertcksichtigt worden (vgl. Anlage 1 dieser Beschlussvorlage).

Planalternativen

Mit dem Verzicht auf eine Umweltpriifung entfallt fir die vorliegende Planung auch
die Darstellung der in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmdglichkeiten
aus Umweltsicht i.S.v. Anlage 1 zu § 9 ROG (Planalternativen).

Ziel dieser Regionalplananderung ist die Umwandlung eines bestehenden und uber-
wiegend bebauten Siedlungsbereiches von GIB in ASB, um eine bereits begonnene
stadtebauliche Entwicklung nachzuvollziehen und Entwicklungshemmnisse zu ver-
meiden. Es erfolgt keine rAumliche Ausdehnung eines Siedlungsraumes oder Redu-
zierung eines Freiraumes. Insofern ist die Plananderung an diesen Standort gebun-
den und sind rAumliche Alternativen ausgeschlossen. Auch aus inhaltlicher Sicht ist
die Umwandlung von GIB in ASB alternativenlos. Die Beibehaltung einer GIB Darstel-
lung wirde aufgrund der beschriebenen Entwicklungshemmnisse nicht zur Ansied-
lung neuer industrieller Betriebe fuhren. Gleichzeitig hat sich im Planbereich bereits
eine stadtebauliche Entwicklung zu einem ASB vollzogen, die auch fiir die industrielle
Brachflache ermdglicht werden soll. Nur so kann der stadtebauliche Missstand einer
Brachflache behoben werden. Mdgliche negative Auswirkungen auf die Zentren von
Eschweiler sind im bebauten Bereich durch bauleitplanerischen Ausschluss von Zen-
tren- und nahversorgungsrelevantem Einzelhandel nicht zu beflirchten. Dieser Aus-
schluss ist ebenfalls fir die zu entwickelnde Industriebrache im Rahmen der nachfol-
genden Bauleitplanung beabsichtigt.
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3.2

3.21

Stellungnahmen aus der Beteiligung offentlicher Stellen und von Perso-
nen des Privatrechts nach § 4 ROG

Zum Inhalt der Stellungnahmen der 6ffentlichen Stellen und von Personen des Privat-
rechts nach 8 4 ROG wird auf die Niederschrift zur Erérterung (vgl. Anlage 1 der Be-
schlussvorlage) verwiesen. Diese enthalt die Kurzfassung aller eingegangenen Stel-
lungnahmen, den Ausgleichsvorschlag der Regionalplanungsbehérde sowie das Er-
gebnis der schriftlichen Erérterung.

Es wurden keine Bedenken zur Anderung des Regionalplanes geduRert.

Von sieben Beteiligten wurden Hinweise vorgebracht, die sich an die nachfolgende
Umsetzung der Planung richten und nicht inhaltlicher Gegenstand dieser Regional-
plandnderung sind.

Die Industrie- und Handelskammer Aachen weist darauf hin, dass die wegfallenden
GIB-Bereiche langfristig ersetzt werden sollen.

Der Anregung des Landesbiros der Naturschutzverbande NRW zufolge soll die siid-
lich an den Planbereich angrenzende Indeaue als Bereich zum Schutz der Natur
(BSN) dargestellt werden.

Vorschlag zum Ausgleich der Meinungen

Im Rahmen des Ausgleichsvorschlages wurde die Planung in Bezug auf die zeichne-
rische Darstellung nicht verandert.

Fir die vorgebrachten Hinweise und Anregungen erarbeitete die Regionalplanungs-
behdrde einen Ausgleichsvorschlag.

Zum Hinweis der Industrie- und Handelskammer Aachen, die wegfallenden GIB Be-
reiche langfristig zu ersetzen, weist die Regionalplanungsbehdrde darauf hin, dass im
Rahmen der anstehenden Regionalplanfortschreibung die bedarfsgerechte Auswei-
sung von GIB-Flachen im Sinne der landesplanerischen Vorgaben erfolgen wird. Zu-
dem ist durch die enge Verflechtung des Standortes mit angrenzender Wohnnutzung
eine erneute industrielle Nutzung nicht moglich und demzufolge fuhrt die Plan&nde-
rung nicht zu einem Verlust an geeigneten industriellen Flachen. Sowohl die Stadt
Eschweiler, als auch die Region verfligt tber gentigend Gewerbeflachenreserven, so
dass ein Engpass nicht entsteht.

Die Anregung des Landesbiiros der Naturschutzverbande NRW zur Darstellung der
sudlich an den Plandnderungsbereich angrenzenden Indeaue als Bereich fir den
Schutz der Natur (BSN), ist nicht gefolgt worden. Die Regionalplanungsbehdrde legt
dar, dass mit der Plandnderung keine raumliche Erweiterung des vorhandenen Sied-
lungsbereiches erfolgt, durch die Umwandlung von GIB in ASB eher geringere Aus-
wirkungen auf die sudlich anschlieRenden ©kologisch bedeutsamen Flachen zu er-
warten sind und die Anregung nicht in einem sachlichen Zusammenhang mit der
Plandnderung steht. Die Regionalplanungsbehdrde schlagt vor, die Anregung im
Rahmen der bevorstehenden Fortschreibung des Regionalplans zu behandeln.

Ergebnis der Erorterung gemaR § 19 Absatz 3 LPIG NRW

Ein Erérterungstermin gemanR § 19 Absatz 3 LPIG NRW fand auf Grund des Inhalts
der Stellungnahmen zu der Verfahrensunterlage nur in schriftlicher Form statt. Als
Grundlage diente der von der Regionalplanungsbehdrde erarbeitete Vorschlag zum
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3.3

4.1

Ausgleich der Meinungen. Allen Beteiligten wurde dieser am 25.11.2014 zur Verfi-
gung gestellt.

Die Beteiligten hatten bis zum 19.12.2014 die Gelegenheit, sich schriftlich zu den
Ausgleichsvorschlagen der Regionalplanungsbehorde zu aul3ern.

Im Ergebnis konnte zu der unter Punkt 3.2 der Begriindung beschriebenen Anregung
des Landesburos der Naturschutzverbande NRW in der schriftlichen Erérterung nicht
ausgerdumt werden.

Mit den Ubrigen Beteiligten des Verfahrens besteht Einvernehmen.

Stellungnahmen gemiB § 13 Absatz 1 LPIG NRW (Offentliche Auslegung)

Im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung gingen keine Stellungnahmen ein.

Regionalplanerische Bewertung

Gemal 8§ 4 ROG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Malinahmen &ffentlicher
Stellen die Ziele der Raumordnung zu beachten sowie Grundsatze und sonstige Er-
fordernisse der Raumordnung in Abwagungs- und Ermessensentscheidungen zu be-
ricksichtigen.

Beachtung landesplanerischer Vorgaben und das Verhaltnis zu den re-
gionalplanerischen Zielen

Die landesplanerischen Vorgaben fir die dargestellte Regionalplananderung ergeben
sich im Wesentlichen aus den Zielen und Grundsétzen des LEP NRW aus dem Jahre
1995 sowie dem im Juli 2013 rechtskraftig gewordenen LEP NRW — Sachlicher Teil-
plan Grof¥flachiger Einzelhandel. Mit der Verdffentlichung des Entwurfs des neuen
LEP NRW (Stand: 25.06.2013) sind nach dem ROG auch diese in Aufstellung befind-
lichen Ziele und Grundsétze als sonstige Erfordernisse der Raumordnung bei dieser
Regionalplananderung zu bericksichtigen.

Die vorliegende Regionalplan&dnderung dient der Umsetzung der stéadtebaulichen Zie-
le der Stadt Eschweiler, einen erfolgten Strukturwandel planerisch nachzuvollziehen
und die stadtebaulich problematische Verfestigung einer Industriebrache — unter an-
derem durch Verlagerung eines grof3flaichigen Einzelhandelsbetriebes mit nicht zen-
trenrelevanten Kernsortimenten (Bau- und Gartenmarkt) — zu vermeiden.

Landesplanerische Ziele zur Fldchenvorsorge / Vermeidung der Inanspruchnahme von
Freiraum

Die 16. Anderung des Regionalplanes Koln, Teilabschnitt Region Aachen, tragt ins-
besondere dem Ziel C.1.2-2.1 des LEP NRW von 1995 (Flachenvorsorge) dahinge-
hend Rechnung, als dass die Regional- und Bauleitplanung durch die neue Darstel-
lung ausreichend ASB fiir den regionalen und kommunalen Bedarf sicherstellt.
Ebenso entspricht sie dem Ziel C.1-2.2 des LEP NRW von 1995, wonach vor der In-
anspruchnahme von Freiraum die Mdglichkeit zur Mobilisierung von Bauland auf in-
nerstadtischen Flachen ausgeschopft werden soll. Die Ricknahme des GIB an die-
sem Standort hat keine negativen Auswirkungen auf die bedarfsgerechte Bereitstel-
lung von Bauflachen in Eschweiler, sondern tragt zur Behebung von mdglichen Ent-
wicklungshemmnissen infolge einer Brachflache bei.



Sachgebiet: Drucksache Seite

Regionalplan Koln, TA Region Aachen RR 7/2015 9

Gemal dem Ziel C.I1.2-2.2 des LEP NRW von 1995, sind vor der Inanspruchnahme
von Freiflachen im AufRenbereich fiir gewerbliche und industrielle Nutzung die M6g-
lichkeiten zur Mobilisierung von Bauland auf innerstadtischen Flachen auszuschop-
fen. Auch diesem Ziel wird hier Rechnung getragen. Bauleitplanerische Absicht ist die
Steuerung der Siedlungsentwicklung in einem bereits besiedelten Raum. Hier sollen
bestehende Betriebe in ihrem Bestand gesichert und gleichzeitig ungenutzte Flachen
einer angemessenen Nutzung zugefiihrt werden.

Die Stadt Eschweiler hat den Prozess des Strukturwandels im Planbereich entlang
der Durener StrafRe und den damit verbundenen planerischen Handlungsbedarf auch
auf regionalplanerischer Ebene nachvollziehbar dargelegt. Dies entspricht den Leit-
vorstellungen einer nachhaltigen Raumentwicklung u.a. durch erneute Nutzung ehe-
mals bebauter Bereiche, wie sie in Kapitel 1 "Gewerbe- und Industrieansiedlungsbe-
reiche (GIB)", Ziel 1 und 2 der textlichen Darstellung des Regionalplans Kéln, Teilab-
schnitt Region Aachen, formuliert wird.

Aufgrund der Standortrestriktionen mit der engen raumlichen Verflechtung zu angren-
zender Wohnnutzung ist eine erneute industrielle Nutzung nicht méglich. Daher erfillt
ein Festhalten an der Darstellung GIB im vorliegenden Fall keinen regionalplaneri-
schen Sicherungszweck zugunsten von Flachen fir stark emittierende Betriebe.

In Aufstellung befindlicher Landesentwicklungsplan NRW

Der in Aufstellung befindliche LEP NRW ist gem&aR 8 3 und 4 des ROG als sonstiges
Erfordernis der Raumordnung zu berticksichtigen.

Die vorliegende Planung steht im Einklang mit dem Entwurf des LEP NRW. Sie ent-
spricht sogar ausdriicklich dessen grundsatzlicher Leitvorstellung einer flachenspa-
renden und kompakten Siedlungsentwicklung mit Vorrang der Innenentwicklung und
maglichst geringer Inanspruchnahme von Freiraum. Auch die beabsichtigte Mobilisie-
rung einer Industriebrache entspricht der Intention des zukiinftigen LEP NRW mit ei-
nem verstarkten Flachenrecycling durch Nutzung von Brachflachen (vgl. LEP NRW,
Entwurf 25.06.2013, Kap. 1.2 "Aufgabe, Leitvorstellungen und Strategische Ausrich-
tung der Landesplanung’, Ziele 6.1-6, 6.1-8, 6.1-11).

Grol¥flachiger Einzelhandel

Gemal Ziel 1 "Standorte nur in Allgemeinen Siedlungsbereichen” des LEP NRW —
Sachlicher Teilplan GroR¥flachiger Einzelhandel — diirfen Kern- und Sondergebiete flr
Vorhaben im Sinne von 8 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) nur in re-
gionalplanerisch festgelegten ASB dargestellt und festgesetzt werden.

Ebenso ist gemaR Ziel 1, Kapitel 1.2.1 "Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche
(GIB)" der textlichen Darstellung des Regionalplans Kéln, Teilabschnitt Region
Aachen, die Ansiedlung von grol3flachigen Einzelhandelsbetrieben im Sinne von § 11
Absatz 3 BauNVO im GIB ausgeschlossen.

Dieser Ausschluss verfolgt das Ziel der Flachensicherung dieser Bereiche fir emittie-
rende Betriebe mit ihren spezifischen Standortanforderungen.

Eine solche planerische Flachensicherung wird wegen der dauerhaften Aufgabe der
emittierenden Nutzungen am Planstandort nicht mehr bendétigt. Zudem ist aufgrund
der Standortrestriktionen mit der engen rdumlichen Verflechtung zu angrenzender
Wohnnutzung eine erneute Ansiedlung industrieller Betriebe nicht méglich.

Mit Blick auf den sich vollziehenden Strukturwandel im Anderungsbereich steht die
mit der Darstellung als ASB verfolgte Schaffung einer Verlagerungsoption eines
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Fachmarktes mit nicht zentrenrelevantem Kernsortiment nicht im Widerspruch mit der
vom LEP NRW — Sachlicher Teilplan GrofR¥flachiger Einzelhandel — verfolgten Steue-
rung zum Schutz der Innenstadte.

Moglicherweise negative stadtebauliche Auswirkungen fir die zentralen Versor-
gungsbereiche der Stadt Eschweiler im Sinne von Ziel 3 und 8 des LEP NRW —
Sachlicher Teilplan grof3flachiger Einzelhandel — sind aufgrund des bauleitplaneri-
schen Ausschlusses von zentren- und nahversorgungsrelevantem Einzelhandel nicht
zu befiurchten. Dieser Ausschluss ist ebenfalls fir den Verlagerungsstandort des
Fachmarktes beabsichtigt.

Weiteres Verfahren

Nach Aufstellung der Plan&dnderung durch den Regionalrat ist diese der Landespla-
nungsbehérde NRW (Staatskanzlei NRW) anzuzeigen (vgl. 8 19 Abs. 6 LPIG NRW).
Ihre Bekanntmachung erfolgt, wenn die Landesplanungsbehdrde nicht innerhalb der
Frist von hdchstens drei Monaten nach Anzeige aufgrund einer Rechtsprifung unter
Angabe von Griinden im Einvernehmen mit den fachlich zustdndigen Landesministe-
rien Einwendungen erhoben hat. Die Frist beginnt mit Eingang der vollstdndigen Un-
terlagen. Mit dem Beschlussvorschlag (Punkt 3 des Beschussvorschlages) wird die
Regionalplanungsbehdrde beauftragt, der Landesplanungsbehdrde NRW die aufge-
stellte Plan&nderung anzuzeigen.



Regionalplan fur den Regierungsbezirk Koln,

Teilabschnitt Region Aachen

16. Regionalplananderung

— Umwandlung eines Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereichs
(GIB) in einen Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB),
Stadt Eschweiler —

Niederschrift des Erorterungstermins
(Stand: Januar 2015)

ANLAGE 1 zu TOP 5 (Drucksache RR 7/2015)

Beschlussvorlage Regionalrat, Stand: Januar 2015
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Regionalplan fur den Regierungsbezirk Koln,

Teilabschnitt Region Aachen

16. Regionalplananderung

— Umwandlung eines Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereichs
(GIB) in einen Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB),
Stadt Eschweiler —

Aufzustellender Plan

Textliche Darstellung / Zeichnerische Darstellung

ANLAGE 2 zu TOP 5 (Drucksache RR 7/2015)

Beschlussvorlage Regionalrat, Stand: Januar 2015




Bezirksregierung Koln Januar 2015

16. Regionalplandnderung — Umwandlung eines Gewerbe- und Industrieansiedlungs-
bereichs (GIB) in einen Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB), Stadt Eschweiler

Aufzustellender Plan — Textliche Darstellung / Zeichnerische Darstellung
Textliche Darstellung

Eine Anderung der textlichen Darstellung des Regionalplanes Koln, Teilabschnitt Region Aachen
durch die 16. Plandnderung — Umwandlung eines Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiches
(GIB) in einen Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB), Stadt Eschweiler — ist nicht erforderlich.



Bezirksregierung Koln Januar 2015

16. Regionalplandnderung — Umwandlung eines Gewerbe- und Industrieansiedlungs-
bereichs (GIB) in einen Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB), Stadt Eschweiler

Aufzustellender Plan — Textliche Darstellung / Zeichnerische Darstellung

Zeichnerische Darstellung

Ausschnitt aus dem bekannt gemachten Regionalplan mit der 16. Plandnderung
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Bezirksregierung Koln

Regionalrat
Sachgebiet:

Anfragen

hier: zu Fernbusverbindungen

Drucksache Nr.: RR 12/2015

4. Sitzungsperiode

Koln, den 11. Februar 2015

Vorlage fur die
3. Sitzung des Regionalrates
am 13. Marz 2015

TOP 6 Fernbusverbindungen

Rechtsgrundlage: 8§ 42a Personenbeforderungsgesetz
Berichterstatterin:  Frau Rehm, Dezernat 25, Tel. 0221/ 147 - 3216
Inhalt: Bericht der Bezirksregierung Kéln (Seiten 2-4)

Anlagen: 1 Bestehende Genehmigungen in Nordrhein-Westfalen fur
innerdeutsche Personenfernverkehre - Stand 31.12.2014

2 Bundesweit bestehende Genehmigungen - Stand 30.09.2014

3 Innerdeutsche Fernbuslinien mit Haltestellen im Regierungs-
bezirk Koln

Der Regionalrat nimmt den Bericht der Bezirksregierung zur Kenntnis.

Ruckfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386
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Nachdem bis vor zwei Jahren im nationalen Fernverkehr der Konkurrenzschutz fir
den Eisenbahnverkehr galt, wurde mit der zum 01.01.2013 in Kraft getretenen Ande-
rung des Personenbefdorderungsgesetzes (PBefG) der innerdeutsche Fernverkehr
liberalisiert. Der neu eingefiihrte § 42 a PBefG definiert den Personenfernverkehr mit
Omnibussen.

Nicht geoffnet wurde der Markt fur die Regionalverkehrsstrecken im OPNV.

Die Einrichtung, die Linienfihrung und der Betrieb eines Personenfernverkehres be-
durfen einer behordlichen Genehmigung nach 88 9 ff PBefG. In Nordrhein-Westfalen
sind fur die Erteilung dieser Genehmigungen die Bezirksregierungen zusténdig. Da-
bei liegt die ortliche Zustandigkeit jeweils bei der Bezirksregierung, in deren Bezirk

die Personenfernverkehrslinie ihren Ausgangspunkt hat.

Ein Verkehrsunternehmen muss fir jede Fernbuslinie, die es betreiben will, einen
entsprechenden Genehmigungsantrag bei der zustandigen Behorde stellen. Diese
pruft den Antrag insbesondere bezlglich der subjektiven und objektiven Zulassungs-
voraussetzungen.

Fur den Fernbusverkehr ist nicht prifungsrelevant, ob 6ffentliche Verkehrsinteressen
beeintrachtigt werden, insbesondere ob der Verkehr bereits befriedigend durch vor-
handene Verkehrsmittel bedient werden kann.

Auch die Beforderungsentgelte und Beférderungsbedingungen bedirfen abweichend
von 8§ 39 PBefG beim Personenfernverkehr ausnahmsweise keiner Zustimmung der

Genehmigungsbehorde.

Die ortlich zustdndige Genehmigungsbehdérde beteiligt in einem Anhoérungsverfahren
die Genehmigungsbehdrden, in deren Zustandigkeitsbereichen die jeweilige Fern-

buslinie eine Haltestelle haben soll.

Die beteiligten Behérden leiten den Antrag zwecks Abgabe einer Stellungnahme an
die Kommunen weiter, in deren Stadtgebiet ein Haltepunkt beantragt ist. Uber die
Lage der Haltepunkte — z.B. in einem Zentralen Omnibusbahnhof (ZOB) oder an an-

derer Stelle — entscheiden die Stadte in eigener Hoheit.
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Nach positivem Abschluss des Anhdrungsverfahrens erteilt die o6rtlich zustandige
Genehmigungsbehorde dem Verkehrsunternehmen die beantragte Genehmigung —
meist verbunden mit Auflagen. Eine bedeutsame Auflage ist das gesetzlich vorgege-
bene Bedienungsverbot bei Haltestellen, wenn
- deren Abstand unter 50 km liegt oder
- zwischen den Haltestellen Schienenpersonennahverkehr mit einer Reisezeit
unter einer Stunde betrieben wird.

Nach Bestandskraft der Genehmigung erhélt das Verkehrsunternehmen die benétig-
te Anzahl von Genehmigungsurkunden, die in den Fernbussen mitgefihrt werden

mussen.

Seitens der Polizei (teilweise in Begleitung von Kollegen des Arbeitsschutzes und der
Personenbeférderung der Bezirksregierung Koln) werden stichprobenhaft Kontrollen
von Reisebussen — z.B. an Autobahnraststatten durchgefiihrt. Dabei wird seitens des
Arbeitsschutzes u.a. die Einhaltung der Lenk- und Ruhezeiten gepruft. Die Vertreter
des Verkehrsdezernates kontrollieren, ob die Genehmigungsurkunden mitgefthrt
werden und mit der tatsachlich gefahrenen Strecke Ubereinstimmen. Weiter dirfen
die Fahrgaste keine Fahrscheine fir Strecken mit einem Bedienverbot vorweisen.
Seitens der Polizei werden bei den Kontrollen die Fahrzeuge auf deren Verkehrssi-

cherheit (TUV-Nachweis, etc.) untersucht.

Entwicklung des Fernbusverkehrs seit dem 01.01.2013 bis heute:

Seitens der Bezirksregierung Koéln wurden bis Jahresende 2013 insgesamt 14 Ge-
nehmigungen fir Fernbuslinien mit Ausgangspunkten in Bonn oder Kéln erteilt. In 5
Fallen lie3 sich das Verkehrsunternehmen kurz nach Erhalt der Genehmigung aller-

dings befristet von der Betriebspflicht befreien.

Zum Jahreswechsel 2014 /2015 liegen bereits 22 durch die Bezirksregierung Koln
erteilte Genehmigungen vor (einschlie3lich 4 befristeter Entbindungen). Eine Fern-

buslinie wurde Ende 2014 eingestellt.
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Bundesweite Entwicklung innerdeutscher Fernbusverbindungen im Zeitraum vom
1. Januar 2013 bis zum 30. September 2014 (Angaben des BMVI)

.Die Zahl der Fernbuslinien in Deutschland ist 21 Monate nach der Liberalisierung
des Marktes kraftig gestiegen: um 215 Strecken, bzw. 250 Prozent. Das geht aus
einer aktuellen Auswertung des BMVI hervor. Demnach gab es zum Stichtag 30.
September 2014 in Deutschland 301 Fernbusverbindungen — vor der Liberalisierung
waren es nur 86 Linien. Die Genehmigungszahlen haben sich im Jahresverlauf 2013
kontinuierlich nach oben entwickelt. Diese positive Entwicklung setzt sich 2014 weiter
fort: Im Vergleich zur Jahreshélfte 2014 gab es im dritten Quartal ein weiteres Plus

der genehmigten Linien von 11 Prozent.”

Datum Stichtag: Anzahl Genehmigungen
31.12.2012 (vor der Liberalisierung) 86
15.02.2013 109
30.06.2013 158
30.09.2013 194
31.12.2013 221
31.03.2014 247
30.06.2014 271
30.09.2014 301

Eine vom BMVI bei dem Bundesamt fir Giterverkehr in Auftrag gegebene Marktbe-
obachtung des Fernbuslinienverkehrs ergab u.a., dass 30 — 41 % der Fahrgaste vom
PKW und 30 — 44 % von der Bahn auf den Fernbus umgestiegen sind. 10 % seien

Neukunden.
Als Anlage 1 ist die aktuelle Ubersicht der in Nordrhein-Westfalen erteilten Geneh-
migungen fur Fernbuslinien mit Stand 31.12.2014 beigefugt.

In der Anlage 2 sind geordnet nach den Bundeslander die Zahlen der bundesweit

(zum Stichtag 30.09.2014) erteilten Fernbusgenehmigungen enthalten.

Der Anlage 3 kdnnen die Fernbusrelationen entnommen werden, die eine oder meh-

rere Stadte im Regierungsbezirk Kéln anfahren.



Anlage 1

Bestehende Genehmigungen fir innerdeutsche Personenfernverkehre am 31.12.2014

Nordrhein-Westfalen

Lfd. Genehmigungsbehdrde Genehmigungsinhaber Genehmigte Streckenfiihrung mit allen
Nr. Laufzeit der Haltestellen; Lange der gesamten
Genehmigung | Linie

1 Bezirksregierung Arnsberg Deutsche Touring GmbH, 07.11.2013 - Dortmund — Bremen — Hamburg —
GermanTouring Company 06.11.2023 Berlin — Dessau — Rol3lau — Leipzig
(Flughafen) — Dresden;

967 km

2 Bezirksregierung Detmold BBH GmbH, Paderborn 01.07.2014- Buren-Ahden — Flughafen
(Bundesbusunternehmen) | 30.06.2015 Paderborn-Lippstadt — Paderborn
Hbf — Kassel-Wilhelmshdhe;

100 km
3 Bezirksregierung Diusseldorf Deutsche Post Mobility 01.11.2013 - Duisburg — Dusseldorf — Kéln —
GmbH 31.10.2023 Montabaur — Frankfurt/Main —
Nurnberg — Minchen;
669 km
4 Bezirksregierung Diusseldorf MeinFernbus GmbH 27.03.2014 - Duisburg — Essen — Dortmund —

Siegen — Giel3en — Aschaffenburg —




26.03.2024 Wirzburg — Nurnberg — Minchen;
700 km
5 Bezirksregierung Diusseldorf Deutsche Post Mobility 10.04.2014 - Dusseldorf — Essen — Dortmund —
GmbH 09.04.2024 Hannover — Wolfsburg — Berlin;
593 km
6 Bezirksregierung Dusseldorf MeinFernbus GmbH 24.07.2014 - Wuppertal — Dortmund — Bielefeld —
23.07.2024 Hannover — Hamburg — Lubeck —
Rostock;
603 km
7 Bezirksregierung Diusseldorf MeinFernbus GmbH 24.07.2014 - Dusseldorf — Duisburg — Essen —
23.07.2024 Dortmund — Bremen — Hamburg —
Libeck — Rostock ;
631 km
8 Bezirksregierung Dusseldorf Deutsche Post Mobility 15.08.2014 — Dusseldorf — KoéIn — Montabaur —
GmbH 14.08.2024 Frankfurt/Main — Mannheim —
Karlsruhe — Freiburg;
514 km
9 Bezirksregierung Kaéln Uwe Kriescher GmbH 01.03.2012 - Ko6ln - Willroth - Frankfurt/Main
29.02.2020 210 km
10 Bezirksregierung Kdéln Univers/MeinFernbus 15.04.2013 - Bonn - Kdln - Dusseldorf - Essen -
14.04.2021 Bochum - Dortmund - Hamm -

(Entbindung von der
Betriebspflicht bis 15.04.2015)

Gltersloh - Bielefeld - Hannover -
Magdeburg — Berlin;




684 km

11 Bezirksregierung Kdéln Univers/MeinFernbus 15.04.2013 - Ko6ln - Bonn - Montabaur - Frankfurt
(Entbindung von der 14.04.2021 Flughafen - Frankfurt Hbf.;
Betriebspflicht bis 15.04.2015) 212 Km
12 Bezirksregierung Kdéln Univers/MeinFernbus 15.04.2013 - Ko6ln - Bonn - Montabaur - Frankfurt
(Entbindung von der 14.04.2021 Fllggh. — F. Hbf. - Wirzburg -
Betriebspflicht bis 15.04.2015) Nurnberg Hbf.;
452 Km
13 Bezirksregierung Kdéln Univers/MeinFernbus 15.04.2013 - Ko6ln - Bonn - Montabaur - Frankfurt
(Entbindung von der 14.04.2021 Flughafgn - Frankfurt Hbf. -
Betriebspflicht bis 15.04.2015) Mannheim - Karlsruhe - Stuttgart
Flughafen;
446 km
14 Bezirksregierung Kdéln Cipolla CS Reisen/Onebus | 13.12.2013 - Ko6In — Montabaur - Limburg-
12.12.2023 Wiesbaden — Mainz -Darmstadt -
Heidelberg-Heilbronn — Stuttgart;
392 km
15 Bezirksregierung Kdéln Cipolla CS Reisen/Onebus | 13.12.2013 - Ko6ln — Diusseldorf ~-Wuppertal —
12.12.2023 Hagen —Dortmund - Magdeburg-
Berlin;
636 km
16 Bezirksregierung Kdéln Deutsche Post Mobility 01.11.2013 - Bonn — K6ln — Dortmund —Hannover
GmbH 31.10.2023 - Braunschweig (Magdeburg) -




Berlin;

640 km
17 Bezirksregierung Kdéln FlixBus/Frolich Reisen 17.06.2013 - Ko6ln — Dortmund - Kassel-Gottingen
27.02.2021 — Leipzig — Dresden;
650 km
18 Bezirksregierung Kaéln DeinBus 15.10.2013 - K6ln — Flughafen Kdln/Bonn - Bonn —
14.10.2023 Worms - Mannheim-Heidelberg —
Karlsruhe-Freiburg;
456 km
19 Bezirksregierung Kaéln FlixBus 21.10.2013 - K6ln — Mainz — Heidelberg —
20.10.2023 Karlsruhe — Freiburg;
460 km
20 Bezirksregierung Kdéln Deutsche Post Mobility 01.02.2014 - Bonn — KéIn — Wuppertal -Dortmund
GmbH 31.01.2024 — Munster —Osnabrtick — Bremen —
Hamburg;
499 km
21 Bezirksregierung Kdéln FlixBus 03.04.2014 - Aachen — Moénchengladbach —
02.04.2014 Krefeld — Oberhausen —

Recklinghausen — Miinster —Bremen
— Hamburg — Lubeck — Wismar —
Rostock - Rostock Fahrterminal;

718 km




22 Bezirksregierung Kdéln Deutsche Post Mobility 10.04.2014 - Ko6ln — Disseldorf — Essen —Muinster
GmbH 09.04.2024 — Bremen — Hamburg;
460 km
23 Bezirksregierung Kdéln FlixBus 17.04.2014 - Aachen — Neuss - Dusseldorf-
16.04.2024 Mulheim — Essen —Gelsenkirchen —
Herne —Barsinghausen — Berlin;
645 km
24 Bezirksregierung Kdéln FlixBus 17.04.2014 - Aachen — Moénchengladbach —
16.04.2024 Krefeld — Duisburg —Oberhausen —
Hamm —Hannover — Berlin;
665 km
25 Bezirksregierung Kdéln Deutsche Post Mobility 15.08.2014 - Bonn — K6ln — DUsseldorf —Essen —
GmbH 14.08.2024 Bielefeld - Hannover-Braunschweig -
Magdeburg-Berlin;
670 km
26 Bezirksregierung Kdéln Deutsche Post Mobility 15.08.2014 - Ko6ln — Disseldorf — Essen —
GmbH 14.08.2024 Dortmund — Hannover — Wolfsburg —
Berlin;
639 km
27 Bezirksregierung Kdéln Deutsche Post Mobility 15.08.2014 - Aachen — Moénchengladbach —
GmbH 14.08.2024 Dusseldorf — K6ln —Montabaur -

Frankfurt am Main — Mannheim —
Karlsruhe — Stuttgart — Augsburg -
Minchen ZOB - Minchen Flughafen




— Landshut —Regensburg;
907 km

28

Bezirksregierung Kdéln

Deutsche Post Mobility
GmbH

15.08.2014 -
14.08.2024

Bonn — K6In — Diusseldorf —Duisburg
— Essen — Munster — Bremen —
Hamburg — Lubeck — Rostock —
Greifswald — Lubmin —Wolgast -
Zinnowitz-Hotel Baltic;

693 km

29

Bezirksregierung Kdéln

Deutsche Post Mobility
GmbH

15.08.2014 -
14.08.2024

Aachen — Kdln — Montabaur -
Frankfurt am Main —-Mannheim —
Karlsruhe —Stuttgart — Augsburg -
Minchen ZOB - Minchen Flughafen
— Landshut —Regensburg;

837 km

30

Bezirksregierung Kdéln

Deutsche Post Mobility
GmbH

15.08.2014 -
14.08.2024

Ko6ln — Wuppertal — Dortmund —
Minster — Hamburg — Kiel;

546 km




Bestehende Genehmigungen fur innerdeutsche Personenfernverkehre

Stand: 30.09.2014

Bundeslander

Anzahl Genehmigungen

Baden-Wirttemberg 32
Bayern 44
Berlin 81
Brandenburg 2
Bremen 2
Hamburg 12
Hessen 22
Mecklenburg-Vorpommern 11
Niedersachsen 11
Nordrhein-Westfalen 32
Rheinland-Pfalz 7
Saarland 8
Sachsen 30
Sachsen-Anhalt 0
Schleswig-Holstein 3
Thuringen 4
Insgesamt: 301

Anlage 2



Innerdeutsche Fernbuslinien mit Halt im Regierungsbezirk Kdln

Anlage 3

Verkehrsunternehmen Linienverbindung von-nach Haltestelle/n im Regierungsbezirk Kéln
Bohr Munchen - Dusseldorf Bonn, Koln
Cipolla CS Reisen/Onebus Kd&In - Berlin Kdln
Cipolla CS Reisen/Onebus Kdln - Stuttgart Kdln

DeinBus Frankfurt - Aachen Aachen, Bonn, Kdlin
DeinBus Kd&lIn -Freiburg Kdln

DeinBus Marburg - Aachen Aachen, Kdln
Deutsche Post Mobility 101/110/120 Bonn - Berlin Bonn, KolIn
Deutsche Post Mobility 121 Berlin - Bonn Bonn, Kéln
Deutsche Post Mobility 122 Bonn - Berlin Bonn, Kéln
Deutsche Post Mobility 123 KdIn - Berlin Kdln

Deutsche Post Mobility 124 Berlin - Bonn Bonn, Kéln
Deutsche Post Mobility 206 Frankfurt - Dortmund Kdln

Deutsche Post Mobility 215

Miinchen - Aachen

Aachen, Koln

Deutsche Post Mobility 216 Duisburg - Minchen Kdln
Deutsche Post Mobility 217 Duisburg - Minchen Kdln
Deutsche Post Mobility 220 Dusseldorf - Freiburg Kdln
Deutsche Post Mobility 230 Minchen - Dortmund Bonn, Kéln

Deutsche Post Mobility 231

Minchen - Aachen

Aachen, Koln



Reiss
Schreibmaschinentext

Reiss
Schreibmaschinentext
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Verkehrsunternehmen

Linienverbindung von-nach

Haltestelle/n im Regierungsbezirk Kéln

Deutsche Post Mobility 232

Aachen - Regensburg

Aachen, Koln

Deutsche Post Mobility 233

Aachen - Regensburg

Aachen, Koln

Deutsche Post Mobility 234

Prien - Aachen

Aachen, Koln

Deutsche Post Mobility 235 Frankfurt - DUsseldorf Kdln
Deutsche Post Mobility 604 Bonn - Hamburg Bonn, Kéln
Deutsche Post Mobility 606 KdIn - Hamburg Kdln
Deutsche Post Mobility 607 Kdln - Kiel Kdln
Deutsche Post Mobility 608 Bonn - Rostock Bonn, Kéln
FlixBus Aachen - Berlin (91) Aachen
FlixBus Aachen - Berlin (92) Aachen
FlixBus Aachen - Rostock Aachen
FlixBus Berlin - Bonn Bonn, Kalin
FlixBus Berlin - Dusseldorf Koln
FlixBus/Bohr Frankfurt - Dusseldorf KdlIn
FlixBus/Elite Traffic Hamburg - KolIn Kdln
FlixBus Hamburg - KoéIn Kdln
FlixBus/Frdlich KdlIn - Dresden KdlIn
FlixBus KdlIn - Freiburg Kdln
FlixBus Munchen - Essen Koln
FlixBus Munchen - Duisburg Kdln




Verkehrsunternehmen

Linienverbindung von-nach

Haltestelle/n im Regierungsbezirk Kéln

FlixBus Minchen - Essen Bonn, Koln
FlixBus Wiesbaden - Kiel Bonn
Kriescher Kdln - Frankfurt Koln

MeinFernbus

Berlin - Koblenz

Euskirchen, Kerpen

MeinFernbus

Minchen - Isselburg

Aachen, Bonn, KoIn

MeinFernbus Miinchen - Essen Koln
MeinFernbus Norden - Eisenach Koln
MeinFernbus Wilhelmshaven - Kdln Koln




Bezirksregierung Koln

Regionalrat
Sachgebiet:

Fernbusverbindungen
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TOP 7: Auswirkungen der Umorganisation des Landesbetriebes Stra-
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Ruckfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386



Sachgebiet: Drucksache Seite

Auswirkungen der Umorganisation des RR 13/2015 2

Landesbetriebes Strafllen

Ministerium fiir Bauen, Wohnen,
Stadtentwicklung und Verkehr
des Landes Nordrhein-Westfalen

Der Minister

Ministerium fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Disseldorf . J"{; . Januar 2015

LANDTAG
NORDRHEIN ANESTFALEN Seite 1 von 1

Prasidentin des Landtages 16, WAHLPERIODE
Nordrhein-Westfalen

Frau Carina Gédecke MdL
Platz des Landtags 1
40221 Dusseldorf

Aktenzeichen
(bei Antwort bitte angeben)
.4 - 03.20 '

Telefon 0211 3843-1204

Sltzung des Unterausschusses Landesbetriebe und Sonder-
vermogen am 21. Januar 2015
Strukturreform beim Landesbetrieb Stralenbau

Sitzung des ABWSV am 22. Januar 2015
Strukturreform beim Landesbetrieb Straf&enbgu '

Sehr geehrte Frau Landtagsprasidentin,

beiliegend Ubersende ich Ihnen einen Bericht zu der geplanten Struktur-
reform im Landesbetrieb Strallenbau Nordrhein-Westfalen mit der Bitte
um Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses.

Michael gschek

Dienstgebaude und
Lieferanschrift:
Jurgensplatz 1
3 40219 Disseldorf

Anlagen: 41 Abdrucke Telefon 0211 3843-0
Telefax 0211 3843-9110
poststelle@mbwsv.nnw.de
www.mbwsv.nrw.de

Offentliche Verkehrsmittel:
Straltenbahnlinien 704, 709,
719 bis Haltestelle
Landtag/Kniebriicke
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Ministerium flr Bauen, Wohnen,
Stadtentwicklung und Verkehr
des Landes Nordrhein-Westfalen 22. Januar 2015

Sitzung des Ausschusses fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr
am 22. Januar 2015 -

Strukturreform beim Landesbetrieb StraBenbau NRW

Ausgangslage

Der Landesbetrieb hat in den vergangenén Jahren jeweils circa. 900 Millionen Euro
in die StraBeninfrastruktur des Landes investiert. Gerade der Bedarf fir Erhaltungsin-
vestitionen (u.a. Briicken) steigt dramatisch. Das MBWSV geht davon aus, dass
mittelfristig jéhrliche Infrastrukturinvestitionen von 1,25 Mrd. Euro realistisch sind.
Ungeféhr 85% der Infrastrukturinvestitionen fallen fir die BundesfernstraBen an. Der
Bund erstattet den Landern fiir diese Auftragsverwaltung Kosten in Hohe von 3% der
getatigten Investitionen. Dieser Betrag ist bei weitem nicht kostendeckend. Hier ware

eine Erstattung in Hohe von mindestens 15% angemessen.

Bewertung

Eine Umsatzsteigerung von tber 30% erfordert selbstverstandlich auch zusétzliche
Ressourcen. Im Hinblick auf die Anforderungen zur Haushaltskonsolidierung in Nord-
rhein-Westfalen kann auf keinen Fall davon ausgegangen werden, dass hier dem
Landesbetrieb der sich mathematisch ergebende zusétzliche Personalbedarf von
weit (iber 500 Dienstposten zur Verfiigung gestellt werden kann.

Dies gilt umso mehr, da das Land diese Kosten - bis auf den Anteil des Bundes von
3% - selbst aufzubringen hat.

Durch weitere betriebsinterne Optimierungsansétze ist daher sicherzustellen, dass
ein méglichst groBer Anteil des zukiinftigen Umsatzes mit den bisher bereits bereit-
gestellien Ressourcen erledigt werden kann.
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Losungsansatz

Im Landesbetrieb bestehen drei wesentliche Handlungsansatze

1. Der Personaleinsatz bei den sogenannten Querschnittsaufgaben kann weiter
reduziert werden. Hier frei werdendes Personal konnte so mittelfristig in den
Kernaufgabenbereichen Planung und Bau eingesetzt werden.

2. Der Kapazitatsausgleich zwischen den Niederlassungen ist zu verbessern. Hier
wird von allen Beteiligten ein deutliches Potential fir weitere
Effizienzsteigerungen gesehen.

3. Interne Verwaltungsprozesse sind zu Uberpriifen und zu verschlanken. Frei
werdende Personalkapazitaten sind konsequent in den Bereich Planung, Bau

und Erhaltung einzusetzen.

Modell

Zur Unterstiitzung der drei Lésungsansdtze wurde ein Regionalisierungsmodell

- erarbeitet. Jeweils zwei bis drei Niederlassungen schlieBen sich hier zu einer ge-
meinsamen Region zusammen. Diese Regionen werden von einer Regionalleitung
geleitet. Sie sind damit Vorgesetzte der Niederlassungsleitungen. Die Regional-
leitung ist verantwortlich fiir den effektiven und effizienten Ressourceneinsatz in der
Region und damit auch verantwortlich flr einen deutlich optimierten Ubergreifenden
Kapazitatsausgleich. | :
Alle Regional- und Autobahnniederlassungen bleiben bestehen. Sie bleiben auch
weiterhin selbststéndige Dienststellen im Sinne des Landespersonalvertretungs-
gesetzes. Auch die bestehenden Standorte innerhalb der Regional- und Autobahn-
niederlassungen sind nicht in Frage gestellt. Es besteht Einvernehmen, dass die
Beschéftigten ihre Dienstorte behalten sollen.

Wesentliche Anderungen

1. Zwischen der Zentrale des Landesbetriebes und den Niederlassungen wird eine
zusaizliche Ebene, die sogenlannie Regionalleitung, etabliert. Neben den Quer-
schnittsaufgaben sollen dieser neuen Ebene auch einige weitere - nieder-
iassungsi}befgreifende — Funktionen zugeordnet werden. Das Personal der
.Regionalleitung” erhalt kéinen eigenen Dien.stsitz, Samtliche Beschaftigte
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(einschlieBlich Leiter/in der Region) haben ihren Arbeitsplatz in den vorhandenen
Gebéauden der Niederlassungen. Damit entbehrt auch eine in der Presse ge-
auBerte Beflrchiung, es werde zu einem Konkurrenzkampf zwischen den
Niederlassungen um den Hauptsitz kommen, einer Grundlage.

Die bereits seit geraumer Zeit vakante Ebene der Hauptabteilungsleiter wird nicht
neu besetzt.

2. Die bestehende Queréchnittsabteilung in den Niederlassungen (Abteilung 1 mit
Zustandigkeiten fiir Personalverwaltung und Finanzen) entfallt. Die Verantwort-
ung fir diese Aufgabenbereiche wird der Regionalleitung zugeordnet. Durch
diese Bindelung ergeben sich Effizienzvorteile. Die Dienstorte des Personals
bleiben unveréndert.

3. Der Aufgabenzuschnitt und die Aufgabenverteilung zwischen Zentrale, Regionen
und Niederlassungen werden, mit dem Ziel eines Blrokratieabbaus, neu geord-

net und gestrafft.

Effekte

Erste Kalkulationen lassen erwarten, dass bei erfolgreicher Umsetzung der geplanten
MaBnahmen ohne Personalaufbau zusatzliche StraBenbauinvestitionen in einer
dreistelligen Millionenhéhe abgewickelt werden kdnnen. Die volistandigen Effekte
ergeben sich nicht sofort, sondern kontinuierlich im Zeitablauf.

Weiteres Vorgehen

Die Grundsatzentscheidung zur ,Regionalisierung® und die Entscheidung Ober die
Zuordnung von Niederlassungen zu den Regionen wurden getroffen. Die weiteren
Ausfilhrungsdetails werden aktuell in einer Steuerungsgruppe mit angeschlossener

Arbeitsgruppe erarbeitet.

Beteiligte

Sowoh! in der Steuerungsgruppe (SG) als auch in der Arbeitsgruppe (AG) sind
Beschéftigte des Ministeriums und des Landesbetriebs sowie Vertreter des Haupt-
personalrates vertreten.
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Damit ist sichergestellt, dass die Filhrungsebene des Landesbetriebs StraBenbau
und die Personalvertretungen standig in den laufenden Prozess eingebunden sind.

Zeitplanung

Die Detailkonzepte sollen bis Mitte des Jahres beraten werden, so dass in der .
zweiten Jahreshalfte erste Umsetzungsschritte begonnen werden konnen.

Rahmenbedingungen

Der Landesbetrieb hat seit seiner Griindung iber 20% seines Personals abgebaut
(Stellen 2001 = 7.075 Stellen; Stellen 2015 = 5.808); dennoch konnte der Bauumsatz
deutlich (zeitweise um fast 50%) gesteigert werden. _

Das Ziel, Investitionen in die StraBeninfrastruktur von bis zu 1,25 Mrd. Euro sicherzu-
stellen, kann nur erreicht werden, wenn zukiinftig keine weiteren Stellen im Landes-

betrieb zur Disposition gestellt werden.




Bezirksregierung Kdln

Regionalrat
Sachgebiet:

Anfragen
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Der Regionalrat nimmt die Antwort der Bezirksregierung zur Kenntnis.
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Tagebau in Swisttal-Stral3feld

..»\.\

[T W

w N,

An den Vorsitzenden Fraktionsvorsitzender
des Regionalrates Stefan Gétz, CDU
des Regierungsbezirkes Kéin Tel: 0221/ 1395446 Telefax: 0221/ 1395451
Herrn Rainer Deppe MdL E-Mail: info@cdu-regionalrat-koein de

Kdéln, 06. Januar 2015

03. Sitzung des Regionalrates des Regierungsbezirkes Kdln am 13. Marz 2015
hier: Anfrage gem. § 12 der Geschéftsordnung des Regionalrates Kdln

Sehr geehrter Herr Deppe,

wir bitten Sie, folgende Anfrage in die Tagesordnung der néchsten Sitzung des
Regionalrates Kéln am 13. Mé&rz 2015 aufzunehmen:

Neuer Quarzkies-Tagebau in Swisttal-Stralfeld?

Presseberichten des General-Anzeigers vom 12. und 19. Dezember war zu entnehmen,
dass der Bezirksregierung Arnsberg ein Antrag auf Zulassung eines
Rahmenbetriebsplanes fiir den Abbau von Quarzsand und Quarzkiestagebau in der
Gemarkung Strafltfeld im Bereich der Landstralte 182/Kreisstrafie 3 in Swistal-Stralifeld
vorliegt.

Der Rat der Gemeinde Swistal hat auf seiner Sitzung am 16. Dezember einstimmig eine
Resolution beschlossen, die dieses Vorhaben entschieden ablehnt. Der Rat fordert die
Bezirksregierung Arnsberg auf, die Schutzglter Mensch, Tiere, Pflanzen, Klima/Luft,
Landschaft und Landschaftshild Vorrang gegenlber der vorgesehenen Gewinnung von
Quarzsand und —kies mit dem damit verbundenen Abbau einzurdumen.

Die CDU-Fraktion im Regionalrat K&ln bittet flr die Regionalratssitzung am 13. Mé&rz um

einen aktuellen Verfahrenssachstand sowie Auskunft (iber die weiteren Verfahrensschritte.

Mit freundlichen GriiRen

M-

Stefan Gétz
(Fraktionsvorsitzender)

Zeughaussiralie 2-10 Telefon: 0221 /13954 46 Intemet:  www.cdu-regionalrat-koeln.de
50667 Kdin Telefax: 02217139 54 51 E-Mail: info@cdu-regionalrat-koeln.de
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Antwort der Bezirksregierunag:

Verfahrensfiilhrende Behorde ist die Bezirksregierung Arnsberg (Bergbehorde), die Be-
zirksregierung Koln (Dezernat 32) ist Verfahrensbeteiligte. Dementsprechend hat die Re-
gionalplanungsbehorde bei der verfahrensfiihrenden Behorde den aktuellen Verfahrens-
stand erfragt. Die Informationen der Bergbehdrde belegen, dass wesentliche Sachverhal-
te sowohl in den genannten Presseartikeln als auch in der erwé&hnten Resolution nicht
korrekt dargestellt wurden. Daher erscheint zunachst die Klarstellung wesentlicher Sach-

verhalte erforderlich:

Verfahren

Bei dem Verfahren handelt es sich nicht um einen Antrag auf Zulassung eines Rahmen-
betriebsplanes, auch nicht um einen sonstigen Antrag auf die Genehmigung einer Ab-
grabung. Stattdessen handelt es sich um ein sog. ,Scopingverfahren®, in welchem allei-
nig der UVP-Untersuchungsrahmen unter Beteiligung von Tragern 6ffentlicher Belange
und des Vorhabentréagers festgestellt werden soll. Der Vorhabentrager hat bereits einen
Vorschlag fir den UVP-Untersuchungsrahmen vorgelegt, in dessen Rahmen u.a. die Be-
zirksregierung Koln mit der Bitte um Stellungnahme beteiligt wurde. Dieser vorgelegte
UVP-Untersuchungsrahmen wurde offenbar von verschiedenen Seiten missverstanden
als Zulassungsantrag einer Abgrabung — tatsachlich handelt es sich um einen sehr fri-
hen und verhaltnismaRig unverbindlichen Verfahrensschritt.

Anstehender Bodenschatz

Derzeit besteht noch Unklarheit Gber den am verfahrensgegenstéandlichen Standort an-
stehenden Bodenschatz. Dies zeigt sich auch daran, dass Vorhabentrager, Kommunal-
politik und Presse von vorkommenden ,Quarzkiesen/Quarzsanden® oder von ,hochreinen
weillen Quarzkiesen/Quarzsanden* sprechen. An dieser Stelle sei daher kurz auf die Un-

terschiedlichkeit dieser Bodenschétze eingegangen:

- Quartare Kiese/Sande: Hierbei handelt es sich um ,normale“ Kiese/Sande, welche
insbesondere als lbliches Baumaterial verwendet werden. Sie stammen aus dem
Zeitalter Quartar, dem jlungsten bis heute andauernden Zeitabschnitt der Erdge-

schichte.
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- Quartare Quarzkiese/Quarzsande: Ubersteigt der Quarzgehalt der Kiese/Sande
ein bestimmtes Niveau (i.d.R. > 80 %), handelt es sich um Quarzkies/-sand. Die-
ser Bodenschatz ist grundsatzlich zur Erzeugung feuerfester Materialien geeignet.
Er wird insbesondere in der Garten- und Landschaftsgestaltung verwendet.

- Tertiare Quarzkiese/Quarzsande: Diese Bodenschatze sind erdgeschichtlich alter
(tertiar bzw. ,praquartar*) und weisen aufgrund ihrer Entstehungsgeschichte einen
hohen Quarzgehalt mit deutlich tiber 90 % auf. Sie haben im Vergleich zu den
quartaren Kiesen/Sanden eine andere Zusammensetzung und eignen sich beson-
ders fur hoherwertige Verwendungen (z.B. Glasherstellung, Filterkies). Hierzu
zahlen z.B. die hochreinen weil3en Quarzkiese/Quarzsande im Raum Kotten-

forst/Ville. Es handelt sich um einen sehr seltenen Bodenschatz

Nach heutigem Kenntnisstand gilt es als ausgeschlossen, dass an dem verfahrensge-
genstandlichen Standort tertiare (,hochreine weil3e*) Quarzkiese/Quarzsande vorkom-
men. Sollte der Vorhabentrager an dem Standort festhalten, ware der Bergbehdrde gut-
achtlich nachzuweisen, ob es sich um quartare Kiese/Sande oder um quartare Quarzkie-
se/Quarzsande handelt (mittels sog. ,Eignungsfeststellung“, ob der Kies/Sand fur die Er-
zeugung feuerfester Materialien geeignet ist). Nach heutigem Kenntnisstand spricht vie-

les dafir, dass am Vorhabenstandort quartarer Quarzkies/Quarzsand lagert.

Einflussmoglichkeiten der Kommune im Planverfahren

Vom tatsachlich vorkommenden Bodenschatz hangt nicht nur die behdrdliche Zustandig-
keit ab, sondern auch das zu wahlende Genehmigungsverfahren (Planfeststellung oder
Genehmigung nach Abgrabungsgesetz) sowie die rechtliche Einflussméglichkeit der
Gemeinde Swisttal auf das Ergebnis des Planverfahrens. Sollte sich bewahrheiten, dass
am verfahrensgegenstéandlichen Standort quartarer Quarzkies/Quarzsand ansteht, wirde
die Zulassigkeit eines entsprechenden Abgrabungsvorhabens von der Bergebehdrde im

Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens entschieden werden.

Planfeststellungsbedurftigen Vorhaben hat der Gesetzgeber eine gewisse planungsrecht-
liche Privilegierung zugestanden: Aufgrund des § 38 BauGB wiirde die kommunale Bau-
leitplanung im entsprechenden Planfeststellungsverfahren keine zwingende Verbindlich-
keit entfalten, da stadtebauliche Belange zu berticksichtigen sind und somit der planfest-
stellungsbehoérdlichen Abwagung unterliegen. Das Einvernehmen der Gemeinde wére
nach § 36 BauGB nicht erforderlich. Zustandig wéare die Bergbehorde.
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Anders verhielte es sich, wenn an dem Vorhabenstandort quartarer Kies/Sand nachge-
wiesen wirde: Dann lage die Zustandigkeit bei den Kreisbehdrden und ein mdglicher
Antrag auf Abgrabungsgenehmigung wuirde sich nach dem Abgrabungsgesetz NRW
richten. In einem Genehmigungsverfahren nach Abgrabungsgesetz wirde die kommuna-
le Bauleitplanung grundsatzlich ein héheres Gewicht erlangen als in einem Planfeststel-
lungsverfahren, da sich die Zulassigkeit eines Vorhabens nach § 35 BauGB richten wr-

de. Zudem ware das Einvernehmen der Gemeinde erforderlich (§ 36 BauGB).

Geltender Regionalplan

Die Gemeinde vertritt u.a. die Auffassung, das Vorhaben widerspreche Zielen der Raum-
ordnung und Landesplanung, weil der in Aussicht genommene Standort aul3erhalb der
im Regionalplan ,WeilRer Quarzkies im Raum Kottenforst/Ville* festgelegten Abgra-
bungsbereiche (BSAB) liege. Diese Rechtsauffassung ist (nach heutigem Kenntnisstand)
unzutreffend. Die verfahrensgegensténdliche Flache ist nicht vom sachlichen Geltungs-
bereich dieses sachlichen Teilplanes umfasst, da die Stral3felder Quarzkiese/-sande
(nach heutigem Kenntnisstand) nicht die Qualitaten des tertiaren (,hochreinen weil3en®)
Quarzkieses, der Regelungsgegenstand des o.a. Regionalplans ist, erreichen.

Anzuwenden ist somit der Regionalplan Bonn/Rhein-Sieg; die verfahrensgegenstandli-
che Flache liegt auch in diesem Regionalplan auf3erhalb der (sonstigen) festgelegten
Abgrabungsbereiche (BSAB). Einer abschlieRenden regionalplanerischen Beurteilung,
ob Ziele der Raumordnung einem Abgrabungsvorhaben an diesem Standort entgegen-
stehen wirden, kann zum heutigen Zeitpunkt nicht vorweggegriffen werden. Eine solche
Entscheidung wirde zukinftig in einem férmlichen Zulassungsverfahren entschieden

werden.

Nach diesen klarstellenden Hintergrundinformationen folgt die eigentliche Stellungnahme
bzgl. der Anfrage der CDU-Fraktion.

Aktueller Verfahrenssachstand
Der vom Vorhabentrager vorgelegte UVP-Untersuchungsrahmen befindet sich gegen-
wartig im laufenden Scopingverfahren. Verfahrensfuhrende Behdrde ist die Bergbehorde

(Bezirksregierung Arnsberg).
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Weitere Verfahrensschritte (It. Schreiben der Bergebehdrde v. 01/2015)

Soweit das Unternehmen an dem Abgrabungsvorhaben festhalt, ist zunachst der Nach-

weis zu erbringen, dass der in der Ortlichkeit anstehende quartare Bodenschatz tatsach-
lich als Quarzkies bzw. Quarzsand fur die Herstellung feuerfester Erzeugnisse geeignet

ist und damit unter die Zustandigkeit der Bergbehorde fallt.

Soweit der Bodenschatz nach dem Ergebnis der Eignungsfeststellung dem Bergrecht
unterliegt, ist fur das Gewinnungsvorhaben sodann ein obligatorischer Rahmenbetriebs-
plan aufzustellen, fir dessen Zulassung ein Planfeststellungsverfahren mit Umweltver-

traglichkeitspriafung durchzufiihren ist.

Gegenstand, Umfang und Methoden der Umweltvertraglichkeitsprifung und sonstige ver-
fahrenserhebliche Fragen sind vorher erforderlichenfalls mit dem Unternehmen und den
drtlichen Beh6érden gemeinsam zu erdrtern (sog. Scopingtermin).

Der weitere Ablauf des Planfeststellungsverfahren mit den erforderlichen Verfahrens-
schritten (Einholung der Stellungnahmen der Behérden, Auslegung der Planunterlagen,
Erdrterungstermin, Planfeststellungsbeschluss, etc.) ergibt sich aus den einschlagigen
Vorschriften des Bundesberggesetzes und des Verwaltungsverfahrensgesetzes (88 72
bis 78 VwWVI{G).

Nach Einreichung vollstandiger Antragsunterlagen betragt die Verfahrensdauer bis zur

behdrdlichen Entscheidung erfahrungsgemall ca. 8 bis 12 Monate.

Nebenstehend: Auszug aus dem
Regionalplan Kdéln, Teilabschnitt
Region Bonn/Rhein-Sieg
(unmal3stablich)

Laut Resolution der Gemeinde
Swisttal vom 16.12.2014, befin-
det sich der verfahrensgegen-

| standliche Standort ,im Bereich
der LandstrafRe 182/KreissstralRe
3 in Swisttal-Straf3feld.”
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Der Regionalrat nimmt die Antwort der Nahverkehr Rheinland GmbH zur Kenntnis.

Riickfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221/147-2386
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An den Vorsitzenden Fraktionsvorsitzender

des Regionalrates Stefan Gétz, CDU

des Regierungsbezirkes Koin Tel. 0221/ 1395446 Telefax 0221/ 1395451
Herrn Rainer Deppe MdL E-Mail: info@cdu-regionalrat-koeln de

Kdéin, 20. Januar 2015

03. Sitzung des Regionalrates des Regierungsbezirkes Kéln am 13. Marz 2015
hier: Anfrage gem. § 12 der Geschéftsordnung des Regionalrates Kdin

Sehr geehrter Herr Deppe,

wir bitten Sie, folgende Anfrage in die Tagesordnung der néchsten Sitzung des
Regionalrates Kéln am 13. Mérz 2015 aufzunehmen:

Probleme im Kolner Dieselnetz

Seit dem Fahrplanwechsel Mitte Dezember 2014 erreicht den Nahverkehr Rheinland (NVR)
nach eigenen Angaben eine Vielzahl von Kundenbeschwerden lber die mangelhafte
Qualitat der Schienenleistungen auf den Strecken des Kdlner Dieselnetzes. Betroffen sind
die Linien S 23, RB 25, RE 12 und RB 24. Im Zentrum der Kritik stehen die neuen
Dieselnetz-Fahrzeuge Coradia LINT des Herstellers Alstom Transport. So verkehrten viele
Zuge nur als Einfach- und nicht wie vertraglich zugesichert als Doppeleinheit. Die Zlge
sind vor allem im Berufsverkehr Uberflllt. Die Fahrzeiten haben sich nicht wie angekuindigt
verkurzt, sondern wegen zahlreicher technischer und organisatorischer Méngel sogar
deutlich verlangert. Zudem kommt es taglich zu vielen Zugausféllen. Nach Intervention des
NVR begriindete der Betreiber DB Regio NRW die unbefriedigende Situation mit hohen
unvorhergesehenen Schadstédnden bei den Neufahrzeugen in Kombination mit externen
Faktoren.

Leitragende sind die zahlreichen Pendler, die taglich auf die Verbindungen angewiesen
sind. Die Situation spitzt sich mehr und mehr zu. Der 6ffentliche Druck wachst. So hat die
Facebook-Gruppe ,Eifelpendler®, die auf die Missstdnde geblndelt hinweist, mittlerweile
Uber 1.000 Mitglieder. Die Pendler beklagen, dass Sie kaum noch plnktlich an lhren
Arbeitspldtzen ankommen. Eine ganze Region leidet unter den unzumutbaren Umsténden.

Zeughausstrate 2-10 Telefon:  0221/139 54 46 Intemet:  www.cdu-regionalrat-koeln. de
50667 Koln Telefaxx  0221/13954 51 E-Mail: info@cdu-regionalrat-koein.de
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Die CDU-Fraktion im Regionalrat KéIn fordert vom NVR und insbesondere der DB Regio
NRW fiir die Regionalratssitzung am 13. Méarz einen aktuellen Sachstand, der fur die
Pendler auf den genannten Strecken akzeptable Lésungen aufzeigt und einen stabilen

Streckenbetrieb garantiert.

Wir méchten insbesondere folgende Fragen beantwortet haben:

1. Wann ist damit zu rechnen, dass der Verkehr auf den genannten Strecken

fahrplanmagig lauft?

2.Welche MaRnahmen werden ergriffen, um die Situation insbesondere fr die

zahlreichen Pendler zu entspannen?
Mit freundlichen GriiRen

S

Stefan Goétz
(Fraktionsvorsitzender)
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Antwort der Nahverkehr Rheinland GmbH

In den ersten Wochen nach der Betriebsumstellung der Eifelstrecke und der Voreifel-
bahn auf die neuen LINT-Fahrzeuge der Fa. Alstom und der gleichzeitigen Inbetrieb-
nahme des elektronischen Stellwerks (ESTw) in Euskirchen, sowie noch nicht verfug-
baren Infrastrukturen in Rheinland-Pfalz ist es zu massiven Problemen gekommen.
Zugausfalle, reduzierte Sitzplatzkapazitdten und Verspatungen hatten die Betriebs-
qualitat erheblich beeintrachtigt und berechtigte Kritik bei den Kunden ausgelost.
Ebenso haben sich die Anschliisse zwischen der Eifelstrecke und der Voreifelbahn im
Bahnhof Euskirchen aufgrund des geanderten Fahrplankonzeptes auf der Voreifel-
bahn deutlich verlangert. Zuséatzlich fiihrte eine Reihe von externen Einflissen zu wei-
teren Qualitatseinbrichen. So hatte starker Schneefall insbesondere in der Eifel Zug-
ausfalle und Streckensperrungen zur Folge. Aufgrund von Wild- und Baumunfallen
stand zudem eine grof3e Anzahl von Fahrzeugen fir bis zu drei Wochen nicht zum

planméafigen Einsatz zur Verfligung.

Auf der eingleisigen Oberbergischen Bahn hat eine kurzfristig durch DB Netz veran-
lasste Langsamfahrstelle dazu gefihrt, dass der vereinbarte 30-Min-Takt fur drei Tage
ausgesetzt und auf einen 60-Min-Takt gedehnt werden musste, da alle Zlge diesen
Bereich nur nach vorherigem Anhalten und Ausstellen eines schriftlichen Befehls pas-
sieren konnten. Ebenso stellt die noch nicht fertiggestellte zweigleisige Infrastruktur im

Bahnhof Dieringhausen ein Punktlichkeitsrisiko dar.

Ein gravierender Grund fir die nicht zufriedenstellende Fahrzeugverfugbarkeit im Kaol-
ner Dieselnetz sind technische Mangel an den neuen Zigen vom Typ LINT. DB Regio
und der Hersteller Alstom arbeiten mit Hochdruck daran, bestehende Fehler bei den
Neufahrzeugen so schnell wie moglich zu beseitigen. Denn nur eine verlassliche
Fahrzeugflotte in vollem Umfang ist Voraussetzung, um die vertragsmafig geforderte

Leistung im Koélner Dieselnetz erbringen.

Die gravierenden Probleme wurden in der Zweckverbandsversammlung NVR am

16.01.2015 intensiv erértert und von Seiten des NVR schnellstmdglich die Wiederher-
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stellung der verkehrsvertraglich geforderten Betriebsqualitdt und Punktlichkeit ein-
schliel3lich der bestellten Sitzplatzkapazitaten verlangt.

DB Regio hat bereits eine Reihe von Malinahmen ergriffen, um die Einsatzfahigkeit
der neuen Fahrzeugflotte kontinuierlich zu steigern. Dazu ist die Servicestelle des
Fahrzeugherstellers verstarkt worden, um so genannte Rollkuren — aul3erplanmafige
Arbeiten, die an jedem einzelnen Fahrzeug durchgefuhrt werden mussen — schneller
abwickeln zu konnen. So konnten die im Kihlsystem aufgetretenen Probleme vom
Hersteller Alstom identifiziert und vollstandig behoben werden. Zu Beginn des Jahres
hatte austretendes Kuhlwasser vermehrt zu Fahrzeugausfallen gefuihrt. Ursache wa-

ren undichte Verbindungselemente, die bei allen Ziigen ausgetauscht wurden.

Seit Anfang Februar sind zwei weitere Neufahrzeuge im Fahrgasteinsatz. Damit sind
nun 54 von insgesamt 56 bestellten LINT-Zlgen auf der Schiene. Wir gehen davon
aus, dass der Hersteller auch die letzten beiden Fahrzeuge bis Anfang April in ver-
tragskonformem Zustand zur Verfliigung stellt. Als weitere Malihahmen zur Stabilisie-
rung der Qualitat werden seit Mitte Januar zusatzliche Zuge aus der Bestandsfahr-
zeudflotte eingesetzt. In den letzten Wochen wurde der Einsatz von Bestandsfahrzeu-
gen bereits sukzessive auf 20 erhéht, von denen 15 seit dem 2. Februar planmafig im

Kdlner Dieselnetz unterwegs sind.

Erganzend zu den technischen Fahrzeugverbesserungen wurden weitere betriebliche
Verdnderungen umgesetzt, die zur Stabilisierung der Situation beitragen. Optimiert
wurden bereits die Gleisbelegung in Euskirchen und der Rangierablauf in Bonn. In der
morgendlichen Vorbereitungszeit der Zige wird dafur zusatzliches Personal einge-
setzt. Das Fahrzeugkonzept wurde mit Blick auf ein bedarfsgerechteres Kapazitatsan-
gebot angepasst. Weiterhin sind eine Vielzahl von Ablaufen durch die Eingewdhnung
des neuen Betriebsprogrammes verbessert worden, insbesondere bei Schnittstellen

Uber die Grenzen von DB Regio NRW hinaus.

In enger Absprache zwischen NVR und DB Regio werden zurzeit diverse ldeen zur
Optimierung des Fahrplankonzeptes auf der Eifel- und Voreifelstrecke in der morgend-

lichen Hauptverkehrszeit geprift. Ziel ist die Anschlussverbesserung in Euskirchen
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sowie die Minimierung von Verspatungen im Bereich der Eifel. Ebenso werden Mdg-

lichkeiten eines veranderten Fahrzeugeinsatzes gepruift.

Erganzend zu diesen kurzfristigen MaRnahmen hat der NVR eine Ausweitung der an-
gebotenen Platzkapazitaten auf der Eifelstrecke (RE 12, RE/RB 22 und RB 24) und
der Oberbergischen Bahn (RB 25) beschlossen. Neun der dort eingesetzten zweiteili-
gen Neufahrzeuge werden zu dreiteiligen Triebwagen umgebaut. Damit erhéht sich
die Kapazitat dieser Fahrzeuge von derzeit 180 auf kinftig 300 Sitzplatze. Finanziert
wird diese Mal3nahme aus den fir das Jahr 2014 anfallenden P6nale-Zahlungen der
DB Regio NRW an den NVR. Die betreffenden Fahrzeuge werden 2016 nacheinander

umgebaut und in Betrieb genommen.

Aufgrund der guten Abarbeitung der Rollkuren, der schnellen Behebung der Unfall-
schaden und die baldige Auslieferung der noch fehlenden Fahrzeuge kann in den
kommenden Wochen schrittweise die Gesamtumstellung des VAREO-Netzes ge-

samthaft auf Neufahrzeuge erreicht werden.

Da die 0.g. Untersuchungen zu fahrplantechnischen Anpassungen auch hinsichtlich
der infrastrukturellen Machbarkeit durch DB Netz geprift werden miussen, umlauftech-
nische Prufungen und die Kompatibilitdt der Anschlusssituation zum kommunalen
OPNV betrachtet werden muss, werden Verbesserungen voraussichtlich schrittweise
umgesetzt werden. Die moglichen fahrplantechnischen Verbesserungen werden zu-

nachst in den Gremien des NVR vorgestellt und beraten.
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Der Regionalrat nimmt die Antwort der Bezirksregierung zur Kenntnis.
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DIE LINKE.

im Regionalrat Koln
Peter Singer

c/o RudolfstraRe 85
50226 Frechen
schaaf.singer@t-online.de

An den Vorsitzenden

des Regionalrates

des Regierungsbezirkes Koln

Herrn Rainer Deppe, MdL 27. Januar 2015

3. Sitzung des Regionalrates des Regierungsbezirkes Kéln am 13. Marz 2015
hier: Anfrage der Fraktion DIE LINKE. im Regionalrat Kéln gemaR § 11 der Geschaftsordnung

Sehr geehrter Herr Deppe,

wir bitten Sie, folgende Anfrage in die Tagesordnung der nachsten Sitzung des Regionalrates am 13.
Marz 2015 aufzunehmen:

Sachstand Legionellenausbruch im Kreis Diiren sowie Kenntnisstand iiber Kraftwerke

Bereits mit einer Anfrage zur 2. Sitzung des Regionalrates am 28. November 2015 haben wir uns
nach dem Sachstand erkundigt.

Die damaligen Antworten waren hochst unbefriedigend. In der Sitzung war seinerzeit niemand
anwesend, der inhaltlich detaillierte Auskiinfte hatte geben kdnnen. Dies galt librigens auch fiir alle
anderen Anfragen unserer Fraktion.

Nach Presseberichten, wurde die Gefahrdungslage durch Legionellen fiir beendet erklart. Die
Ursache aber bisher nicht aufgeklart.

Gleichwohl gibt es noch offene Fragen. In der Anfrage zur 2. Sitzung wurde auch um eine laufende
Berichterstattung erbeten.

Konkret stellen sich folgende Fragen:

1. Nach unserem Kenntnisstand ist die Quelle der Legionellen noch nicht klar definiert. Gibt
es durch die laufenden Laboruntersuchungen in Dresden oder durch Prof. Exner vom Institut

fiir Hygiene und Offentliche Gesundheit in Bonn neue Erkenntnisse? Wenn ja bitte wir um ge-
naue Auskunft Gber Art und Inhalt der selbigen.


mailto:schaaf.singer@t-online.de
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2. Werden weitere Untersuchungen durchgefiihrt, um die Quelle der Erkrankungen im Raume
Julich aufzudecken? Sofern dies der Fall ist bitten wir um die Darlegung der Vorgehensweise.
Vor allem bitten wir um Auskunft wie viel Proben an welchen Standorten entnommen werden
und wie bei der Probenentnahme vorgegangen wird.

3. Gibt oder gab es eine Anordnung des Landes NRW das Kiihlwasser aller Kraftwerke in NRW
auf Legionellenbefall untersuchen zu lassen? Offensichtlich besteht hier ein Widerspruch zwi-
schen Aussagen gegeniber der Stadteregion Aachen und dem Regionalrat Kéln (Aachen: eine
Uberpriifung wurde angeordnet (Erlass), Regionalrat: eine Uberpriifung wurde erbeten). Insbe-
sondere bitten wir hier um rechtliche Klarstellung der Begrifflichkeiten, da in der

Sitzung am 28. November 2014 die Behauptung aufgestellt wurde, eine Bitte der
Landesregierung sei eine Anordnung/Erlass.

4. Proben werden laut Presseberichten direkt in der Abluft genommen. Bisher war dies nach
unserem Kenntnisstand und offiziellen Angaben weder an Kiihltirmen von Kraftwerken nicht
moglich. Daher bitten wir, folgende Fragen zu beantworten : Ist dieses neue Verfahren hinrei-
chend getestet ?

Wenn ja, wo und nach welchen Verfahren? Wie waren die Ergebnisse?

5. Welche Auswirkungen haben die in hoher Konzentration im Kiihlwasser eingesetzten Biozi-
de oder deren Abbauprodukte auf Mensch und Umwelt? Wurde die Umgebungsluft auf Belas-
tung Gberprift? Wenn nein, warum nicht, wenn ja, wie waren die Ergebnisse?

Mit freundlichen GriRen
gez.

Peter Singer
Fraktionsvorsitzender
Fraktion DIE LINKE.

Im Regionalrat Kéln

Rickfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386



Sachgebiet: Drucksache Seite

Anfrage der Fraktion DIE LINKE zum Sach-
stand Legionellenausbruch im Kreis Duren so- RR 14/2015 4
wie Kenntnisstand Uber Kraftwerke

Antwort der Bezirksregierung:

1. Es trifft zu, dass der fur das Ausbruchgeschehen 2014 in Julich verantwortliche Erre-
gerstamm in keiner der dber 320 genommenen Wasser- und Feststoffproben nachge-
wiesen werden konnte. Insofern kdnnen hierzu keine neuen Erkenntnisse mitgeteilt wer-

den.

2. Seitens der BR KoIln wird regelmalig tberprift, ob die Betreiber der Anlagen in der
Zustandigkeit der BR Koln die Selbstiiberwachungspflichten an ihren Verdunstungskihl-
anlagen umsetzen. Die konkreten Vorgaben dazu sind in der Richtlinie VDI 2047 Blatt 2,
Ausgabe Januar 2015 enthalten. DarUber hinaus werden Anlagen, die in der Vergangen-
heit auffallig geworden sind, zusatzlich im Rahmen der amtlichen Uberwachung unter-
sucht. Alle Untersuchungsergebnisse werden in einer Datenbank beim LANUV NRW ge-
sammelt. Seit Dezember 2014 wurden im Raum Aachen/Duren/Jilich keine auffallig ho-

hen Legionellenkonzentrationen mehr festgestellt.

3. Gemal einem Erlass des Ministeriums fur Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Na-
tur- und Verbraucherschutz des Landes NRW waren alle Gro3feuerungsanlagen, bei de-
nen in der Vergangenheit auffallig hohe Legionellenkonzentrationen im Rahmen der
Selbstiberwachung festgestellt worden waren, zusatzlich amtlich zu Gberwachen. Im
Regierungsbezirk Koln sind bei dieser amtlichen Uberwachung keine auffallig hohen Le-

gionellenkonzentrationen festgestellt worden.

4. Die Legionellenuntersuchungen erfolgen ausschlie3lich in Kuhl-, Prozess- oder Ober-
flachenwasser, ggf. auch an Feststoffproben in anhaftenden Biofilmen. Eine Probenahme
in der Abluft einer Verdunstungskihlanlage ist nicht tblich, dient eher wissenschaftlichen
Zwecken und kann in seltenen Einzelfallen. als orientierende Begleituntersuchung erfol-
gen. Die dabei gewonnenen Ergebnisse sind aber nicht verwertbar hinsichtlich der Beur-
teilung der hygienischen Situation im Hinblick auf die 0.g. VDI-Richtlinie.
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5. Die Frage kann nicht allgemeingultig beantwortet werden. DieAuswirkungen von Bio-
ziden auf Mensch und Umwelt sind abhangig von der Art der eingesetzten Biozide, der

Menge, der prozesstechnischen Randbedingungen sowie der jeweiligen Ortlichkeit.

Gez. Terstappen
(Dezernat 53 — Immissionsschutz)



Bezirksregierung Kaoln

Regionalrat

Anfragen

Drucksache Nr.: RR 15/2015

4. Sitzungsperiode
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Vorlage fur die 3. Sitzung des Regionalrates
am 11. Marz 2015

TOP 8d: Anfrage der Fraktion DIE LINKE zum Unfall im Atomkraftwerk
Thiange am 30.11.2014

Rechtsgrundlage: 8 12 der Geschéftsordnung des Regionalrates (GO)

Berichterstatter: Herr Hundenborn, Dezernat 32, Tel: 0221- 147-2362
Inhalt: Anfrage der Fraktion DIE LINKE vom 04. Februar 2015 (Seiten 2-4)
Antwort der Bezirksregierung (Seite 5)

Der Regionalrat nimmt die Antwort der Bezirksregierung zur Kenntnis.
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Atomkraftwerk Thiange am 30.11.2014
g
DIE LINKE.

im Regionalrat Koln
Peter Singer

c/o RudolfstralRe 85
50226 Frechen
schaaf.singer@t-online.de

An den Vorsitzenden

des Regionalrates

des Regierungsbezirkes Kéln

Herrn Rainer Deppe, MdL 4. Februar 2015

3. Sitzung des Regionalrates des Regierungsbezirkes Kéln am 13. Marz 2015
hier: Anfrage der Fraktion DIE LINKE. im Regionalrat Kéln gemal § 11 der Geschaftsordnung

Sehr geehrter Herr Deppe,

wir bitten Sie, folgende Anfrage in die Tagesordnung der nachsten Sitzung des Regionalrates am
13. Madrz 2015 aufzunehmen:

Unfall Atomkraftwerk Thiange vom 30.11.2014

Am 30.11.2014 ereignete sich nach einer Explosion im Umspannwerk ein Brand im
grenznahen Atomkraftwerk Tihange.
https://www.aachener-nachrichten.de/lokales/region/reaktor-in-tihange-nach-explosion-
abgeschaltet-1.970284

Nach Angaben einer Sprecherin des belgischen Betreibers Electrabel sei der Block nicht
vor dem 02.12.2014 wieder betriebsbereit. Dies sei aber ,nur eine Schatzung”.

Einer der drei Transformatoren zur Stromversorgung des Reaktors hatte am 30.11.14
Feuer gefangen. Eine halbe Stunde vor Brandausbruch ( gegen 10.00 Uhr) soll es

einen Defekt bei einem der drei Transformatoren des Kraftwerks gegeben haben.

Die Ursache fiir diesen Fehler steht noch nicht fest.

Das belgische Atomkraftwerk (AKW) Tihange ist dem Rheinland naher als alle deutschen
Atomkraftwerke. Es liegt ca. 60 km von der deutschen Grenze entfernt.

Aus diesem Grund besteht ein besonderes 6ffentliches Interesse an den Auswirkungen
und Folgen der Explosion im Reaktorblock am 30.11.2014.


mailto:schaaf.singer@t-online.de
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Bereits im Sommer 2012 wurden in den Reaktordruckbehaltern der beiden belgischen
Atomkraftwerke Doel 3 und Tihange 2 Defekte in einer bis dahin unbekannt

hohen Anzahl gefunden. Der Betrieb der beiden Reaktoren wurde daraufhin

voribergehend gestoppt.

Die belgische Atomaufsicht FANC genehmigte im Mai 2013 die Wiederaufnahme des Be-

triebes der beiden Reaktoren, jedoch schon am 25. Marz 2014 musste der Reaktor wieder
wegen Sicherheitsmadngeln vom Netz genommen werden. Die Reaktoren sind trotz der sich
haufenden Fehler am 15. Juni 2014 wieder ans Netz gegangen.

Am 30.11.2014 ereignete sich, wie oben schon erwdhnt, ein Brand im Atomkraftwerk

Tihange. Nach unserem Kenntnisstand bedeutet jede Schnellabschaltung, wie sie hier
geschehen ist, erhdhte Radioaktivitatsfreisetzung!

Zudem wurde bekannt, dass anscheinend erneut Risse in Doel und Tihange gefunden

wurden.

Im Fall der Risse in den Reaktordruckbehaltern (RDB) der beiden AKWs Doel 3 und

Tihange 2 wurden fiir Ende Herbst von der belgischen Atomaufsicht FANC Ergeb-

nisse angekiindigt. Diese Ergebnisse wurden nun in letzter Minute in einem Report
veroffentlicht (http://fanc.fgov.be/GED/00000000/3700/3751.pdf).

Grundsatzlich kann diese Art von Rissen zu einem Super-GAU fihren. Auch die FANC

betont, dass es sich um ein ernstes und sehr komplexes Problem handelt.

Electrabel hat Methoden prasentiert, die den ,,sicheren” Betrieb eines Reaktors mit Rissen
nachweisen sollen. Um dies zu bewerten, hat die FANC eine internationale Experten-

gruppe einberufen. Diese Gruppe restiimiert, dass die vorgelegten Methoden nicht

ausgereift genug sind.

Der Presse konnte zudem entnommen werden, dass die belgische Regierung, ausgeldst durch viele
Gewaltangriffe, auch in Europa, auch um die Sicherheit im Zusammenhang mit dem Kraftwerk,
besorgt ist. Es wurden laut Medienberichten 15 Soldaten der belgischen Armee zur Uberwachung
abgestellt.

Die Soldaten kénnen sicherlich im Falle eines Angriffes nur wenig ausrichten. (Zusatz)
http://www.aachener-zeitung.de/lokales/region/belgische-armee-bewacht-tihange-verhafteter-
wird-ausgeliefert-1.1005890 Link vom 26.01.2015

Vor diesem Hintergrund bittet die Fraktion DIE LINKE. um die Beantwortung folgender
Fragen:
1.) Wie sieht die grenziiberschreitende Zusammenarbeit im Falle eines Storfalls im Kernkraftwerk

Tihange aus?

2.) Findet ein Austausch zwischen der belgischen und deutschen Atomaufsichtsbehorde
statt?

3.) Wurde die Bezirksregierung von den belgischen Behorden tiber den Storfall informiert?
Wenn ja, wann ist diese Meldung erfolgt? (bitte mit Angabe der entsprechenden
Behorden und der Uhrzeit)?



http://fanc.fgov.be/GED/00000000/3700/3751.pdf)
http://www.aachener-zeitung.de/lokales/region/belgische-armee-bewacht-tihange-verhafteter-
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4.) Wurde den zustdndigen Behorde mitgeteilt, um welche Art von Stérfallen es sich handelte
bzw. wie schwerwiegend dieser war?

5.) Wie wurde seitens der Bezirksregierung hierauf reagiert, bzw. gehandelt?

6.) Wo bzw. bei wem liegt die Zustdndigkeit fur die Warnung/ Information der Bevolkerung im
Falle eines Storfalls?

7.) Wie wird im Falle austretender Radioaktivitat die Offentlichkeit gewarnt/ informiert?
(Warndurchsagen mit Lautsprechern, Radio, TV, Sirenen...)

8.)Wie sieht die Versorgung mit Jodtabletten aus? An welchen Orten in der Zustandigkeit der
Bezirksregierung sind wie viele gelagert? Wie viele Menschen kénnen damit versorgt werden?

9.)Welche MaRRnahmen fallen bei nuklearen Unfillen/ Stérfillen in den Zustandigkeitsbereich der
Bezirksregierung KoIn?

10.)Wie stuft die Bezirksregierung die Sicherheit des AKW Tihange ein?

11.) Fiir wie sinnig oder unsinnig wird die Uberwachung des Atomkraftwerks mittels 15 Soldaten von
den deutschen Behoérden eingeschatzt?

Mit freundlichen GriRen
gez.

Peter Singer
Fraktionsvorsitzender
Fraktion DIE LINKE.

Im Regionalrat Koln

Rickfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386
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Antwort der Bezirksregierung:

Die Anfrage der Fraktion DIE LINKE kann wegen fehlender Zustandigkeit der Bezirksre-

gierung Koln bzw. des Regionalrates nicht beantwortet werden.

Erlauterung

Gemald 8 9 Abs. 2 LPIG ist die Bezirksregierung fur die Beratung und Information des
Regionalrates zustandig. Nach dieser Vorschrift ist die Bezirksregierung verpflichtet, den
Regionalrat tber alle regional bedeutsamen Entwicklungen — also nicht nur raumbedeut-
same — zu unterrichten. Das mit dieser Verpflichtung korrespondierende Fragerecht des
Regionalrates soll diesen in die Lage versetzen, sich den Sachverstand der Bezirksregie-
rung nutzbar zu machen, um auf diese Weise Informationen zu erlangen, die er fur die

eigenverantwortliche Erfullung seiner Aufgaben fur erforderlich halt.

Die Auskunfts- und Stellungnahmepflicht der Bezirksregierung Kaéln unterliegt allerdings
Grenzen. Insbesondere folgt aus der beschriebenen Funktion des Fragerechts, dass sich
die Auskunfts- und Stellungnahmepflicht nur auf solche Bereiche erstreckt, fur welche die
Bezirksregierung unmittelbar oder mittelbar verantwortlich ist und die den Zustandig-

keitsbereich des Regionalrates oder seiner Arbeitsgremien berihren.

So liegt der Fall hier. Fir die in der Anfrage genannten Themenkomplexe besitzt die Be-
zirksregierung Koln keine unmittelbare Zusténdigkeit. Die Fragen, insbesondere zum Ka-
tastrophenschutz bei nuklearen Unféllen, tangieren auch nicht den Zustandigkeitsbereich

des Regionalrates.



Bezirksregierung Kdln

Regionalrat
Sachgebiet:

Anfragen
Anfrage der CDU-Fraktion zum Ausbau des
Godorfer Hafen

Drucksache Nr.: RR 26/2015
4. Sitzungsperiode

Koln, den 05. Méarz 2015

Vorlage fiur die 3. Sitzung des Regionalrates
am 13. Marz 2015

TOP 8e: Anfrage der CDU-Fraktion zum Ausbau des Godorfer Hafen vom
04. Marz 2015

Rechtsgrundlage: 8 12 der Geschéftsordnung des Regionalrates (GO)

Berichterstatter: Herr Hundenborn, Dezernat 32, Tel: 0221- 147-2362

Inhalt: Anfrage der CDU-Fraktion vom 04. Mérz 2015 (Seiten 2-3)
Antwort der Bezirksregierung (Seite 4)

Der Regionalrat nimmt die Antwort der Bezirksregierung zur Kenntnis.

Rickfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386
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z.@ ‘ Du REGIONALRAT | \A\L
() KOLN L
An den Vorsitzenden Frak1ionsvo"rsitzender
des Regionalrates Stefan Gétz, CDU
des Regierungsbezirkes Koln Tel.: 0221/ 1395446 Telefax: 0221/ 1395451
Herrn Rainer Deppe MdL E-Mail: info@cdu-regionalrat-koeln.de

Kéln, 04. Marz 2015

03. Sitzung des Regionalrates des Regierungsbezirkes Koln am 13. Marz 2015
hier: Anfrage gem. § 12 der Geschaftsordnung des Regionalrates Kéln

Sehr geehrter Herr Deppe,

wir bitten Sie, folgende Anfrage in die Tagesordnung der nachsten Sitzung des
Regionalrates Kéln am 13. Marz 2015 aufzunehmen:

Ausbau Godorfer Hafen

Die oftmals mangelhafte oder fehlende Verkehrsinfrastruktur ist gerade in NRW ein
wesentliches Problem, welches die positive wirtschaftliche Entwicklung hemmt und dem
Bevdlkerungswachstum in einigen Teilen des Landes im Wege steht. Kilometerlange Staus
auf den StraRen am Morgen und am Abend sind nicht einfach nur ein Argernis, sondern ein
volkswirtschaftlicher Schaden fir unser Land. Die Veranderung des Modal Split ist daher
kein unnétiger Luxus, sondern zwingend erforderlich, um die Prosperitat unserer Region zu
starken. Dazu gehort selbstverstandlich auch die Verlagerung des Giterverkehrs von
Stralle auf die Schiene und den Wasserweg, wo immer dies verkehrlich sinnvoll und
wirtschaftlich verniinftig ist.

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit seinem Urteil vom 29.02.2015 die Verfahren zur
Genehmigung des Ausbaus des Godorfer Hafens gekippt. Vor diesem Hintergrund fragen
wir die Bezirksregierung:

1. Wie beurteilt die Bezirksregierung das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
inhaltlich?

2.Halt die Bezirksregierung den Ausbau des Godorfer Hafens unter wirtschaftlichen und
verkehrlichen Aspekten nach wie vor flr erforderlich und sinnvoll?

Zeughausstrate 2-10 Telefon: 0221/ 130 54 46 Internet:  www cdu-regionalrat-koeln de
50667 Kaéln Telefax: 0221/ 139 54 51 E-Mail: info@cdu-regionalrat-koeln.de
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Godorfer Hafen
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3.Wenn Schritte zur Realisierung miissten nunmehr aus Sicht der Bezirksregierung

(und auch durch die Bezirksregierung) unternommen werden, wenn die

Notwendigkeit weiterhin bejaht wird?

Mit freundlichen GruRRen

9 R

Stefan Gotz

(Fraktionsvorsitzender)




Sachgebiet: Drucksache Seite

Anfrage der CDU-Fraktion zum Ausbau des RR 26/2015 4
Godorfer Hafen

Antwort der Bezirksregierung:

Frage 1
Eine schriftliche Begriindung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts liegt der-

zeit nicht vor. Unbeschadet dessen kommentiert die Bezirksregierung keine Entschei-

dungen des Bundesverwaltungsgerichts sondern akzeptiert diese.

Fragen 2 und 3

Der Bedarf fur eine Hafenerweiterung ist vom Antragsteller zu ermitteln und darzulegen.
Insoweit kann die Bezirksregierung schon aus Rechtsgriinden dem Verfahren nicht vor-
greifen und Verfahrenshinweise erst dann geben, wenn ein Antragsteller im Rahmen ei-

nes Verfahrens darum bittet. Das ist derzeit nicht der Fall.



Bezirksregierung Kadln

Regionalrat
Sachgebiet:

Wahl/Berufung/Umbesetzung von stimmberechtig-
ten und beratenden Mitgliedern

Drucksache Nr.: RR 25/2015

4. Sitzungsperiode

Ko6ln, den 05. Méarz 2015

Vorlage fiur die
3. Sitzung des Regionalrates
am 13. Marz 2015

TOP 9 Wahl/Berufung/Umbesetzung von stimmberechtigten und be-
ratenden Mitgliedern

Rechtsgrundlage 8§ 22 Abs. 3 Geschéftsordnung des Regionalrates (GO)

Berichterstatterin Frau Muller, Dezernat 32, Tel: 0221- 147-2386

Inhalt - Erlauterungen (Seite 2)

Beschlussvorschlag:

Der Regionalrat wahlt bez. beruft die in der Erlauterung des Beschlussvor-
schlages genannten Mitglieder in die Kommissionen.

Rickfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386
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Erlduterung:

Die CDU-Fraktion schlagt folgende Mitglieder fur die UK-Schiene vor:

Als stimmberechtigte Mitglieder werden vorgeschlagen:

Frau Birgitta Nesseler-Komp, Herr Gerd Fabian, Herr Ronald Borning, Herr Oliver

Kraul3, Herr Michael Stefer, Herr Bernd Kolvenbach und Herr Hans-Willi Dohmen.

Als beratende Mitglieder werden vorgeschlagen:

Herr Hans-Peter Hofel, Herr Benedikt Hauser , Herr Albrecht Omankowsky und Herr

Jorg Hamel.

Dariuber hinaus schléagt die CDU-Fraktion folgende Umbesetzungen in der UK
Rhein-Berg und UK Ville-Eifel vor:

Herr Wehlus wechselt von der UK Rhein-Berg in die UK Ville-Eifel. Herr Schnapp

macht seinen Platz frei.

Herr Buchen, bisher beratendes Mitglied in der UK Rhein-Berg, nimmt den Platz von

Herrn Wehlus als stimmberechtigtes Mitglied in der UK Rhein-Berg ein.

Die SPD-Fraktion beantragt fur die Verkehrskommission eine Berufung fur ein
Mitglied.

Herr Wolfgang Heller wird als beratendes Mitglied vorgeschlagen.



Bezirksregierung Kadln

Regionalrat
Sachgebiet:

Mitteilungen der Bezirksregierung Kdln

Drucksache Nr.: RR 23/2015
4. Sitzungsperiode

Koln, den 05.03.2015

Vorlage fur die
3. Sitzung des Regionalrates am 13. Marz 2015

TOP 10a(1) Fragen der Fraktion DIE LINKEN aus der letzten
Sitzung des Regionalrates zum RRX

Berichterstatterin:  Frau Muller, Dezernat 32, Tel.: 0221-147- 2386

Rickfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386
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Erlauterung:

In der letzten Sitzung war unter dem Tagesordnungspunkt 14 b (Anfrage der Fraktion
DIE LINKE zum Sachstand Rhein-Ruhr-Express, Drucksache Nr. RR91/2014) in der
Beratung der Punkt zum Planfeststellungsverfahren und zum Haltepunkt Kolin-

Muhlheim offengeblieben.

Das Dezernat 25 stellt folgende erganzende Erlauterung zur Verfiigung:

Ein etwa gewinschter Haltepunkt in Koln-Muhlheim wirde zu dem Planfeststel-
lungsabschnitt 1.1 (PFA 1.1) des RRX gehoren.
Daflr liegt bereits ein bestandskréftiger Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-

Bundesamtes vor, so dass hier Baurecht besteht.

Falls ein Halt in K6ln-Mulheim beschlossen werden sollte, so misste die DB prufen,
ob dies durch eine rein betriebliche Umstellung ohne notwendige Baumal3hahme
maoglich ware oder ob dafur eine Baumal3Bhahme (z.B. zusatzliches Gleis, weiterer
Bahnsteig etc.) notwendig ware. Daflr musste dann wiederum das Baurecht ge-
schaffen werden.

Soweit eine Betriebsanlage der DB gebaut werden misste, wird daftr wieder ein
Planfeststellungsverfahren (unwahrscheinlicher ein Plangenehmigungsverfahren)
erforderlich werden. Dies hangt vom Umfang der MaRnahme und der davon ausge-
|6sten Betroffenheiten ab. Soll der 0.g. Planfeststellungsbeschluss des EBA vor Fer-
tigstellung des PFA 1.1 geandert werden, handelt es sich um einen Fall des § 76 |
VWVIG.



Bezirksregierung Kadln

Regionalrat
Sachgebiet:

Mitteilungen der Bezirksregierung Kdln

Drucksache Nr.: RR 24/2015
4. Sitzungsperiode

Koln, den 06.03.2015

Vorlage fur die
3. Sitzung des Regionalrates am 13. Marz 2015

TOP 10 a(2) Fragen der Fraktion DIE LINKEN aus der letzten
Sitzung des Regionalrates zu den Kampfmitteln
Im Hambacher Forst

Berichterstatterin:  Frau Muller, Dezernat 32, Tel.: 0221-147- 2386

Rickfragen richten Sie bitte an die Geschéftsstelle des Regionalrates unter der Telefonnummer: 0221 / 147-2386
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Erlauterungen:

Zu dem TOP 14c der letzten Sitzung waren noch Fragen offen geblieben.

Antwort der Bezirksreqgierung Arnsberqg:
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Bezirksregierung Arnsberg
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NBW

Bezirksregierung Arnsberg - Postfach » 44025 Dortmund

Bezirksregierung Kdln
Dezernat 32
-Geschéfisstelle Regionalrat-

50606 Koln

Anfrage nach § 11 GO des Regionalrats
Hambacher Forst, Kampfmittel

Ihre Mail vom 16. Jan. 2015

Anlagen: chne

Sehr geehrte Damen und Herren,

meine kranksheitsbedingt sp&te Antwort auf Ihre Mail vom 16. Jan. 2015

bitte ich zu entschuldigen.

Sie schildern darin Klarungsbedarf, der von Herrn Singer (LINKE)
hinsichtlich meines Schreibens vom 24. Nov. 2014 zu TOP 14c
Hambacher Forst (Kampfmittel) der Regionalratssitzung vom 28. Nov.

2014 gesehen wird.

Unter Bezugnahme darauf wiederhole und ergénze ich meine Antwort zu

Frage 2 wie folgt:

2. Wenn die Vermutung besteht, dass im Hambacher Forst noch
geféhrliche Kampfmittel und alte Munition liegen, miissten dann nicht die
Flachen, auf denen Bdume geféllt werden sollen, vor den Féllarbeiten
entsprechenden Blindgéngeruntersuchungen unterzogen werden?

Anmoﬁ:

Der Bezirksregierung Arnsberg liegen keine besonderen Hinweise zu von
Kampfmitteln ausgehenden besonderen Gefahren im Hambacher Forst
vor. Die Kampfmittelverordnung sieht fiir Waldflachen, die forst-
wirtschaftlich genutzt oder auf denen PflegemaBnahmen unternommen
werden, keine obligatorische Untersuchung auf Kampfmittel vor. Unter

Datum:

5. Mérz 2015
Aktenzeichen:
61.91.53-2014-73

bei Antwort bitte angeben

Auskunft erteilt:
Herr Rolf Petri

Telefon: 02421/3440-11
Fax: 02931/824-7184

Josef-Schregel-Str. 21
52349 Diren

Hauptsitz:
Seibertzstr. 1, 59821 Arnsberg

Telefon: 02931 82-0

poststelle@bra.nrw.de
www. bra.nrw.de

Servicezeiten:

08.30 = 12.00 Uhr

und 13.30 — 16.00 Uhr
Freitags von

08:30 — 14.00 Uhr

Konto der Landeskasse
Diisseldorf bei der Landesbank
Hessen-Thiringen:

4008017

BLZ 30050000

|IBAN: DE27 3005 0000 0004
008017

BIC: WELADEDD
Umsatzsteuer ID:
DE123878675
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forstwirtschaftlicher Nutzung sind dabei insbesondere alle Fallarbeiten zu verstehen.
AuBer in Fallen spezieller Geféhrdung, wie sie hier aber nicht vorliegt, werden
KampfmittelUberprifungen Gblicherweise nach den Féllarbeiten durchgefihrt.

Gleichwohl wird das Abbauvorfeld vor dem Eingriff durch den Schaufelrad-
bagger auf Metallteile abgesucht (siehe auch Antwort zu Frage 1).

Mit freundlichen GriiBen

Im Auftrag:

1o

(Petri)




	TOP_03_Niederschrift.pdf
	Bezirksregierung Köln
	Regionalrat
	Beschlussvorschlag:

	Köln, den 11.02.2015
	Vorlage für die
	3. Sitzung des Regionalrates
	am 13. März 2015
	Vorsitzender:

	Teilnehmer:
	siehe beigefügte Anwesenheitsliste

	TOP_4.pdf
	Bezirksregierung Köln
	Regionalrat
	Beschlussvorschlag:

	Köln, den 11.02.2015
	Vorlage für die
	3. Sitzung des Regionalrates am
	13.03.2015

	TOP_5.pdf
	Bezirksregierung Köln
	Regionalrat
	Beschlussvorschlag:

	Köln, den 06. Februar 2015
	Vorlage für die
	3. Sitzung des Regionalrates am 13. März 2015
	Niederschrift Anlage 1.pdf
	Niederschrift der schriftlichen Erörterung
	Kurzfassung der Stellungnahme


	TOP_06_Fernbus.pdf
	Bezirksregierung Köln
	Regionalrat
	Köln, den 11. Februar 2015
	Vorlage für die
	3. Sitzung des Regionalrates
	am 13. März 2015

	TOP_07_Auswirkungen der Umorganisation des Landesbetrieb Straßen.pdf
	Bezirksregierung Köln
	Regionalrat
	Köln, den 11. Februar 2015
	Vorlage für die
	3. Sitzung des Regionalrates
	am 13. März 2015

	TOP_8c_Anfrage.pdf
	Bezirksregierung Köln
	Regionalrat
	Köln, den 11. Februar 2015
	Vorlage für die 3. Sitzung des Regionalrates
	am 13. März 2015

	TOP_8d_Anfrage.pdf
	Bezirksregierung Köln
	Regionalrat
	Köln, den 11. Februar 2015
	Vorlage für die 3. Sitzung des Regionalrates
	am 11. März 2015

	TOP_9_Wahl_Berufung_Umbesetzung_stimmberechtigter_beratender_Mitglieder_Vorblatt.pdf
	Bezirksregierung Köln
	Regionalrat
	Köln, den 05. März 2015
	Vorlage für die
	3. Sitzung des Regionalrates
	am 13. März 2015




